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WARUM MACHEN WIR E IN ROHSTOFFKONZEPT?

 

Produkte aus heimischen mineralischen Rohstoffen be-

gegnen uns im täglichen Leben bei fast jeder Gelegenheit: 

nicht nur beim Hausbau in Form von Werksteinen oder 

Ziegeln, Betonfertigteilen, Zement, Sand und Kies, beim 

Straßenbau als Schotter oder Splitt, sondern auch bei we-

niger auffälligen Alltagsgegenständen wie Geschirr aus 

Steingut, Ton oder Porzellan, bei jeder Art von Glas bis hin 

zu Bestandteilen von Medizinprodukten. Aber woher kom-

men die Millionen Tonnen von Sand, Kies und Kalkstein, 

die in Baden-Württemberg jedes Jahr benötigt werden?

 

Glücklicherweise ist unser Land reich an mineralischen Pri-

märrohstoffen, wenn auch die verschiedenen Rohstoffgrup-

pen aufgrund der geologischen Verhältnisse nicht gleich-

mäßig über das Land verteilt sind: Die Zementindustrie ist 

auf das Engste mit den großen Kalk- und Mergelsteinbrü-

chen der Schwäbischen Alb und des Kraichgaus verknüpft, 

Sande und Kiese finden sich vorzugsweise im Rheintal oder 

im oberschwäbischen Alpenvorland, während Vulkange-

steine nur an ganz wenigen Stellen in Baden-Württemberg 

vorkommen.

 

Baden-Württemberg ist ein hoch industrialisiertes und zum 

Teil sehr dicht besiedeltes Land. Das führt einerseits zu 

einem sehr hohen Bedarf an Rohstoffen vor allem für die 

Bautätigkeit und andererseits viel schneller zu Interessen-

konflikten als in dünn besiedelten Gegenden. Nicht jeder 

möchte, dass in seiner Gemeinde ein Steinbruch betrieben 

wird oder dass Schwerlastverkehr durch seinen Ort fließt. 

Die Landwirtschaft möchte auch nur zum vorübergehen-

den Abbau keine ertragreichen Wiesen und Felder aufge-

ben. Waldflächen und Erholungsgebiete sollen erhalten 

bleiben. Der Naturschutz setzt sich für die Erhaltung von 

naturschutzfachlich bedeutsamen Lebensräumen und ge-

schützten Arten ein. Und der Grundwasserschutz muss 

sich um die Belange eines anderen wertvollen Rohstoffs 

kümmern: das Grundwasser, als wichtigste Ressource für 

die Trinkwasserversorgung im Land. Intakte Deckschich-

ten schützen das Grundwasser vor Schadstoffeinträgen. 

 

Es wird also sofort offensichtlich: Bei so vielen widerstreben-

den Interessen gibt es eine Weiterentwicklung nur, wenn 

ein Ausgleich gefunden werden kann. Man mag in Frage 

stellen, ob wir mineralische Primärrohstoffe überhaupt im 

Land gewinnen müssen. Wir könnten doch hochwertigen 

Kalkstein aus Carrara importieren, Sand in der Ostsee ab-

baggern lassen oder Kies aus dem Himalaya-Vorland nach 

Baden-Württemberg holen. Bei näherer Betrachtung wird 

jedoch schnell klar: Selbst ohne die enorme CO2-Belastung 

durch die extrem langen Transportwege per Lastwagen 

und Schiff wäre ein solches Vorgehen nicht nachhaltig. Die 

Schwierigkeiten und Probleme würden lediglich dorthin 

verlagert, wo wir es nicht sehen. Dabei würden aber auch 

Arbeitsplätze und Wertschöpfung verloren gehen.

Vorwort
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Fakt ist: Wir benötigen Rohstoffe vor Ort, um bauen und 

wirtschaften zu können, um Lieferketten zu erhalten, um 

Infrastruktur zu modernisieren und zu errichten. Deshalb 

ist klar, dass der Rohstoffbedarf möglichst regional gedeckt 

werden sollte.

 

Recycling, Ressourceneffizienz und nachwachsende Roh-

stoffe sind dabei wesentliche Ansätze, um die Primärroh-

stoffnutzung zu verringern. Diese Ansätze werden intensiv 

verfolgt. Die Gewinnung von mineralischen Primärrohstof-

fen wird unabdingbar für die Rohstoffversorgung bleiben.

 

Es lässt sich also zusammenfassen, dass wir einerseits einen 

Bedarf an mineralischen Primärrohstoffen im Land haben, 

gleichzeitig aber auch auf die Nachhaltigkeit, die Belange 

der betroffenen Bevölkerung, der Siedlungsentwicklung 

für Industrie, Gewerbe und Wohnraum, den Natur-, Ar-

ten- und Grundwasserschutz sowie die Land- und Forst-

wirtschaft achten müssen.

 

Dieses Spannungsfeld will das vorliegende Rohstoffkon-

zept beleuchten. Es kann die widerstrebenden Interessen 

nicht auflösen, sondern soll einen Beitrag dazu leisten, das 

Bewusstsein für den nachhaltigen Umgang mit unseren 

mineralischen Rohstoffen zu stärken, Zielkonflikte trans-

parent zu machen, den rechtlichen und fachlichen Rahmen 

für Rohstoffsicherung und -gewinnung darzustellen und 

vielleicht den einen oder anderen Weg des aufeinander Zu-

gehens aufzuzeigen.

 

 

 

 

 

 

Thekla Walker MdL

Ministerin für Umwelt, Klima und 

Energiewirtschaft des Landes Baden-Württemberg
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1.1 AUF TR AG UND VER ANL ASSUNG

Baden-Württemberg verfügt über ein beachtliches Potenzial 

an heimischen mineralischen Primärrohstoffen. Diese sind 

Basis inländischer Wertschöpfungsketten und unabdingbare 

Grundlage von Wirtschaftszweigen wie dem Wohnungsbau 

und Hochbau oder der Errichtung und Sanierung öffentli-

cher Infrastruktur. Heimische Vorkommen und Lagerstät-

ten besitzen eine wesentliche Funktion als Grundrohstoff 

sowie als Zusatz-, Begleit- und Wirkstoff in verschiedenen 

Verfahren zahlreicher Industriebranchen. So werden bei-

spielsweise in Baden-Württemberg gewonnene hochreine 

Kalksteine als Weiß- und Branntkalke, Körnungen für die 

Baustoffindustrie sowie für die Glasindustrie, Wasserauf-

bereitung und Futtermittelindustrie verwendet. Heimische 

mineralische Rohstoffe liefern auch einen wertvollen Bei-

trag zum alltäglichen Leben der Bürgerinnen und Bürger 

und decken einen Teil der jährlich im Land benötigten 

Rohstoffe. Rohstoffsicherung ist somit eine Aufgabe der 

Daseinsvorsorge. Eine immer wichtiger werdende und 

nicht mehr wegzudenkende Rohstoffquelle sind daneben 

auch die Sekundärrohstoffe, die beispielsweise aus Bau-

schutt und Straßenaufbruch gewonnen werden.

 

Das Thema „Heimische mineralische Rohstoffe“ wurde 

bereits in der Vergangenheit aus unterschiedlichen Blick-

winkeln betrachtet und in verschiedenen Ausarbeitungen 

aufgegriffen.

 

Die Landesregierung hat in der Landesstrategie Ressourcen

effizienz vom März 2016 unter Bezugnahme auf das ge-

plante Rohstoffkonzept in Maßnahme 20 im Aktionsfeld 

„Nachhaltige Rohstoffgewinnung und sichere Rohstoffver-

sorgung der Wirtschaft“ mit dem Thema Rohstoffgewin-

nung befasst: „Baden-Württemberg wird die Gewinnung 

und Nutzung einheimischer Rohstoffe unter den Gesichts-

punkten der Nachhaltigkeit und einer sicheren Versorgung 

weiterentwickeln und das Rohstoffsicherungskonzept des 

Landes Baden-Württemberg fortschreiben. Durch die Er-

schließung und Nutzung vor allem qualitativ hochwertiger 

Lagerstätten sollen Flächeninanspruchnahme und Energie-

verbrauch durch den Rohstoffabbau reduziert werden.“

 

Die Ressourceneffizienzstrategie des Landes trägt dem Um-

stand Rechnung, dass sowohl aus ökologischer als auch 

ökonomischer Sicht die intelligente Nutzung knapper Roh-

stoffe und Energieträger geboten ist. Sie schafft den konzep-

tionellen Rahmen mit klaren Zielen für die Landespolitik 

und bündelt und vernetzt bestehende Maßnahmen. Die 

Landesstrategie Ressourceneffizienz fokussiert sich stark 

auf die Industrie und das produzierende Gewerbe als Ad-

ressat und hat zugleich eine große Bandbreite an Maßnah-

men und Aktionsfeldern identifiziert. Sie ist die Grundlage 

für neue Initiativen zur Stärkung der Ressourceneffizienz. 

Das Rohstoffkonzept fokussiert sich auf heimische minera-

lische Rohstoffe, deren Sicherung und Gewinnung, ohne 

Energie- und Metallrohstoffe zu betrachten, welche wieder-

um von der Landesstrategie Ressourceneffizienz mitberück-

sichtigt werden.

Hier zeigt sich, dass Rohstoffkonzept und Ressourceneffizi-

enzstrategie in engem Zusammenhang stehen, jedoch eine 

unterschiedliche Bandbreite, Schwerpunktsetzung und Be-

trachtungsweise haben.

 

Bei einem bestimmten Ausschnitt bestehen thematische 

Überschneidungen, die auch in Zukunft das Verhältnis 

zueinander mitbestimmen werden. So wurde im Rahmen 

der Fortentwicklung der Landesstrategie die Ressourcen

effizienz in der Baubranche als ein Schwerpunktthema 

identifiziert, da die Baurohstoffe die größten Massenströme 

ausmachen. Die Gewinnung von Steine- und Erdenrohstof-

fen und ihr ressourcenschonender Einsatz sind naturgemäß 

auch Bestandteil des Rohstoffkonzepts.

 

Durch die Betrachtung von Themen aus unterschiedlichen 

Blickwinkeln bieten sich Chancen, bestimmte Punkte de-

tailliert zu vertiefen und für alle relevanten Akteure ver-

fügbar zu machen. Auf Maßnahmenebene kommt es zu 

unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen, von denen alle 

profitieren können. 

 

 

 

01 Einleitung und Exposé
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Gegenseitige Mitarbeit in den entsprechenden Arbeitskrei-

sen gewährleistet, dass relevante Informationen in beide 

Richtungen fließen. 

 

Im Rohstoffsicherungskonzept des Landes Baden-Württem-

berg Stufe 2 (RSK 2) aus dem Jahr 2004 hat man sich mit 

den vielfältigen Aspekten und Herausforderungen einer zu-

kunftsorientierten Rohstoffversorgung auseinandergesetzt. 

Dieses sollte die Grundlage für die Rohstoffpolitik des Lan-

des in den folgenden 10 bis 15 Jahren legen.

 

Seither sind die Herausforderungen nicht kleiner geworden: 

Auch in der heutigen Zeit werden Rohstoffe in unterschied-

lichsten Einsatzbereichen benötigt – von der Industrie über 

das Baugewerbe bis hin zum Straßenbau ist man auf hei-

mische mineralische Rohstoffe angewiesen. Auch wenn es 

Fortschritte im Recycling und in der Substitution von Mate-

rialien gibt, werden künftig Primärrohstoffe benötigt.

 

Zudem sind die Rahmenbedingungen nicht günstiger ge-

worden. Rohstoffe sind nicht unbegrenzt verfügbar: Bei 

den heimischen mineralischen Rohstoffen handelt es sich 

um endliche Ressourcen, deren Vorkommen irgendwann 

erschöpft sein werden. 

 

Darüber hinaus sind Rohstoffvorkommen standortgebun-

den. Sie sind nicht gleichmäßig über das Land verteilt und 

finden sich nicht immer dort, wo sie benötigt werden. Der 

Zugriff ist nicht immer und oft nur unter erschwerten Be-

dingungen aufgrund der vielfältigen Nutzungskonkurren-

zen möglich.

 

Eine weitere Problemstellung, die sich seit der Vorlage des 

RSK 2 im Jahr 2004 verstärkt hat, ist die schwindende Ak-

zeptanz der Rohstoffsicherung und ein vermehrter Wider-

stand in der Öffentlichkeit gegen Rohstoffabbau.

 

Um der politischen Verantwortung gerecht zu werden, 

haben sich BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Baden-Würt-

temberg und CDU Baden-Württemberg schon im Koa-

litionsvertrag vom 9. Mai 2016 den Auftrag gegeben, die 

Rohstoffstrategie des Landes fortzuschreiben und dabei 

Aspekte der Nachhaltigkeit wie Baustoffrecycling, Opti-

mierung von Stoffströmen sowie die dauerhafte regionale 

Baustoffversorgung mit kurzen Transportwegen besonders 

zu berücksichtigen. Bestehende und neue Rohstoffabbau

stätten sollen zur dauerhaften Sicherung der Rohstoffver-

sorgung und bei entsprechender Eignung als Bestandteil 

des landesweiten Biotopverbundes in die Regionalpläne 

integriert werden.

 

Im vorliegenden Konzept „Nachhaltige Nutzung minera-

lischer Rohstoffe in Baden-Württemberg“ sollen die ein-

zelnen Ansätze und Gesichtspunkte zusammengeführt 

werden, um eine zukunftsorientierte Rohstoffpolitik zu 

gestalten, die alle Belange hinreichend berücksichtigt und 

einen angemessenen Ausgleich verfolgt. Nachhaltige Roh-

stoffnutzung bedeutet, dass auf allen Ebenen die ökologi-

schen, ökonomischen und soziokulturellen Dimensionen 

und Aspekte integriert und berücksichtigt werden. Das 

beinhaltet große Herausforderungen, aber auch Chancen, 

die die Landesregierung mit diesem Konzept aufgreifen 

will. Allerdings ist auch zu berücksichtigen, dass wegen der 

Komplexität eine Steuerung all dieser Faktoren anspruchs-

voll und nur gemeinsam mit allen beteiligten Akteuren 

möglich sein wird. 

 

Baden-Württemberg ist Klimaschutzland. Das Land strebt 

an, so schnell wie möglich entlang des 1,5-Grad-Ziels 

Klimaneutralität mit Netto-Null-Emissionen zu errei-

chen, spätestens im Jahr 2040. Das bedeutet auch, dass 

die ambitionierten Klimaschutzziele Baden-Württembergs 

– darunter Klimaneutralität bis 2040 zu erreichen – den 

übergeordneten Handlungsrahmen für das gesamte Re-

gierungshandeln bilden. Bereits jetzt besteht sowohl nach 

dem Bundesklimaschutzgesetz als auch nach dem Klima-

schutzgesetz Baden-Württemberg die ausdrückliche Pflicht 

zur Berücksichtigung des Klimaschutzes durch öffentliche 

Stellen bei Planungen und Entscheidungen. Im Einzelfall 

ist also insbesondere bei Ermessens- und Abwägungsent-

scheidungen die Relevanz des Klimabelangs zu ermitteln 

und bei der Entscheidung zu berücksichtigen.

 

In diesem Sinne sind auch im Rohstoffkonzept für diesen 

Bereich relevante Aspekte, die den Klimaschutz betreffen, 

aufgegriffen worden. Wichtige Punkte in diesem Zusam-

menhang sind die Berücksichtigung durch Rohstofftrans-

porte entstehender Emissionen durch die Vermeidung 

01  E INLE ITUNG UN D E XPOSÉ



8 NACHHALTIGE NUTZUNG MINERALISCHER ROHSTOFFE IN BADEN-WÜRTTEMBERG

langer Transportwege sowie die umfassende Abwägung der 

öffentlichen und privaten Belange bei der Auswahl von Flä-

chen für Rohstoffsicherung und -abbau durch die Träger 

der Regionalplanung nebst der Rekultivierung und Renatu-

rierung der Abbauflächen nach Abschluss des Rohstoffab-

baus durch die Vorhabenträger.

 

Das Konzept rekurriert neben Recycling und Substitution 

von Rohstoffen auf deren nachhaltige Sicherung und Ge-

winnung. 

 

Mit der Maßnahme M8 Innovative Ansätze wird eine 

Brücke in den Bereich der (Weiter-)Verarbeitung von 

Rohstoffen, der nicht originär Inhalt dieses Konzepts ist, 

geschlagen. Der Sektor der Zementherstellung beinhaltet 

ein enormes Entwicklungspotenzial bei der Reduktion der 

Kohlendioxidemissionen. Konkrete Umsetzungsschritte 

und Maßnahmen auf dem Weg zu Klimaneutralität und 

einer nachhaltigen Produktion in den Zementwerken und 

der Bauwirtschaft wird die Landesregierung im Rahmen 

weiterer Schritte erarbeiten. Die Weichen hierfür hat sie 

mit dem Koalitionsvertrag 2021-2026 „Jetzt für Morgen 

– Der Erneuerungsvertrag für Baden-Württemberg“ zwi-

schen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Baden-Württemberg 

und CDU Baden-Württemberg gestellt: „Auf ihrem Weg 

zur Klimaneutralität wollen wir die Zementindustrie und 

auch die Bauwirtschaft begleiten.“ 

 

Auch über Rohstoffsubstitution, die zur Schonung der hei-

mischen Rohstoffvorräte beiträgt, können Treibhausgase-

missionen, die im Rahmen der Verarbeitung mineralischer 

Rohstoffe entstehen, reduziert werden. Mit der Holzbauof-

fensive des Landes sollen die Aspekte des Klimaschutzes 

bei der Baustoffwahl stärker berücksichtigt werden.

 

Im Hinblick auf zukünftige Entwicklungen, Maßstäbe und 

Zielvorgaben im Klimaschutz wird auch der Inhalt dieses 

Konzepts einer entsprechenden Auslegung und Weiterent-

wicklung unterliegen.

 

Die Realisierung finanzwirksamer Maßnahmen wird im 

Rahmen einer nachhaltigen Finanzpolitik erfolgen. Ein 

solcher erfordert auch einen verantwortungsvollen, gene-

rationengerechten Umgang mit den finanziellen Ressour-

cen. Für neue Maßnahmen wird daher zunächst Spielraum 

durch die Umschichtung im Rahmen vorhandener Mittel 

geschaffen. Es ist außerdem Sache des jeweils zuständigen 

Ressorts, zu prüfen, ob die jeweilige Maßnahme – soweit 

Kommunen berührt sind – Konnexität auslöst und bei 

Bedarf entsprechende Folgerungen zu ziehen. Die Bereit-

stellung von Ressourcen bleibt dem Haushaltsgesetzgeber 

vorbehalten und wird in den jeweiligen Haushaltsaufstel-

lungsverfahren unter Berücksichtigung der haushaltspoliti-

schen Rahmenbedingungen entschieden.

 

1. 2 LE ITL INIEN DES KONZEPTS

Die Vorkommen von heimischen mineralischen Primär-

rohstoffen sind begrenzt. Ihre Verfügbarkeit ist wegen einer 

Vielzahl von konkurrierenden Nutzungsansprüchen nicht 

immer gegeben. Ihr Abbau hat Auswirkungen auf Natur 

und Umwelt sowie die betroffenen Kommunen und die 

Nachbarschaft. Ein sparsamer Umgang mit unseren Res-

sourcen ist unabdingbar. Ressourceneffizienz, Substitution 

und Recycling sind dabei wesentliche Bausteine, die zu ei-

nem geringeren Rohstoffverbrauch und damit zu einer län-

gerfristigen Verfügbarkeit unserer Vorräte beitragen. Selbst 

bei allen Bemühungen um einen sparsamen Umgang mit 

diesen Ressourcen und auch durch eine Steigerung von 

Ressourceneffizienz, Substitution und Recycling werden 

wir zukünftig auf die Vorkommen von Primärrohstoffen 

und ihren Abbau in Baden-Württemberg angewiesen sein.

 

Die Errichtung und Sanierung von Gebäuden, insbeson-

dere die Schaffung von Wohnraum, sowie eine Moderni-

sierung der Verkehrsinfrastruktur sind ohne mineralische 

Rohstoffe nicht denkbar. Es ist eine wichtige Aufgabe für 

Baden-Württemberg, eine bedarfsgerechte nachhaltige Si-

cherung und Versorgung mit heimischen mineralischen 

Rohstoffen auch für die Zukunft zu gewährleisten. 

 

Die nachhaltige Sicherung und Versorgung mit heimischen 

mineralischen Rohstoffen ist eine gesamtgesellschaftliche 

Aufgabe, die nur durch das gemeinsame Engagement und 

das Verantwortungsbewusstsein von Unternehmen, Politik, 

Verwaltung und Gesellschaft gelingen wird. Das Konzept 

soll daher allen Beteiligten ein breites Verständnis von der 

Nutzung und der Gewinnung der heimischen minerali-

schen Rohstoffe vermitteln.

01  E INLE ITUNG UN D E XPOSÉ
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Das Konzept für Baden-Württemberg soll sich an den nach-

folgenden Leitlinien orientieren. Die Reihenfolge der Leit

linien stellt keine Gewichtung dar:

•	 Senkung des Primärrohstoffverbrauchs durch Steigerung 

von Ressourceneffizienz bei der Verwendung, Recycling 

und Substitution

•	 nachhaltige Sicherung der Rohstoffversorgung auch für 

zukünftige Generationen

•	 nachhaltige und ressourcenschonende Primärrohstoffge-

winnung

•	 Steigerung der Akzeptanz für die Sicherung und die Ge-

winnung heimischer mineralischer Rohstoffe in der Be-

völkerung

1.3 AUSGANGSSITUATION – ÜBERBLICK ÜBER 

DIE DERZEIT IGE ROHSTOFFGEWINNUNG IN 

BADEN-WÜRT TEMBERG

In Baden-Württemberg werden mineralische Rohstoffe 

überwiegend im Tagebau gewonnen. Hierzu gehören: 

Kiese und Sande, Natursteine, Naturwerksteine, Zement

rohstoffe, grobkeramische Rohstoffe, hochreine Kalksteine, 

Quarzsande sowie Sulfatgesteine. Hochreine Kalksteine 

und Sulfatgesteine werden nicht nur über Tage, sondern 

auch bergmännisch, also unter Tage abgebaut. In Bergwer-

ken findet in Baden-Württemberg außerdem die Gewin-

nung von Steinsalz sowie von Fluss- und Schwerspat statt. 

 

Laut Angaben des Landesamts für Geologie, Rohstoffe und 

Bergbau Baden-Württemberg (LGRB), der zentralen geo-

wissenschaftlichen Fachbehörde in Baden-Württemberg, 

werden im Land Baden-Württemberg gegenwärtig in fast 

500 Gewinnungsstellen knapp 100 Millionen Tonnen an 

Steinen und Erden sowie Industriemineralen pro Jahr ge-

wonnen. Mengenmäßig am bedeutendsten sind Kiese und 

Sande sowie Kalksteine. Diese Rohstoffe werden zum Bei-

spiel im Verkehrswegebau, für die Herstellung von Baustof-

fen und als Betonzuschlag verwendet. 
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Der baden-württembergische Anteil an der Gesamtrohstoff-

produktion in Deutschland (inklusive Stein- und Braun-

kohle, welche hierzulande nicht abgebaut werden) liegt bei 

rund 12 Prozent. Vergleicht man die oberflächennahe Roh-

stoffförderung und -produktion aller Bundesländer, steht 

Baden-Württemberg an dritter Stelle. Pro Kopf wurden in 

Baden-Württemberg pro Jahr 8,4 Tonnen oberflächennaher 

mineralischer Rohstoffe gefördert, wovon 7,3 Tonnen pro 

Einwohner zu Produkten aufbereitet wurden. Dies ent-

spricht im Mittel etwas über dem bundesweiten Durch-

schnitt an Förderung und Produktion von 7,4 Tonnen pro 

Einwohner. Laut Landesrohstoffbericht 2019 werden im 

langjährigen Mittel rund 0,15 Prozent der Landesfläche für 

die Gewinnung oberflächennaher Rohstoffe genutzt.

 

Nicht alle mineralischen Rohstoffe, die in Baden-Württem-

berg benötigt werden, können aus Lagerstätten im Land 

gewonnen werden. Bentonite, Marmor und Basalt werden 

beispielsweise nach Baden-Württemberg eingeführt. Bei 

Energie- und Metallrohstoffen, die nicht Teil dieses Kon-

zepts sind, ist Baden-Württemberg derzeit gänzlich auf Im-

porte angewiesen.

Abbildung 1: Gewinnung heimischer mineralischer Rohstoffe in Baden-Württemberg
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1.4 BETEIL IGUNGSPROZESS

Um den breiten Sachverstand unterschiedlichster Ak-

teure zu integrieren und eine größtmögliche Akzeptanz 

zu erreichen, wurde mit einer Auftaktveranstaltung am 

5. Oktober 2017 ein etwa 70 Mitglieder umfassender Ar-

beitskreis (siehe Anlage 7.4) aus kompetenten Teilneh-

merinnen und Teilnehmern aus der Verwaltung, von Inte-

ressenverbänden aus der Industrie sowie von Umwelt- und 

Naturschutzverbänden gebildet. Dieser Arbeitskreis hat bis 

zum Frühjahr 2018 in drei weiteren moderierten Sitzungen 

die Themenfelder Rohstoffversorgung und Bedarf, Roh-

stoffnutzung, Raumnutzung und Öffentlichkeit bearbeitet.  

Das RSK 2 sowie andere Leitfäden und Handlungsanleitun-

gen wurden in der Diskussion berücksichtigt. Zur Gewähr-

leistung eines transparenten und nachvollziehbaren Verfah-

rens wurden die Ergebnisse der Arbeitskreissitzungen im 

Nachgang zu jeder Sitzung zusammengefasst und an alle 

Mitglieder des Arbeitskreises mit der Möglichkeit zur Stel-

lungnahme versendet. Diese Vorgehensweise wurde von 

den Teilnehmerinnen und Teilnehmern insgesamt positiv 

bewertet. Der auf dieser Grundlage erarbeitete Entwurf des 

Umweltministeriums wurde am 27. Juli 2020 mit dem Ar-

beitskreis erörtert.

 

Die Ergebnisse aus den Arbeitskreissitzungen und die Stel-

lungnahmen der Mitglieder sind in das Rohstoffkonzept 

eingeflossen und haben dieses mitgestaltet.

Abbildung 2: Auftaktveranstaltung
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1.5 WESENTLICHE AUSSAGEN DER K APITEL 2 B IS 5

Im nachfolgenden Konzept, das sich sowohl an die rohstoff-

gewinnenden Betriebe, an Planungs- und Genehmigungs-

behörden als auch an Bürgerinnen und Bürger richtet, 

werden ausgehend von den dargestellten Leitlinien die ver-

schiedenen Themenkomplexe und die damit verbundenen 

Herausforderungen dargestellt und die für die Bewältigung 

dieser Aufgaben in Frage kommenden Maßnahmen vorge-

schlagen. Zur Umsetzung und zum Gelingen des Konzepts 

sind alle Beteiligten angesprochen, ihren Beitrag zu leisten.

 

1.5 .1 SENKUNG DES PRIMÄRROHSTOFF VERBR AUCHS 

DURCH STEIGERUNG VON RESSOURCENEFFIZ IENZ BE I 

DER VERWENDUNG, RECYCLING UND SUBSTITUTION

Der Primärrohstoffverbrauch ist zu senken: Ressourceneffi-

zienz, Recycling und Substitution sind zu steigern, um eine 

nachhaltige Senkung des Primärrohstoffeinsatzes zu errei-

chen. Gerade im Bereich der heimischen mineralischen 

Rohstoffe gilt der Grundsatz: Der Einsatz von Rohstoffen ist 

auf das technisch mögliche und wirtschaftlich vertretbare 

Minimum zu begrenzen, der Einsatz von Sekundärroh-

stoffen hat Vorrang vor dem Einsatz von Primärrohstoffen. 

Der Vorrang gilt nicht, wenn Sekundärrohstoffe aus techni-

schen Gründen für den konkreten Einsatz ungeeignet sind, 

ihre Umweltbilanz schlechter oder ihr Einsatz wirtschaft-

lich nicht vertretbar ist.

 

Eine nachhaltige, langfristige und sichere Rohstoffversor-

gung kann nur gelingen, wenn Sekundärrohstoffe soweit 

wie möglich genutzt werden. Ressourceneffizienz, Recy-

cling und Substitution sind hierfür die Schlüsselfaktoren. 

Sie sind ein wichtiger Baustein dieses Konzepts, aber auch 

anderer Strategien der Landesregierung, wie zum Beispiel 

der Ressourceneffizienzstrategie. Bei der Fortschreibung 

der Ressourceneffizienzstrategie soll ein besonderes Au-

genmerk auf die Baurohstoffe gelegt werden, da diese die 

größten Stoffströme ausmachen.

 

Über das Recycling von Bauschutt, Straßenaufbruch und 

anderen Bau- und Abbruchabfällen werden heute etwa 

11 Prozent der Primärrohstoffe substituiert. Eine weitere 

Steigerung der Substitution von Primärrohstoffen ist mög-

lich und muss das Ziel sein. Dabei ist zu berücksichtigen, 

dass die zur Verfügung stehende Menge an Recyclingbau-

stoffen auch von der Menge des zur Verfügung stehenden 

Abbruchmaterials und damit auch von der Entwicklung der 

Rückbautätigkeiten und der Erneuerung der Infrastruktur 

abhängt.

 

Grundsätzlich ist die Bereitstellung möglichst hochwerti-

ger, qualitätsgesicherter Sekundärrohstoffe anzustreben. 

Der Einsatz von ressourcenschonendem Beton (R-Beton) 

und die Wiederverwendung von Ausbauasphalten (RC-As-

phalt) sind hierfür gute Beispiele. Die öffentliche Hand 

sollte ihre Vorbildfunktion noch stärker wahrnehmen und 

in Ausschreibungen als Träger öffentlicher Bauvorhaben 

den geeigneten Einsatz von Sekundärrohstoffen vorrangig 

vorsehen, sofern nicht deren Umweltbilanz schlechter ist 

oder eine Unwirtschaftlichkeit vorliegt. Die Einführung ei-

nes bundesweiten Bewertungssystems (Gütesiegel) für die 

Rückbaubarkeit von Bauprodukten sowie die Berücksichti-

gung der Recyclingfähigkeit bei neu entwickelten Baustof-

fen wird empfohlen. Es sollte bei Regelungsvorhaben auf 

allen Rechtsebenen (EU, Bund und Land) auf recycling-

freundliche Lösungen hingewirkt werden.

 

Für bisher nicht genutzte Materialien, die bei Rohstoffge-

winnung, Recycling oder bei Baumaßnahmen anfallen, 

sollen möglichst Märkte gefunden (zum Beispiel Einsatz 

von Brechsanden bei der Herstellung von R-Beton) bezie-

hungsweise Verwertungskonzepte ausgearbeitet werden. Es 

sollten alle wirtschaftlich vertretbaren Möglichkeiten zur 

Verwertung dieser Materialien in Betracht gezogen werden, 

um den Einsatz von Primärrohstoffen zu reduzieren. Der 

nicht verwertbare Anteil, der deponiert werden muss, ist zu 

minimieren. Innovative Ansätze, zum Beispiel auf dem Sek-

tor der Zement- und Asphaltherstellung, sind ein Beispiel 

für die Entwicklung ressourcenschonenderer Lösungen.
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Neben der Herstellung von Recyclingprodukten, der hö-

herwertigen Verwertung von Abraum und der Verwertung 

bisher gar nicht genutzter Anteile von Abraum kann ein 

schonender Umgang mit unseren heimischen minerali-

schen Rohstoffen auch durch Substitution durch nachwach-

sende Rohstoffe, insbesondere Holz erfolgen.

 

1.5 . 2 NACHHALTIGE S ICHERUNG DER ROHSTOFF VER-

SORGUNG AUCH FÜR ZUKÜNF TIGE GENER ATIONEN

Rohstoffsicherung beginnt mit der Raumordnung: mit den 

Regionalplänen, die sich an der rahmensetzenden integ-

rierenden Landesentwicklungsplanung orientieren. Festle-

gungen im Land und in den Regionen sind maßgeblich auf 

der Grundlage aussagekräftiger Prognosen des Bedarfs für 

die heimischen Rohstoffe zu begründen. Belastbare Aus-

sagen zum Bedarf benötigen ihrerseits präzise Daten über 

Rohstoffvorkommen, Lagerstätten und die Abbautätigkeit. 

Zukunftsfähige Rohstoffsicherung muss sich an Nachhal-

tigkeitskriterien ausrichten. Des Weiteren tragen die Be-

rücksichtigung von Effizienzgesichtspunkten, das Zulassen 

und Fördern der Entstehung von Sekundärlebensräumen 

einschließlich möglicher Ansiedlung von geschützten Ar-

ten schon während der Abbauphase und die Festlegung 

von für Umwelt und Natur wertvollen Nachnutzungen zu 

einer besseren Akzeptanz bei.

 

Den Trägern der Regionalplanung kommt eine besondere 

Verantwortung für eine sichere und nachhaltige Rohstoff-

versorgung in Baden-Württemberg zu. Sie tragen wesent-

lich zur Rohstoffsicherung über die Festlegungen in den 

von ihnen zu erstellenden Regionalplänen bei. Über die 

Regionalpläne werden die Weichen gestellt, wo und in 

welchem Zeitraum in Baden-Württemberg künftig Roh-

stoffe abgebaut werden können. Nutzungskonflikten kann 

bereits im Vorfeld entgegengewirkt werden. Je besser und 

genauer die der Regionalplanung zugrunde gelegten Daten 

sind, desto präziser und gegebenenfalls (flächen-)effizienter 

kann geplant werden. Für diese Festlegungen wird wesent-

lich auf Daten des LGRB als rohstoffgeologische Fachbe-

ratung zurückgegriffen. Das LGRB hat daher aufgrund der 

bei ihm vorgehaltenen Daten ebenfalls eine für den Prozess 

erhebliche Bedeutung. Um eine präzisere Ausweisung der 

zu sichernden Rohstoffe zu erreichen, ist es wichtig, dass 

das LGRB die rohstoffgeologische Grundlagenarbeit inten-

siviert und damit noch umfangreichere und genauere Da-

ten zur Verfügung stellen kann. Die hierfür notwendigen 

Ressourcen sind vorzuhalten.

 

Im Bereich der Rohstoffsicherung geht eine wesentliche 

Lenkungswirkung von der Bedarfsprognose aus, die der 

Regionalplanung zugrunde gelegt wird. Die Bedarfspro-

gnose orientiert sich derzeit hauptsächlich an der in den 

vergangenen Jahren durchschnittlich geförderten Rohstoff-

menge. Anhand dieser Parameter werden die im Rahmen 

der Regionalplanung notwendigen Flächen ermittelt.

 

Die grundsätzlich bewährte Vorgehensweise und Zusam-

menarbeit der jeweiligen Stellen ist fortzusetzen. Hier gilt 

es auch eine verbesserte und verlässlichere Datengrundlage 

zu schaffen.

 

Das vorliegende Konzept betrachtet auch sogenannte Zu-

schläge, die bislang bei der Festlegung von Abbau- und 

Sicherungsgebieten in den Regionalplänen aufgrund von 

Unsicherheiten über Existenz, Qualität und Quantität der 

Lagerstätten berücksichtigt werden. Es empfiehlt eine An-

wendung der aktualisierten Zuschläge.

 

Des Weiteren müssen Nachhaltigkeitskriterien und Um-

weltgesichtspunkte bei der Erstellung der Bedarfsprognose 

einbezogen werden. Zur Schonung der heimischen Roh-

stoffe müssen Recycling und Substitution gefördert, weiter 

ausgebaut und vermehrt eingesetzt werden. Hierzu ist die 

Qualität von Recyclingrohstoffen laufend zu überwachen 

und durch geeignete Vorschriften und technische Maßnah-

men weiter zu erhöhen. Die sich hieraus ergebende Redu-

zierung des Einsatzes von Primärrohstoffen ist auch bei der 

Prognose des Bedarfs im Rahmen der Regionalplanung zu 

berücksichtigen.

 

Als Grundlage für eine landesweite und regional aussage-

kräftige Bedarfsprognose sind angesichts der Diskussionen 

um eine regionale Versorgung mit heimischen Rohstoffen 

gegenüber dem heutigen Wissensstand weitergehende 

Kenntnisse über die Stoffströme zu entwickeln.
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1.5 .3 NACHHALTIGE UND RESSOURCENSCHONENDE 

ROHSTOFFGEWINNUNG

Eine nachhaltige Gewinnung von heimischen minerali-

schen Rohstoffen verlangt einen effizienten umweltscho-

nenden Abbau, der zwangsläufig notwendige Eingriffe in 

die Natur minimiert und durch eine optimierte Nachnut-

zung von Abbaustätten teilweise wieder ausgleicht oder im 

besten Fall überkompensiert.

 

Im Hinblick auf eine auch künftigen Ansprüchen genügen-

de, nachhaltige Gewinnung von heimischen mineralischen 

Rohstoffen ist auf eine hocheffiziente Nutzung von Lager-

stätten zu achten. Nach wie vor gilt, dass sich Abbaustätten 

vornehmlich auf Standorte mit hoher Rohstoffmächtigkeit 

und Qualität und geringem Abraumanteil fokussieren sollen 

und grundsätzlich der möglichst vollständige Abbau Vor-

rang vor Erweiterung und Neuaufschluss hat. Auch in Zu-

kunft werden Neuaufschlüsse erforderlich sein. Dezentrale 

Abbaustätten können zur Verminderung von Transportwe-

gen und damit einhergehenden Belastungen beitragen und 

daher auch aus ökologischen Gründen sinnvoll sein. Die 

Aufrechterhaltung einer dezentralen Gewinnung ist aller-

dings abhängig von geologischen Gegebenheiten: Rohstof-

fe sind standortgebunden und gerade die heimischen mi-

neralischen Massenrohstoffe wie Kiese und Sande sind im 

Land regional ungleich verteilt (siehe Karte) – auch bezüg-

lich der Rohstoffqualitäten. Gewinnungsstätte und Verwen-

dungsort fallen auseinander. Besonders deutlich wird dies 

im Hinblick auf Ballungsräume, die einen hohen Bedarf an 

mineralischen Rohstoffen aufweisen und in denen jedoch 

vergleichsweise wenige abbauwürdige beziehungsweise für 

den Abbau zur Verfügung stehende Rohstoffvorkommen 

vorliegen. Die vorstehenden Gesichtspunkte sind auch in 

der Regionalplanung zu berücksichtigen.

Abbildung 3: Karte Kiese und Sande (Abbaustätten und Vorkommen), mit Fördermengenklassen; Stand 2019
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Eingriffe in Natur und Umwelt sollen möglichst vermieden 

oder müssen ausgeglichen werden. Seit dem RSK 2 haben 

sich Wissensstand und Technologie in einigen Bereichen 

weiterentwickelt. Diese Entwicklungen können jetzt wei-

ter aufgegriffen werden. So setzt sich das vorliegende Kon-

zept unter anderem mit dem Thema der Vermeidung der 

Plombierung von Kieslagerstätten durch Waschschlämme 

auseinander.

 

Rohstoffgewinnungsbetriebe können auch Chancen zur 

Entwicklung wertvoller Lebensräume bieten. Abbaustätten 

können während und nach ihrem Betrieb als Lebensräume 

aus Menschenhand der Förderung der biologischen Vielfalt 

dienen und wertvolle Trittsteine im Biotopverbund bilden. 

Auch hochwertige Natur auf Zeit kann einen Beitrag für 

die Umwelt leisten. Festlegungen zu Nachnutzungen, die 

die Artenvielfalt fördern, können – soweit möglich – bereits 

in der Regionalplanung und detaillierter im Zulassungsver-

fahren getroffen werden.

 

1.5 .4 STEIGERUNG DER AK ZEPTANZ FÜR DIE S ICHE-

RUNG, GEWINNUNG UND NUTZUNG HEIMISCHER 

MINER ALISCHER ROHSTOFFE IN DER BEVÖLKERUNG

Akzeptanz setzt Wissen voraus. Nur wenn Bürgerinnen 

und Bürger von Anfang an über Sinn und Zweck der Ge-

winnung heimischer mineralischer Rohstoffe informiert 

sind, können trotz divergierender Interessen von Unterneh-

men der Rohstoffwirtschaft, Nachbarn und Verbänden die 

Entscheidungen der planenden Stellen und der Genehmi-

gungsbehörden auf Akzeptanz stoßen.

 

In der Vergangenheit waren es vor allem die Naturschutz-

verbände, die im Hinblick auf Abbauvorhaben aus Gründen 

des landschaftsorientierten Naturschutzes eine ablehnende 

Haltung einnahmen. Diese Konfliktlage hat sich vielfach 

entspannt und mündet in der heutigen Zeit oft in gemein-

samen, erfolgreichen Projekten zwischen Naturschutz und 

Rohstoffwirtschaft, weil ein Teil des Rohstoffabbaus auch 

wertvolle Biotope für den Naturschutz schaffen kann.

 

Zwischenzeitlich stellen sich Konfliktsituationen vielfach 

anders dar. Als neuer Akteur sind Vor-Ort-Bürgerinitiativen 

hinzugekommen, die Gewinnungsvorhaben kritisch gegen-

überstehen. Sie mobilisieren mittels Unterschriftenlisten 

und eigener Berichterstattung zum Gewinnungsprojekt 

eine breite Unterstützung in der Region und können darü-

ber auch die kommunale Politik maßgeblich beeinflussen. 

Hierdurch sind partizipative Verfahren mehr in den Fokus 

gerückt, die dem Engagement der Bürgerinnen und Bürger 

Rechnung tragen und eine Chance für mehr Bürgerbeteili-

gung und Dialoge schaffen.

 

Die Gewinnung heimischer mineralischer Rohstoffe ist 

auch künftig unverzichtbar für den Lebens- und Wirt-

schaftsstandort. Daher gilt es die Akzeptanz für die Ge-

winnung heimischer mineralischer Rohstoffe in der Be-

völkerung allgemein und im Einzelfall zu verbessern. Hier 

wird man auf den Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern 

sowie die Stärkung des Verständnisses für den Bedarf an 

Rohstoffen und damit auch die Erforderlichkeit der Gewin-

nung setzen müssen.

 

Einige der Aspekte der Rohstoffsicherung und der nach-

haltigen Rohstoffgewinnung sowie auch die vermehrte 

Nutzung von Sekundärrohstoffen führen bereits heute in 

jedem Verfahren zur Fortschreibung oder Änderung eines 

Regionalplans zu gegebenenfalls angepassten Bedarfspro-

gnosen. Sie leisten damit gleichzeitig einen Beitrag zur 

Akzeptanzsteigerung einer sich am Bedarf orientierenden 

Regionalplanung.

 

Daneben sind weitere wesentliche Elemente zu beachten:

 

Die Rohstoffgewinnungsunternehmen sollten die vorhan-

denen Instrumente für eine Öffentlichkeitsbeteiligung 

nutzen und möglichst frühzeitig und mit größtmöglicher 

Transparenz informieren und die Öffentlichkeit beteiligen 

und dabei auch ihre positiven Beiträge zum Beispiel für 

den Umweltschutz oder ihr Engagement für nachhaltiges 

Wirtschaften in der Öffentlichkeit offensiv vertreten.

 

Für die Verfahren bei Planung und Zulassung von Abbau-

stätten ist es unumgänglich, dass sowohl Prüfumfang und 

Ablauf des Verfahrens als auch alle Informationen und Da-

ten zum Verfahren transparent und verständlich dargestellt 

werden.
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Rohstoffgeologische Grundlagendaten sollten zur Ver-

besserung des „Rohstoffverständnisses“ allen Beteiligten 

grundsätzlich leicht zugänglich gemacht werden, wie zum 

Beispiel auf der neu erstellten Internet-Plattform LGRBwis-

sen 1. Erkenntnisse zur Rohstoffsituation im Land sollen auf 

übersichtliche und anschauliche Art und Weise aufberei-

tet werden. Möglich ist dies unter anderem über regelmä-

ßige Landesrohstoffberichte, Informationsbroschüren oder 

durch einen regelmäßig stattfindenden „Rohstofftag“.

1 www.lgrbwissen.lgrb-bw.de.
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Heimische mineralische Primärrohstoffe müssen langfristig 

und auch künftigen Generationen zur Verfügung stehen. 

Durch hohe Nachfrage schwinden mit der Zeit auch ver-

meintlich große Rohstoffvorkommen und -reserven. Mit der 

Steigerung von Ressourceneffizienz, Recycling und Substi-

tution ist gleichzeitig eine Senkung des Primärrohstoffbe-

darfs verbunden. Auf diesem Weg wird dazu beigetragen, 

dass die endlichen Vorräte so lange wie möglich geschont 

und die Versorgung mit heimischen mineralischen Primär-

rohstoffen langfristig gesichert werden.

 

 

2 .1 MINER ALISCHE BAUABFÄLLE

Der Bausektor zählt zu den ressourcenintensivsten Wirt-

schaftssektoren. Dabei besteht ein hoher Bedarf an großen 

Mengen heimischer mineralischer Rohstoffe wie Naturstei-

nen, Kiesen und Sanden. Zugleich produziert der Bausek-

tor mit großem Abstand das größte Abfallaufkommen.

 

Rund 80 Prozent des Gesamtabfallaufkommens in Baden- 

Württemberg sind Bau- und Abbruchabfälle, die sich aus 

Boden und Steinen, Bauschutt, Straßenaufbruch sowie 

Baustellenabfällen zusammensetzen. Dies entspricht einer 

Menge von 40,1 Millionen Tonnen (Abfallbilanz 2020).

 

Die Bau- und Abbruchabfälle lassen sich dabei in zwei Teil-

mengen untergliedern:

 

Von 11,6 Millionen Tonnen Bauschutt, Straßenaufbruch 

und anderen Bau- und Abbruchabfällen wurden in 2018 

rund 94 Prozent (10,9 Millionen Tonnen) Bauschutt- und 

Asphaltrecyclinganlagen zugeführt und danach – nach 

Ausschleusung ungeeigneter Bestandteile – im Straßen- 

und Wegebau, im sonstigen Erdbau, in Asphaltmischanla-

gen oder als Betonzuschlagstoff verwertet.

02 Ressourceneffizienz, Recycling und Substitution

LE ITL INIE:

Ressourceneffizienz, Recycling und Substitution sind in 

der Bauwirtschaft im Sinne der Nachhaltigkeit zu stei-

gern. Gerade hier gilt der Grundsatz: Der Einsatz von 

Rohstoffen ist möglichst auf das technische Mindestmaß 

zu beschränken, der Einsatz von Sekundärrohstoffen hat 

– soweit technisch und ökologisch geeignet und wirt-

schaftlich vertretbar – Vorrang vor dem Einsatz von Pri-

märrohstoffen.

Abbildung 4: In Bauschuttrecycling- und Asphaltmischanlagen eingesetzte Bauabfälle in Baden-Württemberg 1996 bis 2018
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Quelle: Bundesstatistik über die Aufbereitung und Verwertung von Bau- und Abbruchabfällen.
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Von 28,5 Millionen Tonnen Boden und Steinen aus Bau-

vorhaben (Bodenaushub) wurden in 2018 1,0 Millionen 

Tonnen (4,5 Prozent) mittels Bauschuttrecycling für eine 

Verwendung vor allem im Straßen- und Wegebau sowie 

im Deponiebau stofflich verwertet. Der größte Teil dieser 

Mengen, rund 20 Millionen Tonnen, wird für die Verfül-

lung von übertägigen Abbaustätten zur Rekultivierung 

eingesetzt und damit stofflich verwertet. Der Rest wird auf 

Deponien beseitigt.

 

Im Vergleich zu den 11,6 Millionen Tonnen recycelba-

rem Bauschutt und Straßenaufbruch, durch die etwa 

11 Prozent der Primärrohstoffe substituiert werden, sind die 

28,5 Millionen Tonnen Bodenaushubmassen die weit grö-

ßere, dem Bausektor zuzurechnende Menge (Abfallbilanz 

2020).

 

Es besteht von jeher das Bestreben, diese Abfälle wieder 

zu verwerten und einem Stoffkreislauf entsprechend der 

Abfallhierarchie zuzuführen. Die gesetzlich vorgegebene 

Abfallhierarchie sieht den Vorrang von Vermeidung vor 

Vorbereitung zur Wiederverwendung, vor Recycling, vor 

sonstiger Verwertung, insbesondere energetische Verwer-

tung und Verfüllung, vor Beseitigung vor.

Um im Bausektor dem Grundsatz „Der Einsatz von Sekun-

därrohstoffen hat Vorrang vor dem Einsatz von Primärroh-

stoffen“ noch mehr Geltung zu verschaffen, sind weitere 

Anstrengungen erforderlich:

 

Mineralische Bauabfälle, die lediglich zur Deponierung ge-

eignet sind, sind durch weitergehende Aufbereitung weiter 

zu reduzieren.

 

Die erreichte Recyclingquote ist durch geeignete Maßnah-

men wie etwa die Weiterentwicklung der Aufbereitungs-

technik weiter zu steigern. Dabei sind höherwertige Ver-

wertungen anzustreben.

Abbildung 5: Aufbereitung von Bauabfällen in Bauschuttrecyclinganlagen in Baden-Württemberg in 2016 und 2018

Gemische aus Beton, Ziegeln, Fliesen und Keramik
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Erzeugnisse für die Verwendung im sonstigen Erdbau

Erzeugnisse für die Verwendung im Straßen- und Wegebau

Quelle: Bundesstatistik über die Aufbereitung und Verwertung von Bau- und Abbruchabfällen.
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2 . 2 RECYCLINGBAUSTOFFE UND - MATERIALIEN – 

QUALITÄT DES RECYCLINGMATERIALS

Durch Recyclingbaustoffe und -materialien besteht die 

Möglichkeit, die anfallenden mineralischen Bauabfälle 

zumindest in Anteilen wieder in den Hoch- und Tief-

bau zurückzuführen und somit Kreisläufe zu schließen. 

Neben Umweltbelangen haben Recyclingbaustoffe und 

-materialien auch die notwendigen bautechnischen Eigen-

schaften zu erfüllen. Die Qualität von Recyclingprodukten 

muss – auch im Hinblick auf die erforderliche Akzeptanz – 

gewährleistet sein. 

 

Der Erlass „Vorläufige Hinweise zum Einsatz von Bau

stoffrecyclingmaterial“ vom 13. April 2004 in Verbindung 

mit dem Erlass „Berücksichtigung von Recyclingbaustof-

fen bei der Vergabe von Bauleistungen“ vom 6. Juli 2006, 

beide vom damaligen Ministerium für Umwelt und Ver-

kehr Baden-Württemberg, regelt den Produktstatus von 

Recyclingbaustoffen. Zum Produkt aufgewertetes Bau

stoffrecyclingmaterial wird von Betrieben vermarktet, die 

ein Qualitätssicherungssystem mit Güteüberwachung ein-

gerichtet und sich einer entsprechenden Gütegemeinschaft 

angeschlossen haben. In Baden-Württemberg existiert  

dafür unter anderem das Qualitätssicherungssystem Recy-

cling-Baustoffe Baden-Württemberg e. V. Dieser Verein ist 

als Gütegemeinschaft anerkannt. Die Bundesregierung hat 

in der Mantelverordnung für den Geltungsbereich der künf-

tigen Ersatzbaustoffverordnung eine – soweit angesichts der 

Anforderungen des Wasser- und Bodenschutzes vertretbar 

– wirkungsgleiche Regelung vorgesehen. Insoweit konnte 

Baden-Württemberg als Pilot-Land Erfahrungen sammeln 

und diese einbringen.

 

Neben der klassischen Verwertung von konfektioniertem 

Bauschutt als Schüttgut für den Straßen- und Wegebau 

gewinnt die Verwertung in der Gesteinskörnung im Recy-

cling-Beton an Bedeutung. Die aktuell noch geringe Be-

deutung des Recycling-Betons ist durch geeignete Maßnah-

men soweit zu steigern, dass dadurch ein relevanter Beitrag 

zum Baustoffrecycling erreicht wird. Der R-Beton trägt zur 

Ressourcenschonung bei, da mit ihm Stoffkreisläufe unmit-

telbar geschlossen werden können. Bei der Herstellung von 

R-Beton wird die Gesteinskörnung teilweise durch recy-

celte Materialien ersetzt: Aus einem ehemaligen Bauwerk 

entsteht ein neues Bauwerk.

 

Baden-Württemberg

Das damalige Ministerium für Umwelt und Verkehr 

Baden-Württemberg hat mit dem Recycling-Erlass vom 

13. April 2004 die Randbedingungen, unter denen auf-

bereitetes Bauschuttrecyclingmaterial verwertet werden 

kann, festgelegt und sorgte damit für mehr Rechtssicher-

heit für Unternehmen und Behörden. Hierdurch wurde 

der Einsatz von RC-Material verstärkt. Neben dem Ein-

satz als Schüttgutmaterial und der Wiederverwendung im 

Straßenbau wurde auch die Verwendung von RC-Material 

zur Herstellung von R-Beton unterstützt.

Beispiele für Projekte in Baden-Württemberg, bei denen 

zu großen Teilen R-Beton eingesetzt wurde, sind:

•	 das Praktikums- und Laborgebäude „PEGASUS“ der 

Universität Stuttgart, 

•	 der Anbau des Technischen Rathauses Tübingen,

•	 der Erweiterungsbau des Landratsamtes Ludwigsburg,

•	 der Bau des Waagenhauses der Firma Schief Entsor-

gungs GmbH & Co. KG in Winnenden, 

•	 der Neubau der Hauptfeuerwache der Stadt Karlsruhe 

(Einsatz von 3.600 Kubikmeter R-Beton basierend auf 

den Leitlinien zur Nachhaltigkeit der Stadt Karlsruhe).

BEST PR ACTICE: E INSATZ VON RECYCLINGMATERIAL DURCH DIE ÖFFENTLICHE HAND
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Seit August 2017 gibt es mit der DIN 4226-101 und der DIN 

4226-102 ein neues Regelwerk zur Prüfung der umwelttech-

nischen Eignung der aus recyceltem Material gewonnenen 

Gesteinskörnung. Ein Betonhersteller darf nach Richtlinie 

des Deutschen Ausschusses für Stahlbeton „Beton nach 

DIN EN 206-1 und DIN 1045-2 mit rezyklierten Gesteins-

körnungen nach DIN EN 12620“ je nach Anwendungs-

fall bis zu 45 Volumenprozent der Gesteinskörnung durch 

Recyclingmaterial ersetzen, welches den Normen DIN EN 

12620, DIN 4226-101 und DIN 4226-102 genügen muss. Er-

gänzend erläutert der Leitfaden zum Einsatz von R-Beton 

des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft 

Baden-Württemberg (Umweltministerium) vom September 

2017 die Regelungen für den Einsatz von R-Beton.

 

Dass die derzeit geltenden Regelwerke für R-Beton Beimi-

schungen von RC-Material lediglich je nach Anwendungs-

fall bis 45 Volumenprozent zulassen, entspricht allerdings 

bereits heute nicht mehr dem aktuellen Stand der Technik. 

Diese Vorgabe basiert auf Erkenntnissen eines Verbundfor-

schungsvorhabens in den 1990er-Jahren, in dem erstmals 

derartige Rezepturen entwickelt und erprobt wurden. Seit-

dem haben sich die Rahmenbedingungen (selektiver Rück-

bau der Gebäude, technische Ausstattung der Recycler, 

hochwertigere Fließmittel) jedoch deutlich weiterentwi-

ckelt. Auch die Praxiserfahrungen aus der Schweiz und aus 

Pilotvorhaben in Baden-Württemberg zeigen, dass höhere 

Anteile an RC-Gesteinskörnung beziehungsweise höhe-

re Anteile an „Mischabbruchgranulat“ in den Rezepturen 

technisch ohne Weiteres möglich sind.

 

Im Rahmen eines größeren vom Bundesministerium für 

Bildung und Forschung (BMBF) geförderten Forschungs-

projektes „R-Beton – Ressourcenschonender Beton – 

Werkstoff der nächsten Generation“ (Partner: Heidelberger 

Zement AG, TU Kaiserslautern, RWTH Aachen University, 

ifeu-Institut für Energie- und Umweltforschung Heidelberg 

GmbH, VDZ gGmbH, Scherer + Kohl GmbH & Co. KG, 

BASF Construction Solutions GmbH) werden derzeit syste-

matisch die technischen Möglichkeiten zur Steigerung des 

Einsatzes von recycelten Gesteinskörnungen in Beton- wie 

auch Zementrezepturen (ohne Gefährdung der gewohnten 

Produkteigenschaften) erprobt.

Aufbauend auf ersten Erkenntnissen aus einem For-

schungsprojekt für das Land Baden-Württemberg 2 wur-

den in einem weiteren Forschungsprojekt „Untersu-

chungs- und Demonstrationsvorhaben zur Intensivierung 

der Verwendung von aufbereitetem Bauschutt als Beton-

zuschlagsstoff “ (Partner: ifeu-Institut für Energie- und 

Umweltforschung Heidelberg GmbH, Heinrich Feess Erd-

bau GmbH & Co. KG, Krieger Beton-Technologiezentrum 

GmbH, IAB – Institut für Angewandte Bautechnik Wei-

mar gGmbH, Institut Dr. Haag GmbH, Technische Uni-

versität Kaiserslautern Materialprüfamt) weitere Rezep-

turen über die geltenden Regelwerke hinaus entwickelt. 

Über die Grenzwerte der Richtlinie des Deutschen Aus-

schusses für Stahlbeton (DAfStB) hinausgehend wurde 

der gesamte Sand und die gesamte Gesteinskörnung voll-

ständig durch RC-Material substituiert. Der für die erste 

Zielsetzung entwickelte Beton wurde auf Grundlage einer 

Zustimmung im Einzelfall auch in der Praxis für die Er-

richtung des Waagenhauses der Firma Schief Entsorgungs 

GmbH & Co. KG in Winnenden eingesetzt.

BEST PR ACTICE: WEITERE E INSATZFELDER VON RC- MATERIAL

2 Schließen von Stoffkreisläufen – Herstellung von Transportbeton unter Verwendung von Gesteinskörnungen aus aufbereitetem Mauer-
werksschutt, Partner: ifeu-Institut für Energie- und Umweltforschung Heidelberg GmbH, Heinrich Feess Erdbau GmbH & Co. KG, Krieger 
Beton-Technologiezentrum GmbH.
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In den Jahren 2011 bis 2015 wurden in der Straßenbauver-

waltung Baden-Württemberg sehr gute Erfahrungen mit 

Asphaltrecyclingbauweise auf Landesstraßen gesammelt. 

Dem hohen Ziel einer Wiederverwendung nach dem Kreis-

laufwirtschaftsgesetz wurde dadurch im besonderen Maße 

Rechnung getragen.

Abbildung 6: Recycling – Output-Material: sortenreines Splitt-, Kies-, Schottermaterial

Baden-Württemberg

Das damalige Ministerium für Verkehr und Infrastruktur 

Baden-Württemberg hat mit den Ergänzungen zu den Zu-

sätzlichen Technischen Vertragsbedingungen im Straßen-

bau Baden-Württemberg (ETV-StB-BW) vom 13. April 

2015 im Bereich der Landesstraßen das Maximalrecycling 

für Binder- und Tragschichten aus Asphalt als Regelbau-

weise festgelegt. Unter Maximalrecycling wird unter ande-

rem die Zugabe von Asphaltgranulat von 60 Massenpro-

zent bis 75 Massenprozent verstanden. Für Landesstraßen 

ist das Verfahren Maximalrecycling seit der ETV-StB-BW 

Fassung 2015 somit eine Regelbauweise. Mit der ETV-

STB-BW Fassung 2020 wurde die Zugabe von Asphalt-

granulat auf bis zu 80 Massenprozent erhöht.

BEST PR ACTICE: E INSATZ VON RECYCLINGMATERIAL (ASPHALT) DURCH DIE ÖFFENTLICHE HAND 
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2 .3 STEIGERUNG VON ANGEBOT UND NACHFR AGE 

NACH RECYCLINGBAUSTOFFEN UND - MATERIALIEN

Zur Herstellung der erforderlichen Gesteinskörnung für 

R-Beton sind bisher lediglich zwei Anlagen in Baden-Würt-

temberg zertifiziert. Die Transportwege sind für weite Teile 

Baden-Württembergs derzeit zu lang. Für eine verstärkte 

Verwendung von R-Beton werden deshalb mehr Anlagen 

vor Ort zur Gewinnung rezyklierter Körnungen für R-Be-

ton mit guter Ökobilanz benötigt. Durch eine Steigerung 

der Nachfrage wird es für mehr Hersteller wirtschaftlich 

attraktiv, sich für die Herstellung von Recyclingmaterial für 

den Einsatz in R-Beton zertifizieren zu lassen.

 

 

 

Weiter ist erforderlich, dass diese Recyclingbaustoffe und 

-materialien auch ökonomisch vorteilhaft sind. Dies wird 

dann der Fall sein, wenn die Kosten inklusive Transport 

günstiger als der Bezug von Primärrohstoffen wie Kies, Stei-

ne und Sande sind. Die Baustoffnachfrage konzentriert sich 

örtlich auf die Räume mit einem sehr hohen Aufkommen 

von mineralischen Bauabfällen. Seit Jahren ist in den Bal-

lungsräumen eine vermehrte Bautätigkeit zu verzeichnen, 

die oft mit einem Abbruch des alten Gebäudebestands 

einhergeht. Die Kiesgruben und Steinbrüche sind von den 

Ballungsräumen eher weiter entfernt. Daher gilt es, diese 

mineralischen Bauabfälle bereits in den Ballungsräumen 

verstärkt einer Wiederverwertung zuzuführen. Transport-

entfernungen können durch den Wiedereinsatz dieser mi-

neralischen Bauabfälle verringert werden.

Baden-Württemberg

Das Ministerium für Finanzen Baden-Württemberg hat 

mit einem Schreiben vom 30. März 2017 für die Landeslie-

genschaften klargestellt, dass bei allen Ausschreibungen 

für Bauleistungen gütegesicherte RC-Baustoffe gleichbe-

rechtigt zu Primärrohstoffen angeboten werden können. 

Darüber hinaus wird verstärkt der Einsatz von gütegesi-

cherten RC-Baustoffen ausdrücklich vorgeschrieben. 

 

Auch die Straßenbauverwaltung Baden-Württemberg be-

rücksichtigt die Verwendung von Recyclingbaustoffen in 

den Ausschreibungen von Bauleistungen. 

 

Ferner hat das Ministerium für Verkehr Baden-Würt-

temberg mit Erlass vom 11. Februar 2020 verfügt, dass 

schwach belastete Böden und Recyclingmaterial außer-

halb von Trinkwasserschutzgebieten unter bestimmten 

Rahmenbedingungen (zum Beispiel abgedichtet unter-

halb der Asphaltdecke einer Straße) verstärkt eingebaut 

werden sollen.

 

Schweiz

In der Schweiz gibt es klare Vorgaben für die Verwendung 

von R-Beton im öffentlichen Bereich. Der Kanton Zürich 

hat unter dem Aspekt von Ressourcenschonung, Nachhal-

tigkeit und Umweltschutz schon früh das Recycling voran-

getrieben und umgesetzt. Heute wird dort kein kantonaler 

Neubau mehr ohne R-Beton erstellt.

 

Berlin

Das Land Berlin hat ebenfalls festgelegt, dass bei Bauvor-

haben der öffentlichen Hand grundsätzlich R-Beton ein-

zusetzen ist, sofern das Material verfügbar ist.

BEST PR ACTICE: E INSATZ VON RECYCLINGMATERIAL DURCH DIE ÖFFENTLICHE HAND
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Im Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) wurde 

eine konkretisierende Spezialregelung zum verstärkten Ein-

satz von Recyclingbaustoffen der öffentlichen Hand aufge-

nommen. Während § 2 Absatz 3 die schon im Landesab-

fallgesetz geltende Pflicht zur vorzugsweisen Verwendung 

von Recyclingmaterialien allgemein regelt, enthält der neue 

Absatz 4 eine Grundsatzregelung mit Vorbildcharakter für 

den Bereich des Bauens der öffentlichen Hand bei nicht 

unerheblichen Baumaßnahmen. Danach sind die erfor-

derlichen Bauleistungen so zu planen und auszuschrei-

ben, dass geeignete und gütegesicherte Recyclingbaustoffe 

gleichberechtigt mit Baustoffen angeboten werden können, 

die auf der Basis des Einsatzes von Primärrohstoffen herge-

stellt wurden. Ebenfalls sind bei der Ausführung von nicht 

unerheblichen Baumaßnahmen der öffentlichen Hand vor-

rangig Recyclingbaustoffe, insbesondere als Schüttmaterial 

oder als Recyclingbeton zu verwenden. Diese Pflichten gel-

ten, sofern keine unzumutbaren Mehrkosten entstehen, ein 

ausreichender Wettbewerb gewährleistet wird und keine 

anderen Rechtsvorschriften entgegenstehen. 

 

Des Weiteren wird Baden-Württemberg eine Recycling

Beton-Quote für Neubauten des Landes prüfen.

 

Die Herstellung von Recyclingbaustoffen oder -materialien 

kann dadurch erleichtert werden, dass bereits beim Abriss 

oder Rückbau von Gebäuden oder Gebäudeteilen bestimm-

te Materialien separat erfasst werden, sodass sie möglichst 

effizient recycelt werden können. Grundlegende Anforde-

rungen hierzu enthält die aktuelle, 2019 novellierte Ge-

werbeabfallverordnung. Darüber hinaus kann jedoch auch 

in der Ausschreibung festgelegt werden, dass bestimmte 

Materialien (beispielsweise Beton, Bauprodukte aus Gips 

und anderes) getrennt zu erfassen sind. Im Idealfall sollen 

bestimmte Bauteile einer gleichen oder ähnlichen Wieder-

verwendung zugeführt werden können (Fenstersturz oder 

Dachziegel werden als solche weiterverwendet). Um eine 

breitere Wiederverwendung zu erreichen, werden tech-

nische Regeln für die Wiederverwendung von Bauteilen 

benötigt, die einerseits die Alterung der Materialien und 

eine Tragfähigkeitsminderung während der Belastungs

geschichte (bei tragenden Bauteilen) und andererseits die 

rechtlichen Rahmenbedingungen berücksichtigen. Insge-

samt entsteht durch mehr Recycling oder Wiederverwen-

dung weniger Nachfrage nach Primärrohstoffen. 

 

Die auf alten Erd- und Bauschuttdeponien abgelagerten 

Massen sind nicht geeignet, um sie als Sekundärrohstoff für 

die Herstellung von R-Beton zu verwenden. Neben Asbest 

wurden in der Vergangenheit zahlreiche andere gefährliche 

Stoffe im Baubereich eingesetzt, die im Abfall nachgewiesen 

werden können und ein hochwertiges Recycling des abgela-

gerten Bauschutts nahezu ausschließen. Deshalb ist es umso 

wichtiger, schadstoffhaltige Bauteile vor dem Abbruch eines 

Bauwerks auszubauen und zu separieren. Damit können die 

anfallenden Abfallströme getrennt gehalten und eine hoch-

wertige Verwertung der Baurestmassen ermöglicht werden, 

um beispielsweise R-Beton zu produzieren.

 

Mit dem Projekt „Nachhaltigkeitskriterien im staatlich ge-

förderten kommunalen Hochbau“ möchte das Land das Be-

wusstsein für nachhaltiges Bauen schärfen und zukunfts-

verträgliche Bauweisen vorantreiben. Das Projekt zielt ganz 

konkret auf die Steigerung der ökologischen, ökonomi-

schen und soziokulturellen Gebäudequalitäten. 

 

Das Programmsystem Nachhaltiges Bauen in Baden-Würt-

temberg (NBBW) unterstützt die am Bau beteiligten Fach-

leute (wie zum Beispiel Architekten und Ingenieure) bei 

der Anwendung der Nachhaltigkeitskriterien. Die Nutzung 

des Programms an sich ist kostenlos, erfordert jedoch eine 

Registrierung.3 Durch die Förderung Nachhaltiges Bauen 

und die Berücksichtigung dieser Kriterien können unter 

anderem Primärrohstoffe geschont werden.

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3 www.nbbw.de.
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2 .4 RECYCLINGFÄHIGKEIT VON VERBUNDSTOFFEN 

UND NEUEN MATERIALIEN

Die Recycelbarkeit innovativer Verbundbaustoffe (zum 

Beispiel Beton mit Faserzusätzen oder Bewehrungen aus 

Kunststoff und anderen nichtmetallischen Materialien) 

wird noch zu wenig betrachtet. 

 

In den §§ 23 bis 25 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) ist 

zur Produktverantwortung der Hersteller geregelt, dass zum 

einen bei der Herstellung von Erzeugnissen verwertbare 

Abfälle oder sekundäre Rohstoffe vorrangig eingesetzt wer-

den sollen, zum anderen werden Anforderungen an Rück-

nahme- und Rückgabepflichten aufgezeigt.

 

Eine mögliche Rücknahmeverpflichtung für Baustoffe wäre 

unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnis-

mäßigkeit vom Bund zu regeln. Aufgrund der langen Le-

benszyklen von Baustoffen von bis zu 100 Jahren und mehr 

erscheint die Ausgestaltung einer Rücknahmeverpflichtung 

des Herstellers als anspruchsvoll.

 

Die Verordnung Nummer 305/2011 des Europäischen Par-

laments und des Rates vom 9. März 2011 zur Festlegung har-

monisierter Bedingungen für die Vermarktung von Baupro-

dukten und zur Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG des 

Rates (EU-BauPVO) dient der Festlegung harmonisierter 

Bedingungen für die Vermarktung von Bauprodukten im 

europäischen Binnenmarkt einschließlich der Verwendung 

der CE-Kennzeichnung. Dabei regelt sie, welche Anforde-

rungen der nationalen Rechtsordnungen an Bauwerke bei 

der Schaffung der europäischen harmonisierten Produktan-

forderungen berücksichtigt werden können. Diese Anfor-

derungen werden als Grundanforderungen bezeichnet. In 

Ziffer 7 der Grundanforderungen an Bauwerke im Anhang 

1 wird ausgeführt, dass Bauwerke derart entworfen, errich-

tet und abgerissen werden müssen, dass das Bauwerk, seine 

Baustoffe und Teile nach dem Abriss wiederverwendet oder 

recycelt werden können.

 

Nach § 3 Absatz 1 der Landesbauordnung für Baden-Würt-

temberg (LBO) sind bauliche Anlagen so zu errichten, 

dass die öffentliche Sicherheit oder Ordnung nicht bedroht 

werden, insbesondere Leben, Gesundheit oder die natür-

lichen Lebensgrundlagen. Die Vorschrift sieht weiter vor, 

dass im Rahmen dieser Schutzziele die Grundanforderun-

gen an Bauwerke gemäß Anhang 1 der EU-BauPVO zu 

berücksichtigen sind. Dies führt aber nur zur Berücksich-

tigung der Grundanforderungen 1 bis 6 der EU-BauPVO. 

Die in Ziffer 7 im Anhang 1 der EU-BauPVO festgelegte 

Grundanforderung, dass ein Bauwerk derart entworfen, er-

richtet und abgerissen werden muss, dass die natürlichen 

Ressourcen nachhaltig genutzt werden und unter anderem 

das Bauwerk, seine Baustoffe und Teile nach dem Abriss 

wiederverwendet oder recycelt werden können, dient nach 

allgemeinem Verständnis nicht dem Schutz vor Gefahren 

für die öffentliche Sicherheit und Ordnung und ist deswe-

gen nach dieser Vorschrift nicht zu berücksichtigen.

 

Um den Nachhaltigkeitsanforderungen an Bauwerke (Zif-

fer 7 des Anhangs 1 der EU-BauPVO) in der Praxis noch 

mehr Bedeutung zu verschaffen, sind weitere Anstrengun-

gen erforderlich. Dafür sind verschiedene Ansätze denkbar: 

Auf freiwilliger Basis kann ein Bewertungssystem (Gütesie-

gel) eingeführt werden. In den europaweit gültigen harmo-

nisierten Normen (EN-Normen) für Bauprodukte können 

Regeln zur Bestimmung und Deklarierung der Leistungs-

eigenschaften im Hinblick auf die Recyclingfähigkeit auf-

genommen werden. Zu prüfen sind auch rechtlich ver-

bindlichere Vorgaben, zum Beispiel die Aufnahme dieser 

Anforderung in ein anderes, geeignetes Gesetz.

 

2 .5 MINIMIERUNG DES NICHT GENUTZTEN MATERIALS, 

ABRAUMS UND BODENAUSHUBS SOWIE VERFÜLLUNG 

ALS VERWERTUNG

Zur Schonung sowohl der Ressourcen an heimischen 

mineralischen Primärrohstoffen als auch der Ressource 

„Verfüllraum“ sind die Mengen nicht verwertbaren Mate-

rials zu minimieren und verwertbares Material nicht der 

Entsorgung zuzuführen.

 

Durch eine Verbesserung der Aufbereitungsmethoden kann 

der Anteil des unbrauchbaren Materials reduziert werden.
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Die Ton- und Mergelgesteine des Boßlertunnels (Schnell-

bahntrasse Stuttgart-Ulm) sind aufgrund ihrer Eigen

schaften bestens geeignet, um in der Ziegelindustrie 

verwendet zu werden. Wesentlich für das Potenzial zur 

Nutzung des Materials aus dem Boßlertunnel in der Zie-

gelindustrie war die gute Qualität des Materials und die 

konstante gleichbleibende Belieferung der Ziegelwerke, 

um für einen langen Zeitraum identische Rezepturen ge-

währleisten zu können. Durch den Einsatz einer Tunnel

vortriebsmaschine konnten Verunreinigungen des Ma-

terials durch Sprengschnüre oder Spritzbeton verhindert 

werden.

 

Auf diese Weise konnten circa 70 Prozent des Materials 

aus dem Boßlertunnel zur Herstellung von Mauerziegeln 

bereitgestellt werden. Die Botschaft lautet „Verwertung 

statt Beseitigung“.

BEST PR ACTICE: WECHSEL VON DER ENTSORGUNG ZUR KER AMISCHEN VERWERTUNG

Das Ministerium für Verkehr Baden-Württemberg hat mit 

Erlass vom 11. Februar 2020 verfügt, dass bei Maßnahmen 

der Straßenbauverwaltung sämtliches Bodenmaterial, das 

zum Wiedereinbau geeignet ist, auf der Baustelle zu be-

lassen ist. Der Bodenbehandlung, zum Beispiel die Ver-

besserung überfeuchter oder wenig tragfähiger Böden, ist 

dabei grundsätzlich der Vorzug vor der Abfuhr des Aus-

hubmaterials und der Lieferung von Baustoffen zu geben.

 

Die Kosten für den Abtransport und die Entsorgung des 

ausgebauten Bodenmaterials sowie die Lieferung des neu-

en Materials sind oftmals höher als eine Verwendung des 

ausgebauten Materials an Ort und Stelle. Dadurch wer-

den die natürlichen Ressourcen geschont und es entfallen 

unnötige Transporte. Straßen werden entlastet, Abgase-

missionen vermieden und die CO2-Belastung insgesamt 

reduziert.

BEST PR ACTICE: VERWERTUNG STAT T TR ANSPORT

Durch Einsatz des Combimix-Verfahrens im Steinbruch 

Mönsheim kann der lehmbehaftete nicht verwertbare 

Anteil deutlich reduziert und der Steinbruch damit res-

sourceneffizienter betrieben werden. Im Mischprozess 

wird unter Einsatz eines Doppelwellenmischers dem 

Vorsiebmaterial 1 Prozent Branntkalk zugefügt, der mit 

dem anhaftenden Lehm chemisch reagiert und diesem 

die Feuchtigkeit entzieht. Dabei wird der angetrocknete 

Lehm vom Gestein gelöst, sodass er anschließend abge-

trennt werden kann. Hierdurch kann die Materialnutzung 

um circa 25 Prozent erhöht und die Rohstoffeffizienz deut-

lich gesteigert werden. Die MSW Mineralstoffwerke Süd-

west GmbH & Co. KG sind hierfür gemeinsam mit der 

BHS Sonthofen GmbH mit dem Deutschen Rohstoff

effizienz-Preis des Bundesministeriums für Wirtschaft 

und Energie ausgezeichnet worden.

BEST PR ACTICE: COMBIMIX-VERFAHREN IM STEINBRUCH MÖNSHEIM

Die Firma Eduard Merkle GmbH & Co. KG ist einer der 

„100 Betriebe für Ressourceneffizienz“. Im Steinbruch 

Michelreibershalde in Blaubeuren-Altental konnte durch 

technologische Entwicklungen der Anteil an unbrauchba-

rem Material wesentlich minimiert werden.

BEST PR ACTICE: 100 BETRIEBE FÜR RESSOURCENEFFIZ IENZ
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Nicht anderweitig verwertbare Materialien, Abraum und 

Bodenaushub können bei Einhaltung der dafür festgeleg-

ten stofflichen Anforderungen ohne tiefgreifende vorherige 

Aufbereitung als Verfüll- oder Auffüllmaterial im Straßen-, 

Landschafts- und Deponiebau beziehungsweise zur Rekul-

tivierung von Abbauflächen direkt verwendet werden.

 

Durch Verfüllungen von Gruben, Brüchen und Tagebauen 

soll die ursprüngliche Geländeform aus der Zeit vor dem 

Rohstoffabbau wiederhergestellt werden. Die Wiederher-

stellung der ursprünglichen Bodenfunktion hat insbeson-

dere für den Boden- und Grundwasserschutz eine große 

Bedeutung. Die Arbeitshilfe „Bodenaushub ist mehr als 

Abfall“ der damaligen Landesanstalt für Umweltschutz Ba-

den-Württemberg (LfU) (1999) gibt Instrumente und Hilfe-

stellungen an die Hand, wie man bei der Bodenverwertung 

zu einem nachhaltigen, weil ressourcenschonenden Um-

gang mit Bodenaushub gelangen kann.

 

In Baden-Württemberg gelten die Anforderungen der Ver-

waltungsvorschrift für die Verwertung von als Abfall ein-

gestuftem Bodenmaterial vom März 2007 (VwV Boden) 

und der Erlass „Vorläufige Hinweise zum Einsatz von Bau-

stoffrecyclingmaterial“ vom 13. April 2004 als akzeptierter 

Standard. Zukünftig ist die Verwertung von mineralischen 

Abfällen bundesweit rechtsübergreifend in einer Verord-

nung, der sogenannten Mantelverordnung, geregelt, die 

am 16. Juli 2021 verkündet wurde, nachdem Bundestag 

und Bundesrat im Juni 2021 der Verordnung zur Einfüh-

rung einer Ersatzbaustoffverordnung (EBV), zur Neufas-

sung der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 

(BBodSchV) und zur Änderung der Deponieverordnung 

(DepV) und der Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) zu-

gestimmt haben. Das Ziel der Mantelverordnung ist, bun-

desweit einheitlich sicherzustellen, dass die Verwertung 

von mineralischen Ersatzbaustoffen nach den Zielen des 

Kreislaufwirtschaftsgesetzes erfolgt, sowie der Schutz des 

Grundwassers vor Verunreinigungen und des Bodens vor 

schädlichen Veränderungen gewährleistet ist.

 

Die sogenannte Mantelverordnung tritt am 1. August 2023 

in Kraft, sodass sich alle Betroffenen auf die neuen Rege-

lungen einstellen können. Darüber hinaus sind Übergangs-

regelungen vorgesehen, unter anderem für bestehende Ver-

füllungen von Abgrabungen. Während der darauffolgenden 

zwei Jahre wird die Mantelverordnung einem umfassenden 

Evaluationsverfahren unterzogen. Ziel der Evaluation ist es, 

die abfallwirtschaftliche Entwicklung zu überprüfen sowie 

die Auswirkungen des Vollzugs auf die Verwertung der mi-

neralischen Abfälle zu untersuchen. Dies betrifft insbeson-

dere auch die Erhebung und Bewertung auftretender Ver-

änderungen bei den Stoffströmen sowie der Entwicklung 

bei der Nutzung von Recyclingbaustoffen in technischen 

Bauwerken.

 

Die Bundesregierung führt zusätzlich während der auf das 

Inkrafttreten der Mantelverordnung folgenden vier Jahre 

ein wissenschaftlich begleitetes Monitoring durch, um eine 

weitergehende sorgfältige Evaluation ökologischer und öko-

nomischer Wirkungen der Verordnung zu ermöglichen. 

Beim Tunnelbau Rastatt werden Lockergesteine im Rhein-

tal durchbohrt. Die aus den Tunnelröhren stammenden 

Sande und Kiese entsprechen im Grundsatz den in den 

benachbarten Kieswerken gewonnenen Materialien. Die 

circa 1,5 Millionen Tonnen Ausbruchmaterial enthalten 

allerdings ebenfalls tonige und eigentlich nicht verwert-

bare Gesteinsschichten. Zudem erfolgt durch das verwen-

dete Vortriebsverfahren beim Tunnelbau die Beimischung 

von Ton-Suspensionen.

 

Für eine Verwertung des Ausbruchmaterials als Baustoff 

war deshalb die Errichtung einer Anlage zur Reinigung 

und Aufbereitung des Bohrmaterials erforderlich.

 

Das vom Bundesumweltministerium geförderte Innovati-

onsprojekt der Kies und Beton Baden-Baden & Co. Hol-

ding KG in Durmersheim erlaubt eine (örtliche) Aufbe-

reitung der Ausbruchmassen, spart Deponievolumen und 

schont die vorhandenen primären Rohstoffressourcen in 

der Region.

BEST PR ACTICE: RESSOURCENSCHONENDE AUFBEREITUNG VON TUNNEL AUSBRUCHMATERIAL 

ZU E INEM QUALIF IZ IERTEN BAUSTOFF
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In Verfüllungen wird fünf- bis sechsmal so viel Erdaushubma-

terial eingelagert wie in den Deponien der öffentlich-recht-

lichen Entsorgungsträger. Damit kommt Verfüllungen eine 

hohe Bedeutung in der Planung der abfallwirtschaftlichen 

Daseinsvorsorge zu. Alternative Entsorgungskapazitäten in 

den baden-württembergischen Deponien stehen aufgrund 

der zunehmenden Deponieknappheit nicht zur Verfügung. 

Die Realisierbarkeit einer langfristigen Konzeption hängt 

– neben den einschlägigen rechtlichen Vorgaben – stark vom 

Kooperationswillen der Erden und Steine gewinnenden In-

dustrie ab. Die für Verfüllungen zur Verfügung stehenden 

Flächen befinden sich weitgehend im Privateigentum und 

entziehen sich somit einer staatlichen Lenkung.

 

Gelegentlich stehen langfristige Gewinnungskonzepte 

kurzfristig sich ergebenden Möglichkeiten einer Verfüllung 

gegenüber. Dies bedeutet, dass zeitweilige Bodeneinlage-

rungen innerhalb von Gewinnungsstellen notwendig wer-

den. Diese können den Betrieb der Rohstoffgewinnung 

erschweren. Für die beiden Belange Rohstoffgewinnung 

und Verfüllung sollten deshalb flexible Lösungsansätze 

gefunden werden (Einzelfallentscheidungen). Dem Boden-

aushubmanagement sollte im Rahmen der Zulassung von 

großen Infrastrukturprojekten mehr Bedeutung beigemes-

sen werden.

Abbildungen 7 und 8: Verfüllung von Steinbrüchen
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Die Landesregierung hat am 6. November 2018 die auf 

mehrere Jahre ausgelegte Holzbau-Offensive gestartet. 

Mit der Offensive soll zum einen erreicht werden, dass die 

Aspekte des Klimaschutzes bei der Baustoffwahl stärker 

berücksichtigt werden. Zum anderen sollen verbesserte 

Rahmenbedingungen für die Verwendung von Baustoffen 

aus nachwachsenden Rohstoffen geschaffen werden. Die 

Offensive besteht aus dreizehn Innovationspaketen. Den 

Paketen liegen Projekte zugrunde, die von den jeweils be-

rührten Ressorts umgesetzt werden. Schwerpunkte sind 

die Ökobilanzierung von Gebäuden über den gesamten 

Lebenszyklus, die Schaffung von Grundlagen für die Wei-

terentwicklung von baurechtlichen Rahmenbedingungen, 

anknüpfend an das IEKK die Vorbildfunktion des Landes 

beim nachhaltigen Bauen, die Förderung der Verwen-

dung von klimafreundlichen Baustoffen, Förderimpulse 

für Modellvorhaben in Holzbauweise, die Entwicklung 

neuer Techniken für den Holzbau, die Weiterentwicklung 

der Möglichkeiten des baulichen Holzschutzes, Konzepte 

für die Gebäudemodernisierung in Holzbauweise sowie 

die Stärkung von Lehre und Forschung im Bereich des 

Holzbaus.

 

Mit der Holzbau-Offensive soll auch ein wesentlicher 

Beitrag zur Schaffung von dringend benötigtem Wohn-

raum geleistet werden. Die Offensive beschränkt sich 

aber nicht allein auf den Wohnungsbau. Sie erstreckt sich 

auf den gesamten Hochbau und Bereiche des konstruk

tiven Ingenieurbaus.

BEST PR ACTICE: HOLZBAU- OFFENSIVE BADEN-WÜRT TEMBERG
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2.6 SUBSTITUTION

Neben der Herstellung von Recyclingprodukten und der 

höherwertigen Verwertung von Abraum und bisher nicht 

verwendeten Anteilen kann ein schonender Umgang mit 

unseren heimischen mineralischen Rohstoffen auch durch 

Substitution durch andere Primärrohstoffe erfolgen.

 

2 .6 .1 NACHWACHSENDE ROHSTOFFE

Bereits im Integrierten Energie- und Klimaschutzkonzept 

Baden-Württemberg (IEKK) wird das Thema Holz als Er-

satzbaustoff aufgegriffen und gefördert.

 

Die verstärkte Nutzung des Baustoffs Holz wird gefördert: 

Zur Förderung der Holzverwendung im Rahmen einer um-

fassenden Nachhaltigkeitsstrategie wird die Landesregie-

rung, soweit für die jeweilige Anwendung geeignet, diesen 

Baustoff im staatlichen Hochbau verwenden.

 

Gemäß der 2018 verabschiedeten Holzbau-Offensive wer-

den landeseigene Vorhaben für Neu- und Umbauten so-

wie energetisch-gestalterische Modernisierungen soweit 

wie möglich in moderner Holz- und Holzhybridbauweise 

erstellt. Die Ökobilanzierung von Gebäuden über den Le-

benszyklus spielt dabei eine wichtige Rolle. Sie ist bereits 

heute Bestandteil von Planungswerkzeugen und Bewer-

tungssystemen für das nachhaltige Bauen.

Es werden Anreize und Handlungsinstrumente zur ver-

stärkten Nutzung von erneuerbaren und regionalen Res-

sourcen im Bauwesen geschaffen: Im Rahmen vorhandener 

Förderprogramme sollen gezielt Anreize für den Einsatz 

von Holz als Baustoff geschaffen werden. 

Große Chancen für mehr Ressourceneffizienz und nachhal-

tigeres Bauen werden zudem in Misch- und Hybridbauwei-

sen mit nachwachsenden Rohstoffen gesehen. Durch die 

intelligente Kombination verschiedener Baustoffe können 

die Vorteile der einzelnen Baustoffe vereint werden.

 

Wie bei allen nachwachsenden Rohstoffen bestehen zahl-

reiche Konkurrenzsituationen in der Nutzung (hier unter 

anderem Energienutzung wie bei Holzpellets). Das Land 

verfolgt das Ziel, insbesondere Holz einer langfristigen 

stofflichen Holzverwendung zuzuführen und den wertvol-

len Rohstoff kaskadenförmig zu nutzen.
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Im Bereich der Herstellung und Verarbeitung von Zement 

und Beton gibt es seit vielen Jahren Bemühungen, die 

Nachhaltigkeit zu steigern. So wird (auf Basis der gülti-

gen Vorschriften) Portlandzementklinker bei vielen An-

wendungsfällen teilweise durch sekundäre Rohstoffe wie 

Hüttensand oder auch durch den Primärrohstoff Kalk-

steinmehl ersetzt. Vielversprechende Ansätze gibt es auch 

bei der Kombination mehrerer Zementhauptbestandteile 

zu einem Bindemittel oder beim Austausch von Portland

zementklinker gegen neuartige Bindemittel.

 

Entscheidend bei all diesen Überlegungen sind die Aus-

wirkungen veränderter Zementrezepturen und Betonzu-

sammensetzungen auf die Druckfestigkeit, die Dauerhaf-

tigkeit und auch das Verhalten bei hohen Temperaturen 

(Feuer) der Betone sowie den ausreichenden Schutz der 

Bewehrung vor Korrosion. Bei der großen Vielfalt der 

Anwendungsbereiche ist darüber hinaus eine zuverlässige 

Anwendbarkeit der Betone und der Erhalt einer ausrei-

chenden Robustheit der Betonbauweise insgesamt aus-

schlaggebend. 

BEST PR ACTICE: INNOVATIONEN AUF DEM SEK TOR DER ZEMENTROHSTOFFE

Ziel ist es, den Verbrauch heimischer mineralischer Pri-

märrohstoffe durch Steigerung der Ressourceneffizienz, 

ihre Substitution und das Recycling von Baustoffen zu 

vermindern. Dazu müssen sowohl das Angebot als auch 

die Nachfrage nach Recycling-Baustoffen gesteigert und 

damit ein Markt für sie geschaffen werden.

 

Folgende Projekte und Regelungen werden dazu in den 

Blick genommen:

•	 Die Landesregierung prüft, welche Maßnahmen erfor-

derlich sind, um eine weitere Steigerung der Ressourcen

effizienz, des Recyclings und der Substitution in diesem 

Bereich zu erreichen. 

•	 Die Mantelverordnung soll – unter Berücksichtigung 

der Anforderungen des Grundwasser- und Bodenschut-

zes – eine Steigerung der Recyclingquote ermöglichen. 

Die Mantelverordnung wird bundesweit rechtsübergrei-

fend die Verwertung von mineralischen Abfällen und 

Bodenmaterial regeln. 

M1: WEITERE STEIGERUNG DES E INSATZES VON SEKUNDÄRROHSTOFFEN

ZIELE UND MASSNAHMEN
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2.6 . 2 INNOVATIVE ANSÄTZE

Neben den Bestrebungen, bisher nicht genutzte Materiali-

en, Abraum und Bodenaushub nachhaltiger zu verwerten, 

können innovative Ansätze dazu beitragen, ressourcen-

schonendere Lösungen bei der Herstellung von Produkten 

aus heimischen Rohstoffen zu entwickeln. 

 

Einsparpotenziale beim Rohstoffverbrauch ergeben sich 

beispielsweise durch innovativen Leicht- und Hybridbau. 

Deren Weiterentwicklung und Verbreitung werden unter-

stützt. 

 

Mit Lehm als nachhaltigem und klimafreundlichem Bau

stoff hat auch der zukunftsfähige Lehmbau in Baden-Würt-

temberg das Potenzial, zur Ressourcenschonung anderer 

mineralischer Rohstoffe beizutragen und innovative Impul-

se zu setzen.
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Ziel ist es, mineralische Abfälle, die bei Maßnahmen im 

Straßen- und im Hochbau anfallen, getrennt zu sammeln 

und aufzubereiten, um diese unter Berücksichtigung 

ökonomischer und ökologischer Faktoren hochwertig zu 

recyceln. Gleichzeitig soll der Einsatz von R-Beton stärker 

forciert werden.

 

Die Landesregierung wird durch gezielte Maßnahmen wie 

Öffentlichkeitsarbeit sowie die Förderung von geeigneten 

Forschungsvorhaben den Einsatz von Recyclingbaustoffen 

und -materialien weiterhin unterstützen und fördern.

M3: MÖGLICHST HOCHWERTIGE SEKUNDÄRMATERIALIEN

Die Einführung eines bundesweiten Bewertungssystems 

(Gütesiegel) für die Rückbaubarkeit und Recyclingfähig-

keit von Bauprodukten wird empfohlen, um eine sorten-

reine Trennung wesentlicher Elemente des Bauwerks und 

seiner Bestandteile zu gewährleisten.

 

Bei Baustoffen für Neu- und Erweiterungsbauten ist die 

Recyclingfähigkeit nach § 23 KrWG zu beachten. Die 

Graduierung des Bewertungssystems soll sich an der 

Rückbaubarkeit und Wiederverwendbarkeit des recycel-

ten Produktes ausrichten. Baustoffe, die nicht im Sinne 

des Bewertungssystems beurteilt werden können, entspre-

chen nicht dem Prinzip der Produktverantwortung nach 

KrWG und sind nur im Ausnahmefall zulässig (wenn an-

dere Baustoffe für den betreffenden Anwendungsfall nicht 

eingesetzt werden können).

Die Landesregierung wird die Einrichtung eines solchen 

Bewertungssystems und dessen Entwicklung, zum Bei-

spiel durch ein Fachinstitut im Auftrag der Bundesländer 

sowie seinen Einsatz auf Landesebene unterstützen. 

 

Baden-Württemberg wird sich dafür einsetzen, dass 

Nachhaltigkeitsanforderungen an Bauwerke (vergleiche 

Ziffer 7 im Anhang der EU-BauPVO) in der Praxis zur 

Anwendung kommen bis hin zur Prüfung, ob und inwie-

weit weitere rechtliche Regelungen erforderlich sind. Die 

Erfahrungen aus dem Projekt „NBBW“ können dabei he-

rangezogen werden.

M4: BEWERTUNGSSYSTEM (GÜTESIEGEL) FÜR DIE RÜCKBAUBARKEIT UND DIE RECYCLINGFÄHIGKEIT 
	 VON BAUPRODUK TEN
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Die öffentliche Hand soll ihre Vorbildfunktion noch 

stärker wahrnehmen und in Ausschreibungen als Träger 

öffentlicher Bauvorhaben den Einsatz von geeignetem 

Recyclingmaterial vorrangig vorsehen, sofern nicht deren 

Umweltbilanz schlechter ist oder eine Unwirtschaftlich-

keit vorliegt. Die Bauwirtschaft muss dementsprechend 

informiert, Architekten und Ingenieure aus- und fortge-

bildet werden.

 

Zur Förderung des Einsatzes von Recycling-Baustof-

fen wurde im neuen Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz 

die Gleichwertigkeit gegenüber Primärrohstoffen in 

Ausschreibungen für Bau- und Lieferleistungen der öf-

fentlichen Hand festgelegt und unter bestimmten Vor-

aussetzungen auch der Vorrang für Recyclingbaustoffe 

eingeräumt. 

 

Geprüft werden soll, ob bestehende Regelwerke mit dem 

Ziel eines Abbaus rechtlicher Hemmnisse für den Einsatz 

von Recycling-Baustoffen angepasst werden können. Mo-

dellausschreibungstexte für Ämter und Vorhabenträger 

sollen erstellt werden, bei Bedarf mit Unterstützung des 

Umweltministeriums. 

M2: VORBILDFUNK TION DER ÖFFENTLICHEN HAND BEIM E INSATZ VON SEKUNDÄRROHSTOFFEN



31 NACHHALTIGE NUTZUNG MINERALISCHER ROHSTOFFE IN BADEN-WÜRTTEMBERG

Die vermehrte Nutzung von alternativen Baumaterialien 

zur Schonung der heimischen mineralischen Primärroh-

stoffe soll unter Berücksichtigung der gesamtökonomi-

schen und -ökologischen Bedingungen geprüft und ge-

gebenenfalls zur Verbesserung der Ressourceneffizienz 

gefördert werden.

Zusätzlich sind Hybridbauweisen aus mineralischen, 

metallischen und nachwachsenden Baumaterialien als 

Lösungsbeitrag zum Klimaschutz und für mehr Rohstoff-

schonung weiterzuentwickeln und die Kooperation zwi-

schen den Baubereichen zu fördern.

M7: NUTZUNG VON NACHWACHSENDEN BAUMATERIALIEN UNTER BERÜCKSICHTIGUNG 

	 VON ÖKONOMIE UND ÖKOLOGIE

Für die Entwicklung von umweltfreundlichen und ener-

gieeffizienten Produkten zum Beispiel auf dem Sektor der 

Zementherstellung sollen Unternehmen und die Wissen-

schaft weiterhin intensiv zusammenarbeiten. Das Land 

wird die Zusammenarbeit unterstützen.

M8: INNOVATIVE ANSÄTZE – FORSCHUNG

Es sollen über die gesetzliche Verpflichtung hinaus alle 

Möglichkeiten zur Verwertung von Abraum und Abfall 

aus Großbaustellen in Betracht gezogen werden. Sie könn-

ten sich auch von selbst aus dem Preisgefüge ergeben, 

zum Beispiel dann, wenn Deponierung und Transport 

zum entscheidenden Kostenfaktor werden. Verwertungs-

möglichkeiten von homogenen, geeigneten Materialien 

durch die rohstoffgewinnenden Unternehmen sollen ge-

prüft werden.

M6: VERWERTUNG VON ABR AUM UND ABFALL AUS GROSSBAUSTELLEN

02  RESSOURCENEFF IZ IENZ ,  RECYC L ING UN D SUBST ITUT ION

Gemeinsam mit der Bau- und Baustoffwirtschaft sind 

unter Berücksichtigung der Rechtsvorschriften für bisher 

dem Baustoffrecycling beziehungsweise der Wiederver-

wendung nicht erschlossene Materialien und Produkte 

neue Möglichkeiten für ein hochwertiges Recycling oder 

eine geeignete Wiederverwendung zu entwickeln. 

 

Dabei kann es beispielsweise um ein intensiveres Recy-

cling oder den Ausbau der Wiederverwendung gehen.

M5: MÄRK TE FÜR B ISHER NICHT GENUTZTE MATERIALIEN SCHAFFEN
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Die Sicherung der Rohstoffversorgung auch für künftige 

Generationen ist eine wesentliche Aufgabe einer verant-

wortungsvollen vorausschauenden Rohstoffpolitik. Sie 

kann nur durch das Zusammenspiel verschiedener Akteure 

gelingen. Es gilt, das Fachwissen und die Expertise der Be-

teiligten effektiv zu verzahnen und Grundlagen zu optimie-

ren. Wirkungsvolles Instrument für die Rohstoffsicherung 

ist die Raumplanung.

 

Eine zukunftsorientierte Rohstoffsicherung hat sich – eben-

so wie der anschließende Rohstoffabbau – an Nachhaltig-

keitskriterien auszurichten. Die frühzeitige Berücksichti-

gung von Nachhaltigkeitskriterien im Planungsverfahren 

kann auch dazu beitragen, die Akzeptanz für künftige Roh-

stoffvorhaben in der Bevölkerung zu steigern.

 

3.1 AUFGABE DER R AUMORDNUNG

Aufgabe der Raumordnung ist die überörtliche und fach-

übergreifende Planung. Sie sichert die für die möglichst 

verbrauchsnahe Deckung des Bedarfs notwendigen Roh-

stoffabbau- und -sicherungsgebiete. Unterschiedliche An-

forderungen an den Raum sind aufeinander abzustimmen 

und die auf der jeweiligen Planungsebene auftretenden 

Konflikte sind gegeneinander und untereinander abzuwä-

gen sowie Vorsorge für einzelne Nutzungen und Funktio-

nen des Raums zu treffen.

 

Rechtliche Grundlage der Raumordnung sind das Raum-

ordnungsgesetz des Bundes (ROG) und ergänzend insbe-

sondere die landesrechtlichen Vorschriften im Landespla-

nungsgesetz (LplG).

 

Die Träger der Regionalplanung führen in den Verfahren zur 

Aufstellung, Fortschreibung oder sonstigen Änderung eines 

Regionalplans eine umfassende Beteiligung der Träger öf-

fentlicher Belange und der Öffentlichkeit im Rahmen der 

gesetzlichen Vorgaben durch. Bei der Festlegung von Roh-

stoffabbau- und -sicherungsgebieten in der Regionalplanung 

sind die Belange der Rohstoffsicherung und Rohstoffversor-

gung mit anderen raumbedeutsamen Nutzungen und Vor-

haben sowie vor allem mit der Siedlungsentwicklung, den 

Erfordernissen des Natur- und Umweltschutzes, der Land-

schaftserhaltung, der Land- und Forstwirtschaft, des Boden-

schutzes, der Wasserwirtschaft, der Erholung und sonstiger 

(auch ökologischer) Belange mit dem ihnen jeweils zukom-

menden Gewicht abzustimmen und abzuwägen.

 

Regionalplanerische Festlegungen zur Rohstoffsicherung 

können für Abbaugebiete auf einen Zeitraum von rund 20 

Jahren und für Sicherungsgebiete auf einen Zeitraum von 

rund 25 Jahren ausgelegt werden. Sie müssen mit der Ge-

samtplanung für die Region vereinbar sein. Aus dem Rau-

mordnungsgesetz ergeben sich die Rechtswirkungen der je-

weiligen regionalplanerischen Festlegungen (insbesondere 

§ 7 Absatz 3 ROG).

03 Nachhaltige Sicherung der Rohstoffversorgung 
auch für zukünftige Generationen

LE ITL INIE:

Rohstoffsicherung beginnt mit den Regionalplänen, die 

sich an der rahmensetzenden, integrierenden Landes-

planung orientiert. Festlegungen im Land und in den 

Regionen sind nur auf der Grundlage aussagekräftiger 

Bedarfsprognosen für die heimischen mineralischen 

Rohstoffe zu begründen. Belastbare Prognosen des Be-

darfs benötigen ihrerseits präzise Daten über Vorkom-

men, Abbautätigkeit und Lagerstätte. Zukunftsfähige 

Rohstoffsicherung muss sich an Nachhaltigkeitskriterien 

ausrichten. Die Berücksichtigung von Effizienzgesichts-

punkten und – soweit möglich – die Festlegung von für 

Umwelt und Natur wertvollen Nachnutzungen tragen 

zu einer besseren Akzeptanz bei.
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3. 2 AUFGABE DER BAULEITPL ANUNG

Die Städte und Gemeinden sind im Rahmen ihrer Bau­

leitplanung verpflichtet, die Bauleitpläne – den Flächen­

nutzungsplan und die Bebauungspläne – an die Ziele der 

Raumordnung anzupassen (§ 1 Absatz 4 Baugesetzbuch 

(BauGB)). Bei der Aufstellung und Änderung des Flä­

chennutzungsplans und der Bebauungspläne haben sie im 

Rahmen der Abwägung insbesondere die in § 1 Absatz 6 

BauGB aufgeführten Belange zu berücksichtigen, zu denen 

insbesondere die Belange der Sicherung von Rohstoffvor­

kommen (§ 1 Absatz 6 Nummer 8 f BauGB) zählen. Um die 

bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke vorzube­

reiten und zu leiten, können die Träger der Bauleitplanung 

im Flächennutzungsplan für den Außenbereich Konzen­

trationsflächen für die Rohstoffgewinnung darstellen (§ 35 

Absatz 3 Satz i. V. m. § 35 Absatz 1 Nr. 3 BauGB) und damit 

die Zulässigkeit im Außenbereich privilegierter Vorhaben 

steuern. Voraussetzungen dafür sind ein gesamträumliches 

Konzept und die Darstellung von Konzentrationsflächen 

in ausreichendem Umfang. Im Bebauungsplan können sie 

aus städtebaulichen Gründen nach § 9 Absatz 1 Nummer 

17 BauGB Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen oder 

die Gewinnung von Steinen, Erden und anderen Boden­

schätzen festsetzen. Die Zulässigkeitsvoraussetzungen der 

§§ 30 bis 37 BauGB gelten nach § 29 Absatz 1 BauGB auch 

für Abgrabungen größeren Umfangs. Vorhaben zur Roh­

stoffverarbeitung und -gewinnung sind im Außenbereich 

in der Regel nach § 35 Absatz 1 Nummer 3 BauGB privile­

giert, da sie einem ortsgebundenen gewerblichen Bereich 

dienen. Sind im Flächennutzungsplan im Außenbereich 

Konzentrationsflächen nach § 35 Absatz 3 Satz 3 BauGB 

dargestellt, sind diese Vorhaben außerhalb der Konzentra­

tionsflächen bauplanungsrechtlich unzulässig (§ 35 Absatz 

2 Satz 3 BauGB). Einschränkungen der kommunalen Steu­

erungsmöglichkeiten können sich jedoch aus § 38 BauGB 

für planfeststellungspflichtige Vorhaben ergeben.

Abbildung 9: Ausschnitt Regionalplan (© Verband Region Stuttgart 2009; Geobasisdaten © LGL, www.lgl-bw.de) 

03  NAC HHALT I GE S I C HE RUNG DE R ROHSTOFF VE RSORGUNG AUC H FÜR KÜNF T I GE GENE R ATIONEN
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3.3 ROHSTOFFSICHERUNG – FL ÄCHENEFFIZ IENTER 

ROHSTOFFABBAU UND DEZENTR ALITÄT

Laut Landesrohstoffbericht 2019 gab es in Baden-Württem-

berg im Jahr 2017 insgesamt 494 Gewinnungsbetriebe. Im 

Jahr 2000 waren es noch 630 Betriebe. Der Rückgang bei 

der Anzahl der Gewinnungsbetriebe lässt sich nicht auf 

die Sicherung hochwertiger Lagerstätten zurückführen. 

Dies zeigt sich beispielsweise, wenn man die Effizienz der 

Rohstoffproduktion bei den Steine- und Erden-Rohstoffen 

als Menge eines gewonnenen Rohstoffs je Quadratmeter 

konzessionierter Gewinnungsfläche betrachtet. Aus dem 

Landesrohstoffbericht 2019 ergibt sich, dass die Ergiebigkeit 

je genutzter Lagerstättenfläche seit vielen Jahren deutlich 

rückläufig ist.

 

Über die Festlegung von Vorranggebieten zur Rohstoff

sicherung in der Regionalplanung werden die Weichen ge-

stellt, in welchen Gebieten und in welchem Umfang ein 

Rohstoffabbau in Zukunft stattfinden kann. Hierdurch soll 

eine bedarfsgerechte und verbrauchernahe Versorgung mit 

heimischen mineralischen Rohstoffen sichergestellt wer-

den. Bei der Festlegung der Gebiete wird berücksichtigt, 

wo ein künftiger Abbau möglichst nachhaltig und effizient 

erfolgen kann. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass in 

Nutzung befindliche Lagerstätten möglichst vollständig ab-

zubauen sind, ehe ein neues Vorkommen erschlossen wird.

 

Im Rahmen der Regionalplanung haben sich die Planungs-

träger auch mit Gesichtspunkten des flächeneffizienten 

Rohstoffabbaus sowie der verkehrs- und emissionsmin-

dernden Auswirkungen dezentraler Abbaustätten ausein-

anderzusetzen. Die entsprechenden Festlegungen haben 

weitreichende Auswirkungen auf die nachfolgende Gewin-

nung in dem betreffenden Gebiet. In der Landesstrategie 

Ressourceneffizienz heißt es: „Durch die Erschließung und 

Nutzung vor allem qualitativ hochwertiger Lagerstätten 

sollen Flächeninanspruchnahme und Energieverbrauch 

reduziert werden.“ Hier wird die hohe Qualität der Lager-

stätten hervorgehoben. Aus Gründen des flächeneffizien-

ten Rohstoffabbaus und als Beitrag zum Landschaftsschutz 

empfiehlt das RSK 2, dass sich Abbaustätten möglichst auf 

Standorte mit hoher Rohstoffmächtigkeit und geringem Ab-

raumanteil beschränken sollen. Der möglichst vollständige 

Abbau (Abbau bis zur Neige) hat Vorrang vor Erweiterung 

und Neuaufschluss, soweit sonstige Belange (zum Beispiel 

Grundwasserschutz) nicht entgegenstehen, wobei eine Ein-

zelfallprüfung erforderlich ist. Neuaufschlüsse sind nicht 

ausgeschlossen.

 

Die Gewinnung in qualitativ hochwertigen Abbaustätten 

mit hoher Rohstoffmächtigkeit und geringem Abraumanteil 

sowie der möglichst effiziente Abbau von Rohstoffen tragen 

zu einer nachhaltigen Gewinnung bei. Eine vornehmliche 

Fokussierung auf besonders hochwertige Lagerstätten be-

wirkt eine Reduzierung der Flächeninanspruchnahme für 

den Rohstoffabbau und reduziert den Anteil des nicht ver-

wertbaren Materials.

 

Ein Rückgang der Zahl von dezentralen Gewinnungsstand-

orten kann negative Folgen haben: größere Transportent-

fernungen zum Verbraucher, erhöhte Verkehrsbelastung 

im Gebiet der verbliebenen Standorte, raschere Abnahme 

der genehmigten Reserven pro verbleibendem Standort, lo-

kal größere Eingriffe in die Natur und lokal größere Inan-

spruchnahme von Flächen für den Rohstoffabbau – zumal 

die Erschließung dezentraler Abbaustätten auch Chancen 

für den Naturschutz bieten kann, etwa in Form zeitweiliger 

Etablierung von Habitaten („Natur auf Zeit“) beziehungs-

weise der naturschutzfreundlichen Nachnutzung. 

 

Im Ergebnis kommt es aber darauf an, vernünftige und 

tragfähige Lösungen für den Einzelfall zu finden. Ziel ist, 

in jedem Einzelfall eine möglichst nachhaltige Gewinnung 

sicherzustellen.

 

So sind beispielsweise im Alpenvorland in Baden-Württem-

berg die hochwertigen Kiesvorkommen bereits lange im 

Abbau oder teilweise erschöpft. Große, noch ungenutzte 

Lagerstätten gibt es kaum mehr, und wo es sie gibt, stehen 

häufig andere Nutzungen entgegen. In der Konsequenz 

werden nun bereits wieder kleinere Lagerstätten gesucht 

und erschlossen. Allerdings bauen die Betreiber diese klei-

nen Lagerstätten innerhalb weniger Jahre ab, eine Aufbe-

reitung findet häufig nicht mehr vor Ort statt, sondern im 

Stammwerk, weil sich die Errichtung der Anlagen für die 

kurzen Abbauzeiträume nicht rechnet. Das abgebaute Ma-

terial muss also zunächst mit dem LKW zur Aufbereitung 

transportiert werden. Die Spielräume bei der Suche nach 

03  NAC HHALT I GE S I C HE RUNG DE R ROHSTOFF VE RSORGUNG AUC H FÜR KÜNF T I GE GENE R ATIONEN
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geeigneten Lagerstätten sind daher nicht beliebig groß. 

Dies konterkariert den beim dezentralen Abbau sich eigent-

lich ergebenden Vorteil kürzerer Transportwege teilweise. 

 

Die Träger der Regionalplanung haben die ihnen zur Ver-

fügung stehenden Spielräume abwägungsfehlerfrei auszu-

schöpfen, wobei die geologischen Gegebenheiten sowie 

bestehende Nutzungskonkurrenzen die Handlungsmög-

lichkeiten maßgeblich eingrenzen. 

 

 

 

 

Damit sie ihre Spielräume nutzen können, benötigen die 

Träger der Regionalplanung aussagekräftige Bedarfsanaly-

sen und Kenntnisse über Qualität und Quantität der Vor-

kommen. Nur wenn dieses Wissen vorhanden ist, kann die 

Rohstoffsicherung auch in Zukunft verlässlich gestaltet wer-

den. Hierbei wird wesentlich auf die Daten des LGRB als 

rohstoffgeologischer Fachberatung zurückgegriffen. Um eine 

präzisere Ausweisung der zu sichernden Rohstoffe zu errei-

chen, ist es wichtig, dass das LGRB die rohstoffgeologische 

Grundlagenarbeit intensiviert und damit noch umfangrei-

chere und genauere Daten zur Verfügung stellen kann. Die 

hierfür notwendigen Ressourcen sind vorzuhalten.

Abbildung 10: Kalksteinbruch im Unteren Massenkalk mit großer nutzbarer Mächtigkeit
Abbildung 11: Kalksteinbruch im Unteren Muschelkalk mit geringer nutzbarer Mächtigkeit

Für die Sicherung einer nachhaltigen, verlässlichen und 

akzeptablen Rohstoffversorgung sind sowohl Gesichts-

punkte des flächeneffizienten Rohstoffabbaus als auch der 

dezentralen Rohstoffsicherung zu berücksichtigen. Hierzu 

gilt es insbesondere – neben allen anderen maßgeblichen 

Belangen – auch die (Rest-)Laufzeiten, Potenziale für den 

Naturschutz, die vorhandenen Rohstoffreserven, die Eig-

nung von Rohstoffvorkommen, die Flächeneffizienz und 

Dezentralität in den Blick zu nehmen. Hierzu werden mit 

allen relevanten Akteuren Gespräche geführt. 

M9: ROHSTOFFSICHERUNG – FL ÄCHENEFFIZ IENTER ROHSTOFFABBAU UND DEZENTR ALITÄT

ZIELE UND MASSNAHMEN
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3.4 BEDARF AN HEIMISCHEN MINER ALISCHEN 

ROHSTOFFEN

3.4 .1 ERMIT TLUNG DES BEDARFS

Die Festlegung von Gebieten für den Abbau oberflächen-

naher Rohstoffe und von Gebieten zur Sicherung von 

Rohstoffen zur Sicherstellung einer bedarfsgerechten und 

verbrauchernahen Versorgung mit oberflächennahen Roh-

stoffen ist eine zentrale Aufgabe der Träger der Regional-

planung. Diese Aufgabe kann nur erfüllt werden, wenn der 

heimischen Rohstoffindustrie die Entwicklungsmöglichkei-

ten geboten werden, die einer realistischen Prognose der 

Rohstoffnachfrage entsprechen.

 

Die Festlegung von Abbau- und Sicherungsgebieten in 

den Regionalplänen macht eine Bedarfsabschätzung not-

wendig. Der Bedarf wird in der Regel über die durch das 

LGRB bei der rohstoffgewinnenden Industrie ermittelten 

durchschnittlichen Rohförder- beziehungsweise Produk-

tionsmengen, also die verkaufsfähigen beziehungsweise 

verkauften Mengen an unterschiedlichen Rohprodukten in 

den letzten bis zu 20 Jahren, für die entsprechenden Pla-

nungszeiträume abgeschätzt. Zur Unterdrückung extremer 

konjunktureller Schwankungen werden die Durchschnitts-

mengen aus einem mehrjährigen Zeitraum zugrunde ge-

legt. Dafür erfolgt in Baden-Württemberg seit dem Jahr 

1986 eine standardisierte Betriebserhebung von Abbaustel-

len durch das LGRB. Dabei werden die Betriebserhebun-

gen nach Möglichkeit vor Ort durchgeführt, um möglichst 

plausible Daten zu bekommen. Eine Erhebung im persön-

lichen Betreibergespräch bietet den Vorteil, dass auf Basis 

einer rohstoffgeologischen Beurteilung der Lagerstätte eine 

Plausibilitätsprüfung der vor Ort ermittelten Daten erfolgen 

kann. Befliegungen oder Vermessungen können zur Ermitt-

lung der Abbauvolumina die vorhandenen Daten ergänzen.

 

Ausgangspunkt für diesen Ansatz zur Bedarfsprognose war 

und ist die Überlegung, dass Massenrohstoffe nicht über 

weite Strecken transportiert und in der Regel im näheren 

Umfeld des Gewinnungsorts veredelt und eingesetzt wer-

den. Die derzeitige Versorgung mit heimischen minerali-

schen Rohstoffen durch knapp 500 über das Land verteilte 

Gewinnungsstellen wird allgemein als dezentral bezeich-

net. Aspekte, die eine Veränderung des zukünftigen Be-

darfs gegenüber der historischen Nachfrage bewirken kön-

nen, wurden im Rahmen der jeweiligen Fortschreibungen 

durch Anpassungen der zugrunde gelegten Fördermengen 

aus dem jeweils zurückliegenden Zeitraum der jeweiligen 

Rohstoffgruppe berücksichtigt.

 

Die Vorgehensweise zur Ermittlung des Bedarfs hat sich in 

der Vergangenheit bewährt. Das Aufgreifen neuer Entwick-

lungen vor allem aus dem Bereich Ressourceneffizienz und 

Substitutionsvorgängen ist dennoch wichtig und trägt dazu 

bei, die baden-württembergische Vorgehensweise auch 

weiterhin bestmöglich ausgestalten zu können.

 

Die Realisierung einer vorausschauenden Planung liegt 

nicht nur in der Verantwortung der Regionalplanung, son-

dern auch in der Unternehmerverantwortung. An Stand-

orten, an denen die Lagerstätten bereits erschöpft sind 

oder der Abbau nur noch in schlechter werdenden La-

gerstättenteilen möglich ist, sollte die Suche nach neuen 

hochwertigen Lagerstätten möglichst frühzeitig erfolgen. 

Bei der Lagerstättenerkundung und der betrieblichen so-

wie regionalplanerischen Rohstoffsicherung kann heute 

auf deutlich verbesserte rohstoffgeologische Grundlagen 

des LGRB zurückgegriffen werden. 

Bei einer frühzeitigen Erkundung können Lagerstätten-

potenziale optimal genutzt und bereits im Rahmen der 

Regionalplanung wirksam berücksichtigt werden. Dies 

kann zu einer Reduzierung der Flächeninanspruchnahme 

und des Energieverbrauchs durch den Rohstoffabbau bei-

tragen. Planungs- und Genehmigungsprozesse können so 

zeitlich optimiert werden.

M10: VOR AUSSCHAUENDE PL ANUNG DURCH FRÜHZEIT IGE ERKUNDUNGSMASSNAHMEN
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Dies ist auch vor dem Hintergrund angezeigt, dass die Vor-

gehensweise zur Bedarfsprognose in der letzten Zeit immer 

häufiger von örtlichen Interessengruppen in Frage gestellt 

wird. In der öffentlichen Diskussion wird dabei häufig der 

oben beschriebene Aspekt ausgeblendet, dass die Stoffströ-

me im Land und über die Landesgrenzen hinaus notwendig 

sind, um den Rohstoffbedarf der Regionen mangels eigener 

verfügbarer Vorkommen zu decken.

 

3.4 . 2 VERBESSERUNG DER DATENGRUNDL AGE ZU 

STOFFSTRÖMEN 

3.4 . 2 .1 STOFFSTRÖME

Vorkommen mineralischer Rohstoffe sind in Abhängigkeit 

von ihrer geologischen Entstehung in ausgeprägter Weise 

standortgebunden und ungleich im Land verteilt, sodass 

hierdurch ein Rahmen für die Stoffströme – auch zwischen 

den zwölf Regionen im Land und über die Landesgrenzen 

hinaus – vorgezeichnet wird. Oft können Regionen nicht 

den gesamten Rohstoffbedarf in der Region aus eigenen 

Vorkommen decken.

 

Baden-Württemberg ist bei einigen mineralischen Rohstof-

fen wie zum Beispiel Bentonite, Marmor und Basalt auf 

Einfuhren angewiesen. Gleichzeitig finden besonders in 

Regionen Baden-Württembergs, die in Grenznähe zu dem 

benachbarten Ausland liegen, Rohstoffexporte statt.

 

Da Bedarfsprognosen ausgehend von der durchschnittli-

chen Gesamtfördermenge erstellt werden, werden auch 

Mengen, die exportiert werden, dem Bedarf an heimischen 

mineralischen Rohstoffen zugerechnet. Dies führt bei den 

betroffenen Anwohnern an manchen Orten zu Unmut, da 

dort die mit dem Rohstoffabbau verbundenen Belastungen 

getragen werden müssen.

 

Eine regionalplanerische oder genehmigungsrechtliche 

Steuerung des Handels über die Ländergrenzen hinweg, 

wie sie in diesem Kontext teilweise gefordert wird, ist nicht 

möglich. In den Regionalplänen können keine rechtlich 

bindenden Vorgaben hinsichtlich einer Verwendung des 

abgebauten Materials in der Region gemacht werden. Eine 

Beschränkung der Förderung beispielsweise von Kies auf 

die regionale oder auch landesweite Eigenversorgung würde 

eine Absatzsteuerung darstellen, die der marktwirtschaft

lichen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland wi-

dersprechen würde. Ferner ist es vor dem Hintergrund der 

Bestimmungen des § 1 Absatz 1 Außenwirtschaftsgesetz 

nicht möglich, den Wirtschaftsverkehr mit dem Ausland 

sowie den EU-Binnenländern zu beschränken.

 

Zur Versachlichung der Diskussion über die überregionale 

Verwendung von Rohstoffen und deren Auswirkungen auf 

die Bedarfsprognose ist aber eine verlässliche Datengrund-

lage über die relevanten Stoffströme hilfreich.

 

Zu Stoffströmen gibt es in Baden-Württemberg keinen ge-

sicherten, vollständigen und zentral vorgehaltenen Daten-

pool. Daten über den grenzüberschreitenden Warenverkehr 

von Produkten und damit über die Stoffströme mit den 

EU-Binnenländern und dem Ausland liegen lediglich über 

die Außenhandelsstatistik des Statistischen Bundesamts 

und die entsprechenden Auswertungen des Statistischen 

Landesamts für Baden-Württemberg vor. Diese Daten sind 

allerdings teilweise mit Unschärfen behaftet, soweit sie das 

Ursprungs- und Bestimmungsland betreffen. Des Weiteren 

sind die Schätzungen, die den Warenverkehr innerhalb der 

EU betreffen und eine bestimmte Wertgrenze nicht über-

schreiten, nicht detailscharf. Stoffströme zwischen den Bun-

desländern beziehungsweise zwischen einzelnen Regionen 

werden weder vom Statistischen Bundesamt noch vom Sta-

tistischen Landesamt ermittelt. Nach den vorhandenen Da-

tengrundlagen des Statistischen Landesamts, die zumindest 

teilweise auch auf Schätzungen beruhen, ist jedoch davon 

auszugehen, dass die Lieferströme Baden-Württembergs 

über die Bundesgrenzen hinweg nur eine kleine Teilmenge 

des Gesamtbedarfs von Baden-Württemberg darstellen. Lo-

kal, das heißt bei einzelnen Abbaustätten vor Ort, kann der 

Export einen größeren Anteil ausmachen.

 

Die Angaben, die das LGRB bei seinen Betriebserhebun-

gen ermittelt, stellen nur eine grobe Schätzung über ein 

langjähriges Mittel dar.

 

Genauere Angaben zu Stoffströmen über die Landesgren-

zen hinweg von und nach Baden-Württemberg, aber auch 

regionsüberschreitend innerhalb Baden-Württembergs 

können zur Versachlichung der Diskussion in der Öffent-

lichkeit wesentlich beitragen.

03  NAC HHALT I GE S I C HE RUNG DE R ROHSTOFF VE RSORGUNG AUC H FÜR KÜNF T I GE GENE R ATIONEN



38 NACHHALTIGE NUTZUNG MINERALISCHER ROHSTOFFE IN BADEN-WÜRTTEMBERG

Die Einbeziehung der Nachbarländer in eine entsprechen-

de Datenerhebung würde eine umfassende Ist-Analyse der 

grenzüberschreitenden mineralischen Rohstoffströme er-

möglichen. Die Mitwirkung der Rohstoffunternehmen ist 

allerdings unabdingbar, da die notwendigen Daten zu ei-

nem Großteil nur bei den Unternehmen vorliegen.

 

Eine übergeordnete nachhaltige Rohstoffsicherung liegt 

aber gerade auch im Interesse der Rohstoffverbände, wie 

eine gemeinsame Erklärung des Fachverbands der Stein- 

und keramischen Industrie, Wirtschaftskammer Österreich, 

des Bayerischen Industrieverbands Baustoffe, Steine und 

Erden e. V. und des Industrieverbands Steine und Erden 

Baden-Württemberg e. V. (ISTE) zur nachhaltigen Roh-

stoffnutzung im Bodenseeraum zeigt. Dort sprechen sich 

die Verbände für eine übergeordnete Rohstoffsicherung 

und dafür, dass die Gebiete und Regionen unter Berück-

sichtigung der Geologie und der Gleichwertigkeit der Roh-

stoffsicherung mit anderen Belangen in allen Teilräumen 

dezentrale Gewinnungsstätten vorsehen, aus.

 

Die Landesregierung hat sich dieses Themas angenommen 

und es in die Internationale Bodenseekonferenz einge-

bracht. Sie hat eine Studie zu grenzüberschreitenden Stoff-

strömen in Auftrag gegeben, die in einem ersten Schritt 

Aufschluss über bestimmte Determinanten geben kann, 

sofern sich die Unternehmen des grenzüberschreitenden 

Wirtschaftsraums Bodensee an ihr beteiligen und ihre Da-

ten zur Verfügung stellen.

 

Möglicher Handlungsbedarf und Handlungsoptionen sol-

len auf dieser Grundlage ausgelotet werden.

 

3.4 . 2 . 2 VERBESSERUNG DER DATENGRUNDL AGEN FÜR 

DAS LGRB

Die Schätzungen des LGRB bilden einen wichtigen, un-

erlässlichen Grundstock bei der Bedarfsprognose. Die 

Erfahrung in den letzten Jahren hat gezeigt, dass für eine 

zukunftsfähige Prognose des Bedarfs die Methodik zur Er-

mittlung weiterentwickelt werden soll und weitere Faktoren 

berücksichtigt werden sollten. Zudem können die Daten-

grundlage des LGRB noch optimiert und weitere Daten im 

Einzelfall berücksichtigt werden.

 

Betriebserhebungen durch das LGRB erfolgen anlassbe-

zogen im Rahmen einer Beratung der Träger der Regio-

nalplanung für eine Regionalplanfortschreibung oder im 

Zusammenhang mit der Erstellung eines neuen Landesroh-

stoffberichts. Die Daten werden in einer Rohstoffdatenbank 

abgelegt, die auch von den Trägern der Regionalplanung 

genutzt wird. Die übrigen Zulassungsbehörden sind bisher 

nicht an diese Rohstoffdatenbank angeschlossen, verfü-

gen aber im Zusammenhang mit Abbauanträgen und der 

Überwachung des Abbaus über eigene Daten, die für die 

rohstoffgeologische Beurteilung von Lagerstätten relevant 

sind. Eine zentrale Haltung sämtlicher verfügbarer Daten 

beim LGRB würde Arbeitsprozesse vereinfachen und zu 

einer verbesserten Datengrundlage führen. Betriebs- und 

Geschäftsgeheimnisse sind jedoch in jedem Fall zu wahren.

 

Realistische Substitutionsmöglichkeiten und Technologie-

wandel können – auch kurzfristig – zu- oder abnehmen 

oder sich ändern, wie am Beispiel des aus der Entschwefe-

lung von Rauchgasen in Kraftwerken erzeugten REA-Gip-

ses (Gips aus Rauchgasentschwefelungsanlagen) gezeigt 

werden kann. Auch kann sich der betriebliche Rohstoff-

bedarf im Abbau an einzelnen Standorten durchaus anders 

entwickeln, als er bei der Festlegung des Regionalplans 

berücksichtigt worden ist. Eine häufigere Ermittlung von 

Förder- und Produktionsmengen durch das LGRB bei den 

Betrieben wäre hilfreich, um den Fortschreibungsbedarf 

von Regionalplänen frühzeitig zu erkennen. 

 

Bei den geologischen Diensten in den Bundesländern 

existieren – teilweise historisch bedingt – unterschiedliche 

Herangehensweisen bei der Ermittlung des Bedarfs, die 

der Bund/Länder-Ausschuss Bodenforschung (BLA-GEO) 

– eine Arbeitsgruppe der Wirtschaftsministerkonferenz – 

untersucht hat.

 

Bei einer Prüfung, ob und inwieweit die Datengrundlage 

für das LGRB noch verbessert werden kann, sollen bereits 

vorhandene und künftige Ansätze und Überlegungen mit 

einbezogen und wo möglich und sinnvoll, auf Baden-Würt-

temberg übertragen werden.
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Untersuchungen zum Thema Verbesserung der Daten-

grundlage werden auch künftig ausgewertet und gege

benenfalls einbezogen. 

M11: VERBESSERUNG DER DATENGRUNDL AGE 

Z IELE UND MASSNAHMEN

Es wird angestrebt, für Baden-Württemberg eine verbes-

serte transparente und verlässlichere Datengrundlage zu 

den Stoffströmen zu schaffen und öffentlich verfügbar zu 

machen. Hieran müssen alle beteiligten Wirtschaftsak-

teure mitwirken und bereit sein, die erforderlichen Daten 

mitzuteilen. Zur Wahrung von Betriebs- und Geschäfts-

geheimnissen müssen dabei Rückschlüsse auf einzelne 

Betriebe ausgeschlossen sein.

Um belastbare Daten zu den grenzüberschreitenden Stoff-

strömen zu erhalten, hat die Landesregierung die Initia-

tive ergriffen, das Thema in die Internationalen Boden-

seekonferenz eingebracht und eine entsprechende Studie 

finanziert.

M12: VERBESSERUNG DER DATENGRUNDL AGE ZUR ABSCHÄTZUNG VON STOFFSTRÖMEN 

Die bestehende gemeinsame Rohstoffdatenbank des 

LGRB und der Träger der Regionalplanung gewährleistet 

einen raschen Informationsaustausch und dient der Ver-

meidung von Doppelarbeiten und redundanter Datenhal-

tung. Durch eine Anbindung der Unteren Verwaltungsbe-

hörden an diese zentral vorgehaltene Rohstoffdatenbank 

kann die Zusammenarbeit in Hinblick auf die in Abbau 

befindlichen Lagerstätten verbessert werden. Um die er-

forderlichen Voraussetzungen zu schaffen, sollen zunächst 

im Rahmen eines Pilotprojekts Erfahrungen gesammelt 

und ausgewertet werden.

M13: GEMEINSAME ROHSTOFFDATENBANK VON LGRB, DEN TR ÄGERN DER REGIONALPL ANUNG 
	 UND DEN UNTEREN VERWALTUNGSBEHÖRDEN

Realistische Substitutionsmöglichkeiten und technologi-

sche Entwicklungen werden auch weiterhin zu berück-

sichtigen sein. 

M14: VERBESSERUNG DER DATENGRUNDL AGE – BERÜCKSICHTIGUNG VON 
	 SUBSTITUTIONSMÖGLICHKEITEN UND TECHNOLOGIEWANDEL

Um den Prozess der Rohstoffsicherung zu verbessern, 

sollen Betreiber von Rohstoffgewinnungsstätten voraus-

schauend handeln und die Träger der Regionalplanung 

und auch das LGRB möglichst frühzeitig über Bedarfsän-

derungen informieren, damit diese gegebenenfalls früh-

zeitig reagieren können.

M15: VERBESSERUNG DER DATENGRUNDL AGE – FRÜHZEIT IGE INFORMATION ÜBER 
	 BETRIEBLICHE BEDARFSÄNDERUNGEN
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3.4 .3 ROHSTOFFABGABE

Abgaben auf Rohstoffgewinnung zur Steuerung des Roh-

stoffbedarfs stehen seit Jahren in der öffentlichen und poli-

tischen Diskussion. Mit solchen Abgaben ist die Erwartung 

verbunden, steuernd auf Rohstoffabbau und Rohstoffex-

porte zu günstigen Preisen einzuwirken, sowie Anreize 

zu mehr Bemühungen um Substitution und Recycling zu 

schaffen.

 

Als Beispiel wird oft Vorarlberg im Nachbarland Österreich 

aufgeführt, das eine Naturschutzabgabe für Kies-, Sand- 

und Schottergewinnende sowie Steinbruchbetreibende 

erhebt. Die Einnahmen aus dieser Abgabe fallen zu 65 Pro-

zent dem Naturschutzfond und zu 35 Prozent der jeweilig 

betroffenen Gemeinde für Angelegenheiten des Natur-

schutzes und der Landschaftsentwicklung zu.

 

Gegenstimmen weisen auf die negativen Folgen und die 

Unwägbarkeiten solcher Abgaben hin, die auch in Ba-

den-Württemberg zu einer – angesichts der weiterhin ange-

spannten Lage auf dem Wohnungsmarkt problematischen 

– Verteuerung des Bauens führen würden. Ob Rohstoffex-

porte durch eine Verknappung des Rohstoffs auf dem Markt 

oder eine Preissteigerung tatsächlich eingedämmt bezie-

hungsweise verhindert werden können, ist zudem fraglich. 

Der Güterverkehr mit dem Ausland ist grundsätzlich frei. 

Unternehmern bleibt es unbenommen, ihre Rohstoffe dort-

hin zu verkaufen, wo sie den besten Preis erzielen können. 

Eine Abgabe könnte zu Wettbewerbsverzerrungen zu Las-

ten der baden-württembergischen Unternehmen führen. 

 

Es gilt, fundierte Kenntnisse der tatsächlichen und recht-

lichen Hintergründe, Zusammenhänge und Voraussetzun-

gen für eine sachliche, verantwortungsvolle und zielführen-

de Diskussion über Rohstoffabgaben zu erlangen. Daran 

anschließend empfiehlt sich gegebenenfalls eine weitere 

Untersuchung der rechtlichen Grundlagen und möglichen 

Ausgestaltungsfragen und Auswirkungen.

3.4 .4 ZUSCHL ÄGE

Rohstoffgeologische Vorkommen sind aufgrund geologi-

scher Bildungsbedingungen unterschiedlich aufgebaut. Es 

gibt einerseits gut prognostizierbare, nahezu einheitliche 

Rohstoffkörper, andererseits treten auch sehr wechselhafte 

Vorkommen auf. Die nutzbare Mächtigkeit oder die Zusam-

mensetzung des abbauwürdigen Horizonts können inner-

halb kurzer Distanz schwanken oder aufgrund von Störun-

gen oder Verwerfungen schlagartig verändert sein.

 

Aufgrund dieser Unsicherheiten über Existenz, Quali-

tät und Quantität der Lagerstätten wurden im RSK 2 für 

Baden-Württemberg lagerstättengeologisch begründete 

Zuschläge zur Festlegung von Abbau- und Sicherungs-

gebieten für den Rohstoffabbau bei der Erstellung von 

Regionalplänen vorgeschlagen.

 

Die lagerstättengeologisch begründeten Zuschläge aus dem 

RSK 2 beziehen sich ursprünglich auf Gebiete ohne ausrei-

chende Erkundung, die einen eindeutigen Nachweis über 

Existenz, Qualität und Quantität der Lagerstätte liefern 

könnte. Die Rohstoffvorkommen werden heute jedoch zu-

nehmend bereits im Zuge der Regionalplanfortschreibun-

gen durch die Unternehmen untersucht, um eine höhere 

Aussagesicherheit im Rahmen der Abgrenzung der Vor-

ranggebiete zu erhalten. Außerdem wird die Datengrund

lage des LGRB aufgrund der Fortführung der Rohstoffkar-

tierung kontinuierlich aktualisiert und verbessert.

 

Bei Vorranggebieten zur Sicherung ist der Erkundungsgrad 

meist noch gering, weshalb die Zuschläge aus dem RSK 2 

im Wesentlichen hier weiterhin angewendet werden soll-

ten. Hinsichtlich der Vorranggebiete für den Abbau hat die 

Praxis gezeigt, dass im Zeitpunkt der Festlegung durch die 

Träger der Regionalplanung in aller Regel eine verbesser-

te Kenntnis über den Aufbau des Rohstoffvorkommens 

vorliegt. Daher ist für diese Gebiete eine Reduzierung der 

lagerstättengeologischen Zuschläge angezeigt.
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ROHSTOFFGRUPPE RSK 2 
ZUSC HL AG

ROHSTOFFKONZEP T 
ZUSC HL AG

Vorranggebiete 
zur Sicherung von 
Rohstoffen sowie 
Vorbehaltsgebiete

Vorranggebiete 
für den Abbau von 

Rohstoffen

Kiesvorkommen im Oberrheingraben ca. 10 % ca. 10 % ca. 5 %

Kiesvorkommen im Raum Hochrhein, Bodensee und Oberschwaben ca. 50 % ca. 50 % ca. 35 %

Quarzsande (zum Beispiel Grimmelfinger Graupensande, Goldshöfe Sande) ca. 50 % ca. 50 % ca. 35 %

Keupersande ca. 100 % ca. 100 % ca. 75 %

Natursteinvorkommen für den 
Verkehrswegebau, für Baustoffe 
und als Betonzuschlag

Kalksteine im Muschelkalk ca. 25 % ca. 20 % ca. 15 %

Kalksteine im Oberjura ca. 25 % ca. 30 % ca. 20 %

Granite ca. 25 % ca. 25 % ca. 10 %

Metamorphite ca. 25 % ca. 25 % ca. 10 %

Vulkanite ca. 25 % ca. 25 % ca. 10 %

Zementrohstoffe aus Sedimentgesteinen ca. 25 % ca. 25 % ca. 15 %

Hochreine Kalksteine ca. 50 % ca. 50 % ca. 35 %

Gipsstein ca. 100 % ca. 100 % ca. 75 %

Anhydritstein ca. 25 % ca. 25 % ca. 20 %

Ziegeleirohstoffe (grobkeramische Rohstoffe) ca. 20 % ca. 20 % ca. 10 %

Naturwerksteine ca. 100 % ca. 100 % ca. 75 %

Abbildung 12: Lagerstättengeologisch begründete Zuschläge zur Festlegung von Vorranggebieten für den Abbau 
und zur Sicherung von Rohstoffen bei der Erstellung von Regionalplänen

Auf Grundlage der durch das LGRB auf der Basis der 

durchschnittlichen jährlichen Abbaumengen der letzten 

meist 10 bis 20 Jahre abgeschätzten Rohstoffmengen weisen 

die Träger der Regionalplanung Flächen aus. Die bisherige 

Abgrenzungspraxis geht in der Regel davon aus, dass in den 

gesamten in einem Regionalplan festgelegten Abbau- und 

Sicherungsgebieten wirtschaftlich abbauwürdige Rohstoff-

vorkommen (Lagerstätten) auftreten. Das Volumen eines 

Vorkommens kann also anhand der Flächengröße und der 

durchschnittlichen abbauwürdigen Lagerstättenmächtigkeit 

einfach ermittelt werden. Faktoren wie beispielsweise die 

Abbaugeometrie und die Böschungswinkel werden bei die-

ser überschlägigen Volumenermittlung nur eingeschränkt 

berücksichtigt. Bei der Bedarfsermittlung sollte zukünftig 

auch auf die Geometrie der Abbaukörper geachtet werden; 

die Abgrenzungspraxis aus dem RSK 2 (einfache Ermitt-

lung der Vorkommensgröße anhand der Flächengröße und 

durchschnittlicher bauwürdiger Lagerstättenmächtigkeit) 

ist nicht mehr zu empfehlen.

 

 

Neben den lagerstättengeologisch begründeten Unsicher-

heiten sind laut RSK 2 grundsätzlich Unwägbarkeiten aus 

der Grundstücksverfügbarkeit und weiterer Kriterien in 

Zulassungsverfahren im Rahmen der planerischen Gesamt-

abwägung zu berücksichtigen. Als Folge konnten zusätzli-

che Sicherheitszuschläge für bestimmte Standorte gemacht 

oder weitere Vorranggebiete für Rohstoffabbau und -siche-

rung in der Regionalplanung festgelegt werden. Die Roh-

stoffindustrie weist darauf hin, dass sich die erforderlichen 

Zuschläge aus den Unwägbarkeiten aus der Grundstücks-

verfügbarkeit und den nachfolgenden Genehmigungs-

verfahren in den vergangenen Jahren erhöht haben und 

verstärkt in den Fokus zu nehmen sind. Auch vor diesem 

Hintergrund wird den Trägern der Regionalplanung daher 

wie schon im RSK 2 empfohlen, grundsätzlich zu prüfen, in-

wieweit Unwägbarkeiten aus der Grundstücksverfügbarkeit 

und den nachfolgenden Genehmigungsverfahren durch 

die Aufnahme entsprechender Zuschläge im Rahmen einer 

Gesamtabwägung auch weiterhin abwägungsfehlerfrei zu 

berücksichtigen sind.
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3.4 .5 ROHSTOFFE, DEREN VERKNAPPUNG BEREITS 

HEUTE ERKENNBAR IST

Vorkommen mineralischer Rohstoffe sind nicht nachwach-

send und in Abhängigkeit von ihrer geologischen Entste-

hungsgeschichte in ausgeprägter Weise standortgebunden 

und ungleich im Land verteilt.

 

Die gestufte Festlegung von Vorranggebieten für den Ab-

bau und Vorranggebieten für die Sicherung von Rohstoff-

vorkommen ermöglicht einen Vorsorgezeitraum für die 

Rohstoffsicherung von rund 30 bis zu rund 45 Jahren. Bei 

bestimmten Rohstoffen kann im Zuge der Arbeiten zur 

Aufstellung, Fortschreibung und sonstigen Änderung eines 

Regionalplans eine umfassende und noch detailliertere Be-

trachtung zur Sicherung dieser Vorkommen sinnvoll sein. 

Hierunter fallen seltene, also nicht häufig vorkommende, 

sich absehbar verknappende und auch besonders wertvolle 

(auch im Hinblick auf ihre Bedeutung für einige Wirt-

schaftszweige) Rohstoffe (vergleiche M 18). Es bedarf einer 

Konkretisierung, welche Rohstoffe hiervon erfasst sind. 

Für die Bewertung der Rohstoffe mit absehbarer Verknap-

pung ist dabei nicht nur der Gesteinstyp, sondern auch der 

lokale/regionale Bezug des Vorkommens (oder die räum

liche „Reichweite“) ein Kriterium.

ZIELE UND MASSNAHMEN

Die Möglichkeit zur Verwendung von Zuschlägen in der 

Regionalplanung hinsichtlich Lagerstättengeologie und 

den Unwägbarkeiten aus der Grundstücksverfügbarkeit 

und dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren aus 

dem Rohstoffsicherungskonzept 2 wird im Grundsatz bei-

behalten.

 

Es wird vorgeschlagen, die durch das LGRB neu definier-

ten lagerstättengeologischen Zuschläge im Rahmen der 

Regionalplanung anzuwenden. 

 

Des Weiteren wird den Trägern der Regionalplanung vor-

geschlagen, zu prüfen, inwieweit Zuschläge für Unwägbar-

keiten aus der Grundstücksverfügbarkeit und dem nachfol-

genden Genehmigungsverfahren zu berücksichtigen sind.

M17: BEIBEHALTUNG DER ANWENDUNG VON ZUSCHL ÄGEN 

Um Planungsunsicherheiten im Rahmen der Regionalpla-

nung zu reduzieren und möglichst präzise eine Bedarfs-

prognose erstellen zu können, wäre es hilfreich, wenn 

Unternehmen Abbauvolumina für ihre Vorhaben bereits 

frühzeitig in der Planungsphase unter Berücksichtigung 

der Geometrie des Abbaukörpers und Böschungsverlus-

ten überschlägig ermitteln ließen und für die notwendigen 

Arbeiten im Zuge der Aufstellung, Fortschreibung und 

sonstigen Änderung eines Regionalplans vorlegen würden. 

Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sind zu wahren. 

M16: 	REDUZIERUNG VON PL ANUNGSUNSICHERHEITEN DURCH FRÜHZEIT IGE ÜBERMIT TLUNG 
	 UND NUTZUNG VORHANDENER DATEN
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Gips aus Rauchgasentschwefelungsanlagen (REA-Anlagen) 

von Kohlekraftwerken betragen derzeit einen Anteil von 55-

60 Prozent der deutschlandweit eingesetzten Gipsrohstoffe. 

Mit dem Gesetz zur Reduzierung und zur Beendigung der 

Kohleverstromung wird geregelt, dass bis spätestens 2038 in 

Deutschland das letzte Kohlekraftwerk stillgelegt wird. Das 

sich bis dahin kontinuierlich reduzierende Gipsangebot aus 

REA sollte insbesondere durch Recycling und Substitution 

kompensiert werden. Darüber hinaus wird sich diese Ent-

wicklung jedoch auch auf die Rohstoffsicherung auswirken.  

Naturgipslagerstätten sind in Abhängigkeit von der Geo-

logie in Deutschland nicht gleichmäßig verteilt. Die Ver-

sorgung der Zement- und Gipswerke kann somit nicht für 

einzelne Bundesländer, sondern nur für Deutschland be-

trachtet werden. In Baden-Württemberg wird auch zukünf-

tig auf eine umweltverträgliche Gewinnung von Naturgips 

zu achten sein.

 

Die Träger der Regionalplanung können Vorranggebiete 

für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe und Vorrangge-

biete für die Sicherung von Rohstoffvorkommen festlegen.

Region Schwarzwald-Baar-Heuberg

Im Regionalplan Schwarzwald-Baar-Heuberg aus dem 

Jahr 2003 stellen die Gipslagerstätten der Region ei-

nen Sonderfall dar, da in den anderen Regionen (mit 

Ausnahme der Region Heilbronn-Franken) keine ent-

sprechenden Vorkommen zu finden sind. Die Region 

Schwarzwald-Baar-Heuberg hat in Bezug auf ihre Sulfat-

gesteinsvorkommen somit eine besondere überregionale 

und landesweite Bedeutung. Die Sicherung dieser räum-

lich eng begrenzten Vorkommen hat sich deshalb nicht 

am Bedarf aus der Region ausgerichtet.

 

Region Neckar-Alb

Laut Regionalplan Neckar-Alb aus dem Jahr 2013 haben 

die Restvorkommen der Gipssteinlagerstätten und die ab-

bauwürdigen Gipssteinvorkommen in der Region überre-

gionale Bedeutung, da sie landesweit nur kleinflächig und 

regional begrenzt auftreten.

BEST PR ACTICE: ROHSTOFFSICHERUNG FÜR BESONDERE ROHSTOFFE

ZIELE UND MASSNAHMEN

Es ist landesweit zu ermitteln, welche heimischen mine-

ralischen Rohstoffen als selten, sich absehbar verknap-

pend oder besonders wertvoll anzusehen sind sowie bei 

welchen ein regionaler, überregionaler, landesweiter oder 

bundesweiter Bedarf besteht. Die Ermittlung sollte unter 

Beteiligung der relevanten Akteure erfolgen.

M18: 	ERMIT TLUNG UND GESONDERTE BETR ACHTUNG VON SELTENEN ODER BESONDERS WERT VOLLEN 
	 ROHSTOFFEN MIT ABSEHBARER VERKNAPPUNG

Die oben ausgeführten Instrumente der regionalplaneri-

schen Rohstoffsicherung bilden die geeignete Grundlage 

für die angemessene Sicherung auch der als selten und 

besonders wertvoll eingeschätzten Rohstoffe, die in Ba-

den-Württemberg bereits für einen Zeitraum von bis zu 

rund 45 Jahren möglich ist. Um darüber hinaus eine pla-

nerisch gebotene, langfristige Sicherung von seltenen oder 

sich verknappenden Rohstoffen zu ermöglichen, kann der 

Planungsträger zusätzlich die Festlegung von Vorbehalts-

gebieten vornehmen. 

M19: ROHSTOFFSICHERUNG MIT TELS VORR ANGGEBIETEN 
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3.5 ROHSTOFFSICHERUNG – (FRÜHZEIT IGE) BERÜCK-

SICHTIGUNG VON NUTZUNGSKONKURRENZEN UND 

AUSSCHLUSSGRÜNDEN

Eine wirkungsvolle Rohstoffsicherung gelingt nur dann, 

wenn sichergestellt wird, dass keine Gebiete für die Roh-

stoffsicherung eingeplant werden, in denen ein Abbau un-

möglich sein wird. Bereits absehbare Nutzungskonflikte 

und Ausschlussgründe sind schon im Rahmen der Regio-

nalplanung frühzeitig zu ermitteln und aufzulösen bezie-

hungsweise zu berücksichtigen. Nutzungskonkurrenzen 

können beispielsweise mit Wasserschutzgebieten, Über-

schwemmungsgebieten, Natura 2000-Gebieten, der Land-

wirtschaft oder auch den Belangen des Biotopverbunds 

bestehen.

 

Natura 2000-Gebiete sind bei regionalplanerischen Festle-

gungen nach den Vorgaben des § 7 Absatz 6 ROG zu be-

rücksichtigen. Sofern das von der Rohstoffplanung jeweils 

betroffene Schutzgebiet erheblich beeinträchtigt werden 

kann, ist entsprechend § 34 in Verbindung mit § 36 Bundes-

naturschutzgesetz (BNatSchG) und § 38 Naturschutzgesetz 

Baden-Württemberg (NatSchG) eine Prüfung der Zulässig-

keit der Planung durchzuführen. Auf Ebene der Regional-

planung ist insbesondere eine überschlägige Prognose zur 

Frage einer erheblichen Beeinträchtigung planungsrelevan-

ter Lebensraumtypen und FFH-Arten (bei FFH-Gebieten) 

oder Europäischer Vogelarten (bei Vogelschutzgebieten) 

erforderlich.

 

In Baden-Württemberg wird seit dem am 31. Juli 2020 in 

Kraft getretenen NatSchG auf der Grundlage des Fachplans 

Landesweiter Biotopverbund einschließlich des General-

wildwegeplans ein Netz räumlich und funktional verbun-

dener Biotope geschaffen, das bis zum Jahr 2030 mindes-

tens 15 Prozent Offenland der Landesfläche umfassen soll. 

Dieser soll aus Kernflächen, Verbindungsflächen und Ver-

bindungselementen bestehen. Alle öffentlichen Planungs-

träger haben die Belange des Biotopverbunds bei ihren Pla-

nungen und Maßnahmen zu berücksichtigen (§ 22 Absatz 2 

Satz 1 NatSchG). Das bedeutet, dass auch die Aspekte des 

Biotopverbunds bereits bei der Rohstoffsicherung in den Re-

gionalplänen abwägungsfehlerfrei zu berücksichtigen sind.

Abbildung 13: Gipsbruch
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3.6 FESTLEGUNG VON ZWISCHEN- UND NACHNUT-

ZUNGEN IN DER REGIONALPL ANUNG

Sinnvolle und umweltverträgliche Nach- und Zwischen-

nutzungen können sich positiv auf die ökologische Gesamt-

bilanz von Rohstoffabbaustätten auswirken. Sie können 

Nutzungskonkurrenzen (beispielsweise mit der Landwirt-

schaft) minimieren sowie die Akzeptanz für Rohstoffvor-

haben in der Bevölkerung erhöhen. Sie sind im Genehmi-

gungsverfahren zu konkretisieren. Durch eine frühzeitige 

Festlegung solcher Nutzungen wird eine hohe Transparenz 

erzeugt, die den gesamten Prozess der Rohstoffsicherung, 

-gewinnung und gegebenenfalls Folgenutzung betrifft. Dies 

trägt zur Akzeptanzsteigerung bei, was sich seinerseits wie-

derum positiv auf die Verfahren der Sicherung und der Ge-

winnung auswirken kann.

 

In diesem Zusammenhang sollte frühzeitig über Nutzungen 

vor dem Rohstoffabbau (sogenannte Zwischennutzungen) 

oder die Nachnutzung von ehemaligen Abbaubereichen 

nachgedacht werden. Eine mögliche Zwischen- oder Nach-

nutzung kann auch eine landwirtschaftliche Nutzung von 

Rohstoffabbauflächen sein. Bei anderen Flächennutzun-

gen wie zum Beispiel bei Bebauungen sollten auch Über-

legungen zu den zeitlichen Abläufen angestellt werden. 

So könnten beispielsweise aus für eine Bebauung vorgese-

henen Flächen möglicherweise vorhandene Rohstoffe vor 

den Baumaßnahmen abgebaut werden, da nach Abschluss 

der Baumaßnahmen kein Zugriff auf diese Rohstoffe mehr 

möglich sein wird.

 

Festlegungen zur Rohstoffsicherung können für Abbauge-

biete auf einen Zeitraum von rund 20 Jahren und für Siche-

rungsgebiete auf einen Zeitraum von rund 25 Jahren aus-

gelegt werden. Sie müssen mit der Gesamtplanung für die 

Region vereinbar sein. § 7 Absatz 1 Satz 2 ROG ermöglicht 

die Festlegung, dass bestimmte Nutzungen und Funktio-

nen des Raums nur für einen bestimmten Zeitraum oder 

aber bis zum Eintritt bestimmter Umstände (Zwischennut-

zung) vorgesehen sind.

 

Der Aspekt der Nachfolgenutzung im Zulassungsverfahren 

wird ausführlich im Rahmen des Kapitels 4.4 „Rohstoff

abbau und Nachnutzung“ erörtert.

ZIELE UND MASSNAHMEN

Eine Fläche wird durch die Rohstoffgewinnung nur vo-

rübergehend in Anspruch genommen. Bei einer voraus-

schauenden Planung sollen die Nutzungsmöglichkeiten 

in ihrer zeitlichen Abfolge ganzheitlich betrachtet wer-

den, zum Beispiel auch dahingehend, dass in einer Flä-

che vorhandene Rohstoffressourcen (unter anderem unter 

Berücksichtigung der Belange des Grundwasserschutzes) 

gewonnen werden, bevor dort andere Nutzungen, wie 

zum Beispiel ein Gewerbegebiet oder andere bauliche 

Entwicklungen, angelegt werden. Die sich aus § 7 Absatz 

1 Satz 2 ROG ergebenden Festlegungsmöglichkeiten kön-

nen im Rahmen der vom zuständigen Planungsträger zu 

fällenden Abwägungsentscheidung getroffen werden.

M20: ZEITL ICH GESTAFFELTE NUTZUNG VON FL ÄCHEN
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Auf Rohstoffabbau wird man auch in Zukunft nicht ver-

zichten können, da wir in vielen Bereichen auf die Nut-

zung von Primärrohstoffen angewiesen sind. Die Berück-

sichtigung von Effizienzgesichtspunkten, von Chancen für 

den Naturschutz und von wertvollen Nachfolgenutzungen 

sowie die weitest mögliche Minimierung von notwendigen 

Eingriffen in die Natur tragen dazu bei, die Gewinnung 

von Rohstoffen möglichst nachhaltig und umweltschonend 

auszugestalten. Diese Gesichtspunkte sollten so früh wie 

möglich berücksichtigt werden. Nachhaltigkeitsgrundsätze, 

die im Rahmen der Sicherung der Rohstoffversorgung gel-

ten, haben ihre Gültigkeit auch beim Abbau der gesicher-

ten Rohstoffe. 

 

4.1 RECHTLICHE R AHMENBEDINGUNGEN UND 

VORGABEN

Rohstoffabbau ist nur unter Einhaltung rechtlicher Rah-

menbedingungen möglich: Es sind bestimmte Zulassungs-

voraussetzungen (Genehmigungsrecht) zu erfüllen und 

dabei fachrechtliche Vorgaben zu beachten. Diese dienen 

auch der angemessenen Berücksichtigung des Schutz-

bedarfs von Menschen und der Schutzgüter wie Wasser, 

Boden, Wald, Landwirtschaft, Denkmalschutz und der Be-

lange des Naturschutzes.

04 Nachhaltige und ressourcenschonende 
Rohstoffgewinnung

LE ITL INIE:

Eine nachhaltige Gewinnung von heimischen Rohstof-

fen verlangt einen effizienten umweltschonenden Ab-

bau, der zwangsläufig notwendige Eingriffe in die Natur 

minimiert und durch eine optimierte Nachnutzung von 

Abbaustätten teilweise wieder ausgleicht oder im besten 

Fall überkompensiert.

Abbildung 14: Genehmigungs- und Fachrecht (Verfahren nach Baurecht nur im Innenbereich); Bergbau-Symbol © kamasigns/Fotolia.com
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Für die Zulassung und das durchzuführende Zulassungs-

verfahren eines Rohstoffabbaus ist zunächst entscheidend, 

welcher Rohstoff auf welche Art abgebaut werden soll. 

 

Dabei wird zwischen den vom Bergrecht geregelten Bo-

denschätzen (bergfreie und grundeigene Bodenschätze), 

für deren Abbau eine Genehmigung nach Bundesbergge-

setz (BBergG) erforderlich ist, und den nicht vom Bergrecht 

erfassten sogenannten Grundeigentümerbodenschätzen 

unterschieden, bei denen die Zulassung der Gewinnung 

nach außerbergrechtlichen Vorschriften (zum Beispiel nach 

Immissionsschutzrecht, Wasserrecht, Naturschutzrecht) zu 

prüfen ist. Im Fall der bergrechtlichen Zulassung eines Vor-

habens sind die Anforderungen des Fachrechts bei der Zu-

lassung zu prüfen.

REC HTL I C HE STELLUNG DE R BODENSC HÄT ZE IN DEUTSC HL AN D

Bodenschätze

Rechtliche Untergliederung der Bodenschätze
Bergfreie Bodenschätze 
(unter Bergrecht) 
§ 3 Abs. 3 BBergG

Grundeigene Bodenschätze 
(unter Bergrecht) 
§ 3 Abs. 4 BBergG

Grundeigentümer-
Bodenschätze 
(nicht unter Bergrecht)

Fachliche Untergliederung der Bodenschätze Energierohstoffe, Industrie-
minerale, Metallerze

Industrieminerale, 
Steine und Erden

Industrieminerale, 
Steine und Erden

Bezeichnung des Bodenschatzes

Energierohstoffe: 
Kohlen, Kohlenwasserstoffe, 
Erdwärme
 
Industrieminerale: 
Flussspat, Graphit, Lithium, 
Phosphor, alle leicht was-
serlöslichen Salze, Schwe-
fel, Schwerspat, Strontium, 
Zirkon
 
Metallerze: 
zum Beispiel Eisen-, Kup-
fer-, Blei-, Zinkerze usw.

Industrieminerale: 
Bauxit, Bentonit und andere 
montmorillonitreiche Tone, 
Feldspat, Glimmer, Kaolin, 
Kieselgur (Diatomit), „Peg-
matitsand“, Quarz (-sand 
und -kies) und Quarzit (so-
weit für Feuerfestprodukte 
und Ferrosilicium-Herstel-
lung geeignet), Speckstein 
und Talk, Ton (soweit feuer-
fest, säurefest)
 
Steine und Erden: Basaltlava 
(außer Säulenbasalt), Dach-
schiefer, Trass

Industrieminerale 
(im Tagebau): 
Anhydritstein, Gipsstein, 
Quarz und Quarzit (soweit 
nicht für die Herstellung von 
Feuerfestprodukten oder 
Ferrosilicium geeignet)
 
Steine und Erden (im 
Tagebau): Kalkstein sowie 
Säulenbasalt und andere 
Natursteine, Kies und Sand, 
und andere in dieser Tabelle 
nicht genannte Rohstoffe

Außerdem: Alle Boden-
schätze im Bereich des 
Festlandsockels und der 
Küstengewässer (also auch 
Kies, Natursteine)

Außerdem: Alle untertägig 
gewonnene Bodenschätze, 
die nicht bergfrei sind (also 
dann auch Gipsstein, Natur-
stein, Ziegeleitone usw.)

Außerdem: Torf

Verfügungsgewalt über die Bodenschätze

Diese Bodenschätze 
sind „frei“, das heißt sie 
gehören nicht dem Grund-
eigentümer; ihre Nutzbar-
machung (Aufsuchung, 
Gewinnung) bedarf der 
Bergbauberechtigung durch 
die Bergbehörde

Diese Bodenschätze gehören dem Grundeigentümer; 
ihre Nutzbarmachung steht dem Grundeigentümer zu

Art der rechtlichen Regelung / Genehmigung Geregelt nach Bundesberggesetz 
Betriebsplanzulassungsverfahren

Geregelt nach anderen 
Rechtsgebieten, zum 
Beispiel Baurecht, Was-
serhaushaltsgesetz 
beziehungsweise Landes-
wassergesetz, Bundes-
Immissionsschutzgesetz, 
Bundes- beziehungsweise 
Landes-Naturschutzgesetz

Abbildung 15: Rechtliche Stellung der Bodenschätze in Deutschland
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4.1.1 BERGRECHT

Der Anwendungsbereich des Bundesberggesetzes 

(BBergG) erfasst grundsätzlich nur bestimmte Rohstoffe 

und bestimmte Tätigkeiten. Das Gesetz unterscheidet 

zwischen bergfreien und grundeigenen Bodenschätzen 

(§ 3 Absatz 2 bis 4 BBergG). Beide Kategorien werden in 

den Absätzen 3 und 4 des § 3 BBergG definiert.

 

Bergfreie Bodenschätze sind zunächst die in § 3 Absatz 3 

Satz 1 BBergG namentlich aufgeführten Rohstoffe, wie zum 

Beispiel Gold, Phosphor und Kohle. Daneben gelten ge-

mäß § 3 Absatz 3 Satz 2 alle Bodenschätze im Bereich des 

Festlandsockels und der Küstengewässer sowie Erdwärme 

und die im Zusammenhang mit ihrer Gewinnung auftre-

tenden anderen Energien als bergfreie Bodenschätze.

 

Grundeigene Bodenschätze werden in § 3 Absatz 4 Num-

mer 1 BBergG zunächst im Einzelnen benannt, beispiels-

weise Feldspat, Kaolin und Ton. Nach § 3 Absatz 4 Nummer 

2 BBergG werden als grundeigene Bodenschätze außerdem 

alle sonstigen Bodenschätze erfasst, wenn sie untertägig 

aufgesucht oder gewonnen werden und nicht zu den berg-

freien oder den namentlich aufgeführten grundeigenen Bo-

denschätzen gehören. Das Eigentum an einem Grundstück 

erstreckt sich nicht auf bergfreie Bodenschätze; hingegen 

stehen die grundeigenen Bodenschätze im Eigentum des 

Grundeigentümers (§ 3 Absatz 2 BBergG).

 

Die Aufsuchung und Gewinnung bergfreier Bodenschätze 

unterliegen einem staatlichen Konzessionssystem (Berg-

bauberechtigung): Wer bergfreie Bodenschätze aufsuchen 

will, bedarf der Erlaubnis; wer sie gewinnen will, der Be-

willigung oder des Bergwerkseigentums (§ 6 BBergG). Er-

laubnis und Bewilligung sind ausschließliche Rechte, die 

dem Inhaber für ein bestimmtes Feld und für den konkret 

bezeichneten Bodenschatz erteilt werden.

 

Aufgrund der mit dem Abbau einhergehenden ständigen 

räumlichen Veränderung und der damit verbundenen kon-

tinuierlich erforderlichen Anpassung an neue Gegebenhei-

ten reicht eine einmalige Betriebsgenehmigung nicht aus. 

Der Gesetzgeber hat sich vor diesem Hintergrund für eine 

GRUNDEIGENTÜMER – BODENSCHÄTZE

TrockenabbauNassabbau

Steinbruch 
< 10 ha mit 
Sprengung

Steinbruch 
> = 10 ha

selbstständiges 
Vorhaben

im Innenbereich

selbstständiges 
Vorhaben 

im Außenbereich

Verfahren nach
Wasserhaushaltsgesetz 

(WHG)

Verfahren nach 
Bundes-Immissionsschutzgesetz 

(BImSchG)

Verfahren nach 
Naturschutzrecht 

(NatSchG)

Verfahren nach 
Baurecht

(LBO)

> 2 m Tiefe oder 
> 500 m² Fläche

> 2 m Tiefe
mit UVP-Pflicht ohne UVP-Pflicht

Plangenehmigungs-
verfahren

Planfeststellungs- 
verfahren nach

§ 68 Abs. 1 WHG

Genehmigungsver-
fahren nach

§ 10 BImSchG 
mit Öffentlichkeits-

beteiligung

vereinfachtes 
Verfahren 

nach § 19 BImSchG 
ohne Öffentlichkeits-

beteiligung

Genehmigung 
nach

§ 19 NatSchG 

Baugenehmigung
nach

§ 49 LBO

Abbildung 16: Zulassungsverfahren für Abgrabungen
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besondere Form der Genehmigung entschieden: das soge-

nannte Betriebsplanverfahren (§§ 51 ff. BBergG). Verkürzt 

gesagt bestimmt die Bergbauberechtigung also, wer einen 

bergfreien Bodenschatz aufsuchen und gewinnen darf; die 

Betriebsplanzulassung legt fest, ob und mit welchen Maß-

gaben grundeigene oder bergfreie Bodenschätze aufgesucht 

und gewonnen werden dürfen. Bei der Prüfung, ob eine 

Beschränkung oder Untersagung zu erfolgen hat, sind ge-

mäß § 48 Absatz 2 Satz 2 BBergG bei raumbedeutsamen 

Vorhaben Ziele der Raumordnung zu beachten.

 

Aufsuchungs-, Gewinnungs- und Aufbereitungsbetriebe 

dürfen grundsätzlich nur aufgrund von Betriebsplänen er-

richtet, geführt und auch eingestellt werden. Die Betriebs

pläne werden vom Unternehmer aufgestellt und von der 

zuständigen Behörde zugelassen. Ihr steht bei dieser Ent-

scheidung kein Ermessen zu, sondern es handelt sich um 

eine gebundene Entscheidung. Das BBergG unterscheidet 

je nach Zweck zwischen unterschiedlichen Arten von Be-

triebsplänen: (obligatorischer oder fakultativer) Rahmen-

betriebsplan, Hauptbetriebsplan, Sonderbetriebsplan, ge-

meinschaftlicher Betriebsplan und Abschlussbetriebsplan.

 

Am wichtigsten ist der Hauptbetriebsplan, mit dem die Er-

richtung und die Führung eines Betriebes zugelassen wer-

den und der eine umfassende Darstellung der geplanten Be-

triebsanlagen und -einrichtungen liefern soll (§ 52 Absatz 1 

Satz 1 BBergG). Die Aufstellung von Sonderbetriebsplänen 

kann die zuständige Behörde für bestimmte Betriebstei-

le oder für bestimmte Vorhaben verlangen (§ 52 Absatz 2 

Nummer 2 BBergG). Abschlussbetriebspläne sind gemäß 

§ 53 Absatz 1 Satz 1 BBergG für die Einstellung eines Be-

triebs aufzustellen und betreffen den Zeitraum zwischen 

der Einstellung des Betriebes und der Entlassung aus der 

Bergaufsicht. Nach § 52 Absatz 2 Nummer 1 BBergG kann 

für einen bestimmten längeren, nach den jeweiligen Um-

ständen bemessenen Zeitraum ein fakultativer Rahmen-

betriebsplan, der allgemeine Angaben über das beabsich-

tigte Vorhaben, dessen technische Durchführung und den 

voraussichtlichen zeitlichen Ablauf enthält, entweder auf 

Verlangen der Behörde oder freiwillig aufgestellt werden. 

Ist nach § 57c BBergG eine Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVP) erforderlich, muss die Behörde hingegen die Auf-

stellung des sogenannten obligatorischen Rahmenbetriebs

plans verlangen (§ 52 Absatz 2a Satz 1 BBergG). Dieser 

wird in einem Planfeststellungsverfahren mit förmlicher 

Umweltverträglichkeitsprüfung zugelassen. Die obligatori-

sche Rahmenbetriebszulassung stellt trotz des Erlasses im 

Zuge eines Planfeststellungsverfahrens eine gebundene 

Entscheidung dar.

 

Grundsätzlich ist das Betriebsplanverfahren kein Verfahren 

mit Konzentrationswirkung, in dem die Zulässigkeit des 

Vorhabens im Hinblick auf sämtliche öffentliche Belange 

festgestellt wird; eine Ausnahme stellt der obligatorische 

Rahmenbetriebsplan dar.

 

In Baden-Württemberg ist das LGRB sowohl die zentrale 

geowissenschaftliche Fachbehörde als auch die Bergbehör-

de des Landes.

 

4.1. 2 IMMISSIONSSCHUTZRECHT

Die Zielrichtung des Immissionsschutzes ist, die Umwelt 

(Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, 

die Atmosphäre sowie Kultur und Sachgüter) vor schädli-

chen Umwelteinwirkungen (Luftverunreinigungen, Geräu-

sche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen oder Ähnli-

ches) zu schützen beziehungsweise dem Entstehen solcher 

Einwirkungen vorzubeugen. Dadurch unterscheidet es sich 

vom Bundesberggesetz (§ 1 BBergG), das auf die Sicherung 

der deutschen Rohstoffversorgung durch Ordnung und 

Förderung der Aufsuchung, Gewinnung und Aufbereitung 

heimischer Bodenschätze abzielt.

 

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) unter-

scheidet zwischen genehmigungsbedürftigen und nicht 

genehmigungsbedürftigen Anlagen. Welche Anlagen 

immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftig sind, 

wird abschließend im Anhang 1 der Vierten Verordnung 

zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(4. BImSchV) aufgelistet.

 

Die Anforderungen an genehmigungspflichtige Anlagen 

ergeben sich aus §§ 5 und 6 BImSchG. Dies sind insbe-

sondere die Pflicht des Anlagenbetreibers zur Gefahren-

abwehr und Vorsorge, zur Vermeidung von Belästigungen 

und von Abfällen, zur Einhaltung der Belange des Arbeits-

schutzes und der sich aus Rechtsverordnungen ergebenden 
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sonstigen Pflichten. Für die Beurteilung von Luftschadstof-

fen und Lärm werden die einschlägigen Technischen Anlei-

tungen (die TA Luft und die TA Lärm) herangezogen. Bei 

der Erteilung der immissionsschutzrechtlichen Genehmi-

gung handelt es sich um eine gebundene Entscheidung, das 

heißt, liegen die gesetzlichen Voraussetzungen nach §§ 5 

und 6 BImSchG vor, ist die Genehmigung zu erteilen. Ge-

mäß § 13 BImSchG schließt die Genehmigung andere die 

Anlage betreffende behördliche Entscheidungen, wie zum 

Beispiel Baugenehmigungen, Waldumwandlungsgenehmi-

gung oder wasserrechtliche Genehmigungen, ein (Konzen-

trationswirkung). 

 

Auch wenn Anlagen des Bergwesens, die dem Geltungs-

bereich des BImSchG unterliegen, nicht im Anhang 1 der 

4. BImSchV aufgeführt und damit nicht nach dem BIm-

SchG genehmigungspflichtig sind, müssen sie den mate-

riellen Anforderungen für nicht genehmigungsbedürftige 

Anlagen gemäß §§ 22 ff. BImSchG entsprechen. Die drei 

Grundpflichten für nicht genehmigungsbedürftige An-

lagen sind: (1) Verhinderung schädlicher Umwelteinwir-

kungen, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind; 

(2) Beschränkung der nach dem Stand der Technik un-

vermeidbaren Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß; 

(3) die ordnungsgemäße Beseitigung beim Betrieb der An-

lage entstehender Abfälle.

 

Die für das BImSchG zuständigen Vollzugsbehörden über-

wachen die Einhaltung dieser Anforderungen und setzen 

sie gegebenenfalls durch. Die Zuständigkeit für den Voll-

zug des BImSchG richtet sich in Baden-Württemberg nach 

der Immissionsschutz-Zuständigkeitsverordnung des Lan-

des (ImSchZuVO).

 

4.1.3 NATURSCHUTZRECHT

Vorhaben zum Rohstoffabbau gehen in der Regel immer 

einher mit erheblichen Beeinträchtigungen der Leistungs- 

und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und des Land-

schaftsbildes. Dies stellt einen Eingriff in Natur und Land-

schaft nach § 14 Absatz 1 BNatSchG dar.

 

Der Verursacher eines Eingriffs ist gemäß § 15 Absatz 1 

Satz 1 BNatSchG in erster Linie verpflichtet, vermeidba-

re Beeinträchtigungen zu unterlassen. Bei bergbaulichen 

Maßnahmen ist das Vermeidungspotenzial allerdings na-

turgemäß beschränkt. Nicht vermeidbare Beeinträchtigun-

gen von Natur und Landschaft hat der Betreiber nach § 15 

Absatz 2 Satz 1 BNatSchG durch Maßnahmen des Natur-

schutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Aus-

gleichsmaßnahme) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahme). 

Bei der Inanspruchnahme von land- oder forstwirtschaft-

lich genutzten Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-

men ist nach § 15 Abs. 3 Satz 1 BNatSchG auf agrarstruktu-

relle Belange Rücksicht zu nehmen, insbesondere sind für 

die landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Bö-

den nur im notwendigen Umfang in Anspruch zu nehmen. 

Grundsätzlich ist ein Eingriff nicht zuzulassen, wenn die 

Beeinträchtigungen nicht zu vermeiden oder nicht in an-

gemessener Frist auszugleichen oder zu ersetzen sind und 

die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

bei der Abwägung anderen Belangen im Range vorgehen 

(§ 15 Absatz 5 BNatSchG). Ergibt die Abwägung, dass die 

für das Vorhaben sprechenden Gründe die Belange des Na-

turschutzes überwiegen, ist nach § 15 Absatz 6 BNatSchG 

eine Ersatzzahlung zu leisten. Deren Höhe richtet sich nach 

der landesrechtlichen Ausgleichsabgabenverordnung. Da 

sich im Übrigen weder naturschutzrechtliche Belange (zum 

Beispiel Entwicklung des Zustands relevanter Arten, Be-

dürfnisse naturnaher Erholung) noch die für das Vorhaben 

sprechenden Belange (zum Beispiel Rohstoffbedarf, Recy-

clingquote an Baustoffen, wirtschaftliche Lage des Unter-

nehmens) über 20 Jahre hinaus prognostizieren lassen, wird 

eine Genehmigung häufig entsprechend befristet erteilt. 

Maßgeblich ist aber immer eine Beurteilung des jeweiligen 

Einzelfalls.

 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen können auch vorgezo-

gen werden (Ökokonto-Maßnahmen). Die Ökokonto-Ver-

ordnung trifft landeseinheitliche Regelungen für die Aner-

kennung und Bewertung dieser Maßnahmen, die zu einem 

späteren Zeitpunkt einem Eingriffsvorhaben als Kompensa-

tionsmaßnahmen zugeordnet werden können.

 

Als Ausprägung des Europäischen Naturschutzes sind wei-

terhin die im Bundesrecht festgeschriebenen Vorschriften 

zu Natura 2000 (§§ 33 ff. BNatSchG) zu berücksichtigen, 

wenn ein Abbauvorhaben in einem FFH- oder Vogelschutz-

gebiet liegt oder sich das Vorhaben auf das Schutzgebiet 
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auswirken kann. In solchen Fällen kann ein Abbauvorha-

ben nur zugelassen werden, wenn vor der Zulassung eine 

Prüfung der Verträglichkeit durchgeführt wird. Ergibt diese 

Prüfung, dass das Projekt zu erheblichen Beeinträchtigun-

gen des Natura 2000-Gebietes in seinen Erhaltungszielen 

oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen führen 

kann, ist es grundsätzlich unzulässig. Bei einer Zulassung 

aufgrund einer Abweichungsentscheidung ist ein Kohärenz

ausgleich erforderlich.

 

Auch die Vorgaben für weitere geschützte Bereiche nach 

Bundes- und Landesrecht und die jeweils dazugehörigen 

Verordnungen sind zu beachten. Dies betrifft insbesondere 

Natur- und Landschaftsschutzgebiete, gesetzlich geschützte 

Biotope sowie Naturdenkmale.

 

Bei Vorhaben zum Rohstoffabbau sind auch die arten-

schutzrechtlichen Regelungen zum Schutz von Tieren und 

Pflanzen zu berücksichtigen. Dies gilt insbesondere für 

das Tötungs- und Störungsverbot sowie für das Verbot der 

Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten von nach 

europäischem Recht geschützten Arten (§ 44 Absatz 1 und 

5 BNatSchG). Sollten bergbauliche Vorhaben mit Verboten 

nach § 44 BNatSchG aufeinandertreffen, kann die zustän-

dige Behörde im Einzelfall aus zwingenden Gründen des 

überwiegenden öffentlichen Interesses (ein solches kann 

die Rohstoffversorgung sein) eine Ausnahmezulassung er-

teilen, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind 

und sich der Erhaltungszustand der betroffenen Populatio-

nen einer Art nicht verschlechtert.

 

Mit der Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes 2002 wur-

den die Länder rechtlich verpflichtet, einen Biotopverbund 

zu schaffen, der 10 Prozent der Landesfläche umfassen und 

aus Kernflächen, Verbindungsflächen und Verbindungs-

elementen bestehen soll. In Umsetzung der naturschutz-

rechtlichen Vorgaben (§ 20 BNatSchG) hat die oberste 

Naturschutzbehörde in Zusammenarbeit mit der Univer-

sität Stuttgart und der damaligen Landesanstalt für Um-

welt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg ein 

Konzept für einen landesweiten Biotopverbund entwickelt, 

den Fachplan Landesweiter Biotopverbund, der auch den 

bereits zuvor im Auftrag des damaligen Ministeriums für 

Ländlichen Raum und Verbraucherschutz Baden-Württem-

berg von der Forstlichen Versuchs- und Forschungsanstalt 

Baden-Württemberg (FVA) erarbeiteten Generalwildwege-

plan (GWP) mit umfasst. Der Fachplan wurde mit der No-

velle des baden-württembergischen Naturschutzgesetzes 

im Juni 2015 in §§ 22 ff NatSchG rechtlich verankert und 

damit verbindlich: Alle öffentlichen Planungsträger haben 

die Belange des Biotopverbunds bei ihren Planungen und 

Maßnahmen zu berücksichtigen. Der Generalwildwege-

plan ist zusätzlich eigenständig im Jagd- und Wildtierma-

nagementgesetz (JWMG) des Landes verankert. Der Bio-

topverbund ist somit von rechtlicher Bedeutung bei den 

bei Planungen meist erforderlichen Abwägungsentschei-

dungen. In Baden-Württemberg wird seit dem am 31. Juli 

2020 in Kraft getretenen NatSchG auf der Grundlage des 

Fachplans Landesweiter Biotopverbund einschließlich des 

Generalwildwegeplans ein Netz räumlich und funktional 

verbundener Biotope geschaffen, das bis zum Jahr 2030 

mindestens 15 Prozent Offenland der Landesfläche um-

fassen soll. Der Biotopverbund besteht aus Kernflächen, 

Verbindungsflächen und Verbindungselementen. In der 

Gesetzesbegründung zum NatSchG wird weiterhin ausge-

führt: „Der Biotopverbund ist auch von den Trägern der 

Regionalplanung bei den Regionalplänen (Fortschreibung, 

Teilfortschreibung) zu berücksichtigen.“.

 

4.1.4 JAGD- UND WILDTIERMANAGEMENTGESETZ

Der Generalwildwegeplan bildet die Fachgrundlage für den 

großräumigen Verbund von Wäldern mit dem Ziel, Groß-

säugerpopulationen funktional zu vernetzen und eine hohe 

genetische Variabilität zu gewährleisten sowie Ausbreitung 

und Wiederbesiedlung zu ermöglichen. Mittels Kernflächen, 

Trittsteinen und Wildtierkorridoren (Verbundachsen) zeigt 

der GWP die räumlichen Erfordernisse für einen funktio-

nalen Verbund für die heimischen Säugetiere, vor allem 

solche mit großen Wanderstrecken oder Aktionsräumen wie 

Rothirsch oder Luchs. Der Generalwildwegeplan ist ein In-

strument für die flächenkonkrete Umsetzung von Verbund-

maßnahmen und dient der Ermittlung von Standorten von 

Tierquerungshilfen, sodass Wildtiere barrierefrei Lebens-

räume nutzen beziehungsweise durchwandern können und 

die Zahl an Wildunfällen reduziert wird (Wildtierbericht 

2018). Aktuell werden an der FVA die „Wildtierökologi-

schen Lebensraumtypen“ (WÖLT) als eine weitere räumli-

che Planungs-, Bewertungs- und Monitoring-Grundlage für 
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Wildtiere in Baden-Württemberg entwickelt, unter anderem 

sollen darin die Auswirkungen des Klimawandels auf Wild-

tiere und ihre Lebensräume besser verstanden und berück-

sichtigt werden. Die Fachgrundlage soll in wenigen Jahren 

bereitgestellt werden.

 

Der Generalwildwegeplan, gemäß § 46 JWMG, stellt 

die dafür erforderlichen Flächen und Korridore in Ba-

den-Württemberg dar, die für einen funktionalen Verbund 

der Waldlebensräume im Rahmen eines länderübergreifen-

den Biotopverbunds unter Berücksichtigung der gegebenen 

Flächennutzung erforderlich sind. Der Generalwildwege-

plan soll auf bestehende Barrieren, die der Vernetzung der 

Lebensräume entgegenstehen oder diese erschweren, und 

auf Maßnahmen, welche die Vernetzung der Lebensräume 

fördern können, hinweisen. Der Inhalt des Generalwildwe-

geplans ist als Informations-, Planungs- und Abwägungs-

grundlage bei allen raumbedeutsamen Planungen und 

Maßnahmen sowie Entscheidungen über die Zulässigkeit 

raumbedeutsamer Maßnahmen im Rahmen der fachgesetz-

lichen Abwägungssystematik zu berücksichtigen.

Abbildung 17: Generalwildwegeplan – Grünbrücken vernetzen Wildtierlebensräume und ermöglichen Wanderungen von Wildtieren.

4.1.5 WASSERRECHT

Die natürlichen Vorkommen der mineralischen Rohstoffe 

stellen oft zugleich ausgezeichnete Grundwasserleiter dar. 

Dies gilt sowohl für die meisten Lockergesteinsvorkommen 

von Kies und Sand als auch für viele Festgesteine. Der Ab-

bau mineralischer Bodenschätze kann daher mit nachteili-

gen Auswirkungen auf Gewässer, insbesondere das Grund-

wasser und dessen nachhaltige Bewirtschaftung verbunden 

sein, zum Beispiel durch das Entfernen der schützenden 

Deckschicht (einschließlich des Bodens) über dem Grund-

wasser, durch die Absenkung des Grundwasserspiegels so-

wie den Abbau des Grundwasserleiters und Einbringen von 

Fremdmaterial.

 

Das Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG), und das 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) sowie die darauf gestützten 

Rechtsverordnungen und die EU-Wasserrahmenrichtlinie 

(EU-WRRL) sind für den Schutz der Gewässer maßgeblich 

und geben eine nachhaltige Gewässerbewirtschaftung vor 

(§ 1 WHG).
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Gemäß § 8 Absatz 1 WHG bedarf die Benutzung eines 

Gewässers grundsätzlich der Erlaubnis oder der Bewil-

ligung. Gewässerbenutzungen sind gemäß § 9 Absatz 1 

WHG unter anderem das Entnehmen und Ableiten von 

Wasser aus oberirdischen Gewässern (beispielsweise zur 

Kiesreinigung), das Absenken oberirdischer Gewässer, die 

Entnahme fester Stoffe aus oberirdischen Gewässern (zum 

Beispiel bei der Gewinnung von Sand und Kies aus einem 

oberirdischen Gewässer) oder das Entnehmen oder Ab-

leiten von Grundwasser (zum Beispiel um das den Abbau 

beeinträchtigende Grundwasser zu beseitigen). Als Gewäs-

serbenutzung gelten des Weiteren nach § 9 Absatz 2 WHG 

unter anderem auch das Aufstauen, Absenken und Umlei-

ten von Grundwasser durch hierzu bestimmte Anlagen, wie 

Pumpen zum Heben des Grundwassers, und Maßnahmen, 

die geeignet sind, nachteilige Veränderungen der Wasser-

beschaffenheit in einem nicht nur unerheblichen Ausmaß 

herbeizuführen.

 

Die Erlaubnis gewährt die Befugnis, die Bewilligung das 

Recht, ein Gewässer zu einem bestimmten Zweck in einer 

bestimmten Weise zu nutzen (§ 10 WHG). Die Erlaubnis 

oder Bewilligung sind gemäß § 12 Absatz 1 WHG zu versa-

gen, wenn schädliche Gewässerveränderungen zu erwarten 

sind oder andere Anforderungen nach öffentlich-rechtli-

chen Vorschriften nicht erfüllt werden. Im Übrigen steht 

die Erteilung der Erlaubnis und der Bewilligung im Ermes-

sen der Behörde (Bewirtschaftungsermessen, § 12 Absatz 

1 WHG); der Antragsteller hat keinen Anspruch auf Ertei-

lung der Erlaubnis oder Bewilligung. Für die Erteilung von 

Erlaubnis und Bewilligung ist grundsätzlich die nach §§ 80, 

82 WG festgelegte Wasserbehörde zuständig. Die Erteilung 

einer Bewilligung unterliegt weiteren Voraussetzungen 

und kommt nur in besonderen Fällen in Betracht. Sieht ein 

bergrechtlicher Betriebsplan die Benutzung von Gewäs-

sern vor, so entscheidet die Bergbehörde im Einvernehmen 

mit der zuständigen Wasserbehörde über die Erteilung der 

Erlaubnis (§ 19 Absatz 2 und 3 WHG).

 

Wird bei der Rohstoffgewinnung ein Gewässer für einen 

nicht nur begrenzten Zeitraum hergestellt (wie zum Bei-

spiel bei der Freilegung des Grundwassers bei der Nass

auskiesung), beseitigt oder wesentlich verändert, handelt 

es sich nicht um eine Gewässerbenutzung im Sinne von 

§ 9 WHG, sondern um einen Gewässerausbau gemäß 

§§ 67 ff. WHG. Der Gewässerausbau bedarf gemäß § 68 

Absatz 1 WHG der Planfeststellung durch die zuständige 

Behörde. Das Planfeststellungsverfahren schließt ande-

re gegebenenfalls erforderliche Genehmigungen mit ein 

(Konzentrationswirkung). Unterliegt das Vorhaben, das 

für den Gewässerausbau ursächlich ist, auch der UVP-

Pflicht nach dem Bergrecht und ist ein bergrechtliches 

Planfeststellungsverfahren erforderlich (beispielsweise bei 

der Nassauskiesung von Bodenschätzen, die dem BBergG 

unterfallen), gilt § 57 b Absatz 3 BBergG. Das bergrecht-

liche Planfeststellungsverfahren hat Vorrang und ist auch 

hinsichtlich des Gewässerausbaus durchzuführen. 

Abbildung 19: Stillgelegter Baggersee bei Schwackenreute
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Soweit es das Wohl der Allgemeinheit erfordert, zum Bei-

spiel zum Schutz der bestehenden oder künftigen öffent-

lichen Wasserversorgung vor nachteiligen Einwirkungen, 

können durch Rechtsverordnungen Wasserschutz- und 

Heilquellenschutzgebiete festgesetzt werden (§ 51 Absatz 

1 WHG, §§ 45, 95 WG). Die Wasserschutzgebiete weisen 

bestimmte Schutzzonen aus, in denen bestimmte Hand-

lungen (wie beispielsweise die Gewinnung bestimmter 

oder auch aller Bodenschätze) verboten oder für nur einge-

schränkt zulässig erklärt werden können. Beispielsweise ist 

das Gewinnen von Steinen und Erden in der Zone I und II 

verboten. In der Zone III (IIIA/IIIB) ist das Gewinnen von 

Steinen und Erden grundsätzlich verboten, wenn dadurch 

das Grundwasser freigelegt wird oder keine ausreichende 

Grundwasserüberdeckung verbleibt.

 

Die zuständige Behörde kann von Verboten oder Beschrän-

kungen auch Befreiungen erteilen, wenn der Schutzzweck 

nicht gefährdet wird (zum Beispiel durch bestimmte Abbau-

techniken) oder überwiegende Gründe des Allgemeinwohls 

dies erfordern. Sie hat eine Befreiung zu erteilen, soweit dies 

zur Vermeidung unzumutbarer Beschränkungen des Eigen-

tums erforderlich ist und hierdurch der Schutzzweck nicht 

gefährdet wird (§ 52 WHG) („Arbeitshilfe Schutzbestim-

mungen in Wasserschutzgebieten“ der damaligen Landesan-

stalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Würt-

temberg vom 29. Mai 2015).

 

Aktuell gibt es rund 2.300 Wasserschutzgebiete, diese um-

fassen 26,6 Prozent der Landesfläche. Rund ein Drittel der 

betriebenen Kies- und Sandabbaustellen in Baden-Würt-

temberg befinden sich zumindest teilweise in Wasser-

schutzgebieten.

 

Neben den Anforderungen an den Schutz der Gewässer 

sind darüber hinaus auch Vorgaben des vorsorgenden 

Hochwasserschutzes zu beachten. So werden Überschwem-

mungsgebiete (ÜSG) in Baden-Württemberg in Hochwas-

sergefahrenkarten mit deklaratorischer Wirkung gemäß 

§ 65 WG ausgewiesen.

 

In Genehmigungsverfahren sind grundsätzlich die Belange 

des Hochwasserschutzes für bauliche Anlagen und die Ab-

baustätten zu berücksichtigen.

4.1.6 BODENSCHUTZRECHT

Böden erbringen viele Funktionen und Leistungen im Na-

turhaushalt. Dazu gehören insbesondere die natürliche Bo-

denfruchtbarkeit und die Funktionen als Ausgleichskörper 

im Wasserkreislauf sowie als Filter und Puffer gegenüber 

Schadstoffen. Angesichts anhaltenden Flächenverbrauchs 

ist die endliche und nicht erneuerbare Ressource Boden 

ein angemessen zu berücksichtigendes Schutzziel.

 

Durch die Bodenschutzklausel des Baugesetzbuches 

(§ 1a Abs. 2 BauGB) wird als wesentliches gesetzliches Ziel 

festgelegt, sparsam und schonend mit Grund und Boden 

umzugehen. Das Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) 

nennt in § 1 das Ziel, nachhaltig die Funktionen des Bo-

dens zu sichern oder wiederherzustellen. Nach § 1 Absatz 3 

Nummer 2 BNatSchG sind Böden so zu erhalten, dass sie 

ihre Funktionen im Naturhaushalt erfüllen können. Die-

ses Ziel des Naturschutzes und der Landschaftspflege ist 

zu verwirklichen, soweit es im Einzelfall möglich und nach 

dem Abwägungsgebot angemessen ist. Bei Einwirkungen 

auf den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürli-

chen Funktionen sowie seiner Funktion als Archiv der Na-

tur- und Kulturgeschichte so weit wie möglich vermieden 

werden, § 1 Satz 3 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG).

 

Die bodenschutzfachlich verbindliche Grundlage für die 

Bewertung von Böden und ihren natürlichen Funktionen 

(§ 2 Abs. 2 Nr. 1 Bundes-Bodenschutzgesetz) ist der Leitfa-

den „Bewertung von Böden nach ihrer Leistungsfähigkeit“ 

(LUBW 2010, Bodenschutz 23). Über dieses Bewertungs-

verfahren ist soweit möglich, die Standortsuche für Abbau-

stätten auf Flächen mit weniger leistungsfähigen Böden zu 

lenken.

 

Gemäß § 202 BauGB ist der Mutterboden, der bei der Er-

richtung und Änderung baulicher Anlagen, sowie bei we-

sentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche aus-

gehoben wird, in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor 

Vernichtung oder Vergeudung zu schützen.

 

Bodenschutzfachliche Grundlage zur Planung und Umset-

zung des baubegleitenden Bodenschutzes mit dem Schwer-

punkt der Vermeidung und Minderung physikalischer und 

mechanischer Bodenbeeinträchtigungen und dem Verlust 
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von Bodenfunktionen ist die DIN 19639 – Bodenschutz bei 

Planung und Durchführung von Bauvorhaben. Ergänzen-

de Regelungen enthalten die DIN 19731 – Verwertung von 

Bodenmaterial und die DIN 18915 Vegetationstechnik im 

Landschaftsbau – Bodenarbeiten.

 

Für Vorhaben des Rohstoffabbaus ist die Eingriffsregelung 

anzuwenden, die den Verursacher verpflichtet, die Beein-

trächtigungen des Naturhaushalts und der Landschaft aus-

zugleichen oder in gleichwertiger Weise zu ersetzen (§ 15 

Abs. 2 BNatSchG und § 1a Abs. 3 BauGB). Fachliche Vor-

gabe dafür ist die Arbeitshilfe „Das Schutzgut Boden in der 

naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung“ (LUBW 2013, 

Bodenschutz 24). Eine Kompensation der Eingriffe durch 

Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des Schutzguts Boden ist 

oft in nur sehr eingeschränktem Umfang möglich. In den 

Fällen, in denen eine schutzgutinterne, bodenbezogene 

Kompensation möglich ist, sollte diese auch genutzt wer-

den. Im Gegensatz zu den meisten baulichen und sonstigen 

bodenbeanspruchenden Vorhaben bieten Abbaustätten für 

oberflächigen Rohstoffabbau (außer Nassabbau) die Mög-

lichkeit, die in Anspruch genommenen Böden im Rahmen 

der Rekultivierung hinsichtlich ihrer natürlichen Funktio-

nen direkt am Eingriffsort wieder vollständig herzustellen. 

Damit lassen sich nach Abschluss des Rohstoffabbaus alle 

natürlichen Bodenfunktionen, das heißt die Eigenschaft als 

Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Pflan-

zen, Tiere und Bodenorganismen, sowie die nicht weniger 

wichtigen und für das Grundwasser unverzichtbaren Ei-

genschaften des Bodens als Filter- und Puffer und als Aus-

gleichskörper im Wasserkreislauf wiederherstellen. Die Bo-

denschutzbelange sind ebenso wie andere Umweltziele in 

die Abwägungsentscheidung bei der Festlegung von Aus-

gleichsmaßnahmen und der Folgenutzung einzubeziehen. 

Der Vorhabenträger hat entsprechende Finanzmittel für 

diese Maßnahmen einzuplanen, auch wenn sie erst nach 

Abschluss des Rohstoffabbaus durchgeführt werden.

4.1.7 FL ÄCHENEFFIZ IENTER ROHSTOFFABBAU UND 

ABSTÄNDE

Flächeneffizienter Rohstoffabbau wird auch beeinflusst von 

Abständen zur Bebauung und zu Verkehrswegen, denn 

nach Abbauende sind die Ressourcen in den aufgrund der 

festgelegten Abstände stehen gebliebenen Geländestreifen 

meist nicht mehr zugänglich.

 

Einzuhaltende Abstände ergeben sich aus verschiedenen 

Fachgesetzen, so zum Beispiel aus dem Straßenrecht. Bei 

Rohstoffabbaugebieten ist dann auch – analog zur Errich-

tung von Hochbauten und baulichen Anlagen – nach den 

Regelungen des Bundesfernstraßengesetzes beziehungswei-

se des Straßengesetzes, bei Bundes- und Landesstraßen bei 

Abständen bis 40 Meter und bei Autobahnen bei Abstän-

den bis 100 Meter die Straßenbauverwaltung zu beteiligen.

 

Im Immissionsschutzrecht sind die erforderlichen Abstände 

zu Abbaustätten im Rahmen des jeweiligen konkreten ein-

zelnen Genehmigungsverfahrens zu prüfen.

 

Bei der Kiesgewinnung im Nassabbau sieht der Leitfaden 

„Kiesgewinnung und Wasserwirtschaft“ Mindestabstände 

entsprechend der gesetzlichen Vorgaben für das Anbauver-

bot an Autobahnen, Bundes- und Landstraßen zu Straßen, 

Gewässern und Gebäuden vor.

 

4.1.8 VERFAHRENSABL AUF UND ÜBERWACHUNG

Zulassungsverfahren für den Rohstoffabbau dauern meist 

mehrere Jahre, um einen gründlich geprüften Ausgleich 

der unterschiedlichen fachlichen Interessen vorzunehmen. 

Zulassungsverfahren für Rohstoffabbau geraten außerdem 

– wie viele andere Verfahren auch – zunehmend in den 

Fokus der Öffentlichkeit. Aufgrund der durch die Verän-

derungen im Umweltrecht gewachsenen Anforderungen 

ergibt sich ein immer höherer Prüfaufwand bei den Zulas-

sungsbehörden.

 

Von Betreiberseite wird die Genehmigungspraxis der Voll-

zugsbehörden teilweise als uneinheitlich wahrgenommen. 

Bei den Entscheidungen der Behörden sind grundsätzlich 

die Besonderheiten des Einzelfalls zu berücksichtigen. Eine 

Vergleichbarkeit der Genehmigungspraxis ist aufgrund der  
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oft sehr unterschiedlichen geologischen und hydrogeologi-

schen Verhältnisse im regionalen/lokalen Kontext nur ein-

geschränkt möglich.

 

Sowohl bei der Rohstoffsicherung im Rahmen der Regio-

nalplanung als auch bei der Zulassung von (neuen) Gewin-

nungsstellen müssen die gesetzlichen Vorgaben eingehalten 

werden. Die Zulassung kann mit Auflagen verbunden wer-

den, soweit dies erforderlich ist, um die Erfüllung der Ge-

nehmigungsvoraussetzungen sicherzustellen.

 

Für ein möglichst einheitliches Vorgehen bei der Zulassung 

von Rohstoffabbaubetrieben sind bereits zahlreiche Hand-

reichungen vorhanden, wie zum Beispiel der Leitfaden 

„Kiesgewinnung und Wasserwirtschaft“, der neben den 

rechtlichen Grundlagen auch detaillierte Ausführungen zu 

den Antragsunterlagen enthält.

Der Leitfaden für Genehmigungs- und Anzeigeverfahren 

nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz stellt unter an-

derem für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Voll-

zugsbehörden des Landes, die für die Durchführung von 

immissionsschutzrechtlichen Zulassungsverfahren zustän-

dig sind, das immissionsschutzrechtliche Genehmigungs- 

und Anzeigeverfahren dar. Ziel des Leitfadens ist es, dazu 

beizutragen, dass die Verfahren in möglichst kurzer Zeit 

effizient und rechtssicher abgeschlossen werden können.

 

Die Einhaltung der Genehmigungsauflagen ist durch die 

Zulassungsbehörde sicherzustellen. Beim Monitoring des 

Abbaus sollte die Selbstverantwortung der Betreiber be-

tont werden. Die erforderlichen Daten (zum Beispiel Ver-

messungsdaten) liegen den meisten Unternehmen vor, die 

Technik bietet zunehmend kostengünstigere Lösungen 

(zum Beispiel Controlling mit Drohnen).

ZIELE UND MASSNAHMEN

Bei den Vollzugsbehörden werden spezielle Fortbildungs-

maßnahmen durchgeführt, in denen sowohl rohstoffgeo-

logische und rechtliche Grundlagen sowie Erfahrungen 

aus der Praxis zum Bergrecht, Wasserrecht, Naturschutz-

recht, Immissionsschutzrecht et cetera vermittelt werden. 

Das hierfür notwendige Personal ist vorzuhalten.

M21: STÄRKUNG DES VOLLZUGS

4. 2 FL ÄCHENEFFIZ IENTER ROHSTOFFABBAU UND 

WASSER-SCHUTZ

Der Abbau von Kies und Sand kann weitreichende Aus-

wirkungen auf den Wasserhaushalt haben. Der Schutz des 

Grundwassers ist in diesem Zusammenhang von essenzi-

eller Bedeutung. Dort wo ein Abbau vor diesem Hinter-

grund möglich ist, bieten sich durch dessen konkrete Aus-

gestaltung Chancen für eine möglichst technisch effiziente 

beziehungsweise flächeneffiziente und damit nachhaltige 

Gewinnung.

 

Darüber hinaus ist eine Gefährdung der Abbaustellen so-

wie der baulichen Anlagen durch Hochwasser zu überprü-

fen und geeignete Maßnahmen zur Vermeidung von Schä-

den an Mensch und Umwelt vorzusehen.

 

 

4 . 2 .1 GRUNDL AGEN

Große Kies- und Sandvorkommen sind wichtige Grundwas-

serleiter und beinhalten meistens auch bedeutende Grund-

wasservorkommen. Mit dem Abbau von Kies und Sand 

kann der Wasserhaushalt nachhaltig verändert werden. 

Aufgrund dieses gelegentlich nur schwer zu lösenden Inte-

ressengegensatzes wurden bereits im Jahr 1994 vom Land-

ratsamt Karlsruhe erste Studien zum Pilotprojekt „Konflikt

arme Baggerseen (KaBa)“ angeregt, welche schließlich im 

Jahr 2004 mit der Veröffentlichung des Leitfadens „Kies-

gewinnung und Wasserwirtschaft“ ihren Abschluss fanden.

 

Das Forschungsvorhaben „Konfliktarme Baggerseen 

(KaBa)“ hat einen bedeutsamen Beitrag zur Versachlichung 

des Interessenkonflikts zwischen Rohstoffgewinnung und 

Grundwasserschutz geleistet, da es zu wichtigen und be-

lastbaren Erkenntnissen hinsichtlich der Auswirkungen 
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der Nasskiesgewinnung auf das Grundwasser geführt hat. 

Insbesondere hat sich gezeigt, dass die allgemeine Befürch-

tung einer generell nachteiligen Auswirkung des Nassab-

baus von Kies- und Sandlagerstätten auf die Beschaffenheit 

des Grundwassers nicht zutrifft und jeder Einzelfall auf der 

Grundlage der KaBa-Ergebnisse spezifisch bewertet werden 

muss. Durch die Mitarbeit des ISTE in der Arbeitsgruppe 

wurden auch die Belange der Kieswirtschaft berücksichtigt. 

Das Ergebnis des KaBa-Projekts fasst der Leitfaden „Kies-

gewinnung und Wasserwirtschaft“ der LfU aus dem Jahre 

2004 zusammen.

 

Der Leitfaden „Kiesgewinnung und Wasserwirtschaft“ 

richtet sich an Behörden, Planer und die Kiesunternehmer 

mit dem Ziel, eine Arbeitshilfe für eine grundwasserscho-

nende und limnologisch/ökologisch vertretbare Kies- und 

Sandgewinnung zur Verfügung zu stellen. Grundsätzliche 

und fachliche Anforderungen zur Beurteilung von Kies-

abbauvorhaben für den Trocken- und Nassabbau wurden 

in dem Leitfaden neu formuliert oder weiterentwickelt. 

Insbesondere wurden Zielvorgaben für die Ausgestaltung 

von Baggerseen und den Grundwasserschutz aufgestellt 

und Planungsempfehlungen für limnologisch/ökologisch 

intakte Seen gegeben. Für Trockenabbauvorhaben wurden 

Beurteilungsregeln, angepasst an die rechtlichen und fach-

lichen Vorgaben, zusammengestellt. Ein eigenes Kapitel 

behandelt die rechtlichen Grundlagen und Verfahren mit 

den zugehörigen Antragsunterlagen und unterstützt so die 

beschleunigte Abwicklung von Zulassungsverfahren. Neu 

für die Kiesunternehmer waren Eigenkontrollen und Nach-

weise über den planmäßigen Nassabbau. Sie sind abhängig 

vom Seenzustand durchzuführen. Damit soll auch die Ver-

antwortlichkeit der Kiesunternehmen für die Qualität des 

Grund- und Seenwassers zum Ausdruck gebracht werden.

 

Bei den Festgesteinen, die für die Rohstoffgewinnung ge-

nutzt werden, sind in erster Linie die Kalksteine des Ober-

juras der Schwäbischen Alb und des Oberen Muschelkalks 

der Gäulandschaft zu nennen. Diese Gesteine sind ebenfalls 

gleichzeitig meist ergiebige Kluft- und Karstgrundwasserlei-

ter, deren Grundwasser bereichsweise intensiv für die öffent-

liche Trinkwasserversorgung genutzt wird. 

 

Der vorbeugende quantitative und qualitative Schutz des 

für die öffentliche Wasserversorgung genutzten Grundwas-

sers vor nachteiligen Veränderungen erfolgt – sowohl im 

Locker- als auch im Festgestein – unter anderem durch die 

Festsetzung von Wasserschutzgebieten. Die Trinkwasserge-

winnung in Wasserschutzgebieten darf durch die Rohstoff-

gewinnung nicht gefährdet werden.

 

4. 2 . 2 VERTIEFUNG DURCH NASSABBAU

Mit Blick auf eine flächeneffiziente Rohstoffgewinnung hat 

der möglichst vollständige Abbau an einem Standort (Ab-

bau bis zur Neige) grundsätzlich Vorrang vor einer flächen-

mäßigen Erweiterung oder einem Neuaufschluss, soweit 

die Belange unter anderem des Grundwasserschutzes oder 

des Naturschutzes dem nicht entgegenstehen. 

 

Der Besorgnisgrundsatz des Wasserrechts besagt, dass 

Maßnahmen wie zum Beispiel der Abbau von Rohstoffen 

nur dann zulässig sind, wenn es nach menschlicher Erfah-

rung unwahrscheinlich ist, dass hierdurch nachteilige Ver-

änderungen eines Gewässers eintreten können. Die aktuell 

genehmigten Abbaue in Baden-Württemberg sind grund-

sätzlich grundwasserverträglich.

 

Zu unterscheiden ist dabei der Nassabbau im Festgestein 

einerseits und von Kiesen und Sanden andererseits.

 

Die Fließgeschwindigkeit des Grundwassers in den Kluft- 

und Karsthohlräumen von Kalksteinen ist meist sehr hoch 

und der Kalkstein hat oft nur eine geringe Reinigungswir-

kung. Der Abbau von Festgesteinen wird deshalb in der 

Regel nur oberhalb der Grundwasseroberfläche durchge-

führt, Steinbrüche mit Grundwasserabsenkung werden nur 

vereinzelt betrieben.

 

Um Entscheidungsgrundlagen für eine umweltverträgliche 

Festgesteinsgewinnung in Wasserschutzgebieten erarbeiten 

zu können, wurde das Projekt „Umweltgerechte Gesteinsge-

winnung in Wasserschutzgebieten“ durchgeführt, welches 

auf eine Initiative der Ammertal-Schönbuch-Gruppe, des 

ISTE und der Universität Tübingen im Jahr 2014 zurück-

geht. Das untersuchte Gebiet liegt auf einer Hochfläche im 

Oberen Gäu zwischen dem Schwarzwald im Westen und 
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dem Schönbuch im Osten. In dem Projekt wurden Stoffein-

träge und Gefährdungspotenziale, die auf die Anlage und 

den Betrieb von Steinbrüchen zurückgehen können, quan-

tifiziert und bewertet. Außerdem wurde der Prototyp eines 

Screeningtools zur Abschätzung von Beeinflussungen des 

Grundwassers durch Gesteinsabbau auf Regionalplanungs-

ebene entwickelt. Hinsichtlich der Ergebnisse ist zu beach-

ten, dass diese aufgrund unterschiedlicher geologischer 

oder hydrogeologischer Voraussetzungen nicht direkt auf 

andere Regionen übertragbar sind.

 

Bei den Abbaustätten in grundwassererfüllten Kies- und 

Sandvorkommen stellt sich die Situation etwas anders dar. 

Entlang des Oberrheins und in Oberschwaben findet in 

zahlreichen Baggerseen bereits eine Rohstoffgewinnung im 

Nassabbau statt. 

 

Laut Landesrohstoffbericht 2012/2013 besteht im Bereich 

mittlerer und südlicher Oberrhein bei einigen Abbaustellen 

ein zusätzliches Tieferbaggerungspotenzial. Benachbarte 

Baggerseen trennende dammförmige, nicht angebaute Be-

reiche beinhalten große Rohstoffmengen. Ihre Nutzung 

kann die Geometrie von Baggerseen verändern und gege-

benenfalls Tiefenerweiterungen ermöglichen. 

 

 

 

 

Die Überlegung, die festgestellten großen Kiesmächtig-

keiten (bis 120 Meter) in den entsprechenden Gebieten in 

der Oberrheinebene zu nutzen, ist nachvollziehbar. Eine 

Erweiterung durch Tieferbaggerung ist grundsätzlich einer 

Flächenerweiterung vorzuziehen. Die Rohstofffördermenge 

pro Hektar beanspruchter Fläche würde dort deutlich an-

steigen. Voraussetzung dafür ist jedoch, dass kein großräu-

miger hydraulisch wirksamer Zwischenhorizont durchsto-

ßen wird, sofern dieser im Vorhabengebiet anzutreffen ist.

 

Mit dem Leitfaden „Kiesgewinnung und Wasserwirtschaft“ 

wurde bereits die Möglichkeit eröffnet, durch die Vertie-

fung bestehender Baggerseen die vorhandenen Kies- und 

Sandvorkommen besser auszunutzen.

 

Bei Seetiefen über 60 Meter ist die Durchmischung des 

Seewasserkörpers bis zum Seeboden durch Gutachten oder 

Modellierung generell nachzuweisen, um Faulungsprozes-

se durch reduzierte Sauerstoffversorgung am Seeboden zu 

vermeiden. Der See muss nach Beendigung der Auskie-

sung ein funktionsfähiges Ökosystem aufweisen können. 

Die sich neu einstellenden Wasserspiegellagen sind dabei 

unbedingt zu beachten.

ZIELE UND MASSNAHMEN

Die Beurteilung von Vorhaben im Nassabbau durch die 

zuständigen Behörden sollte – soweit die Rahmenbedin-

gungen von Vorhaben gleichartig sind – landesweit mög-

lichst unter Heranziehung gleicher Standards erfolgen, 

auch im Hinblick auf eine bessere Nachvollziehbarkeit 

von Verwaltungsentscheidungen.

M22: MÖGLICHST ÄHNLICHE STANDARDS FÜR NASSABBAU

Mit dem Ziel der Verbesserung des flächeneffizienten 

Rohstoffabbaus durch eine effektive Nutzung sollte die 

Möglichkeit der Tieferbaggerung geklärt und durch For-

schungsvorhaben oder vertiefte Untersuchungen durch 

die Umweltverwaltung unterstützt werden.

M23: AUSSCHÖPFUNG DER POTENZIALE VON L AGERSTÄT TEN IM NASSABBAU
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4. 2 .3 FE INSEDIMENT – WASCHSCHL ÄMME

Die Feinsediment-Problematik, das heißt die Plombierung 

der zum Abbau genehmigten Kiesvorkommen durch in 

Baggerseen eingeleitete Waschschlämme, hat in den letzten 

Jahren an Brisanz zugenommen. In mehreren Abbauanträ-

gen im Oberrheingraben wurden diese Plombierungen der 

Lagerstätten als Hauptgrund für notwendige Flächenerwei-

terungen angeführt. Genaue Angaben zur Höhe plombier-

ter Vorräte sind schwierig, nach Schätzung des LGRB sind 

im baden-württembergischen Anteil des Oberrheingrabens 

aber nennenswerte genehmigte Kiesvorräte vorhanden, die 

aufgrund dieser Feinsediment-Problematik nicht mehr ge-

winnbar sind.

 

Das Entfernen der oft seit Jahrzehnten lagernden Feinsedi-

mente erscheint technisch schwierig, jedoch nicht unmög-

lich. Bei bereits bestehenden Ablagerungen wird die Um-

lagerung von Feinsediment aus der Kieswäsche innerhalb 

eines Kiessees aus wasserwirtschaftlicher Sicht grundsätz-

lich als genehmigungsfähig erachtet.

Zukünftig sollte die Ablagerung solcher Kieswaschschläm-

me vermieden werden, wenn hierdurch ein tieferliegendes 

genehmigungsfähiges Rohstoffpotenzial überlagert würde. 

Die Aufteilung in mehrere geeignete Abbauabschnitte 

wäre eine Lösung zur Optimierung im betrieblichen Ab-

lauf. Technisch bestehen generell Möglichkeiten, wie zum 

Beispiel Absetzbecken, Feinsandrückgewinnung über 

Zyklonanlagen oder die Anlage eines Schwemmsandteichs 

im Vorfeld des eigentlichen Kiessees, um Feinsedimente im 

eigentlichen Abbaubereich gering zu halten.

Abbildung 20: Kiesbaggerung
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4. 2 .4 FL ACHWASSERZONEN

Durch die heute geforderten flacheren Böschungswinkel 

im Nassabbau wird ein höherer Flächenbedarf generiert. 

Nach dem Leitfaden „Kiesgewinnung und Wasserwirt-

schaft“ soll die Neigung betragen:

•	 Wasserwechselzone bei Normalufern (abhängig von der 

anstehenden Bodenart) zwischen 1:4 und 1:6

•	 Wasserwechselzone bei Badestränden 1:10

•	 Unterwasserböschung: Unterwasserböschungen sollten 

ohne besonderen Nachweis nicht steiler als 1:2,5 ausge-

führt werden, um Nachrutschungen und Einbrüche der 

Böschungen zu vermeiden. Unter Berücksichtigung der 

lokalen Gegebenheiten ist bei entsprechenden Sicher-

heitsnachweisen im Einzelfall auch die Anlage einer stei-

leren Böschung möglich

•	 Überwasserböschung zwischen 1:1,5 bis 1:3

•	 Im Interesse des Vogelschutzes können in Teilbereichen 

auch Steilböschungen gestaltet werden.

Abbildung 21: Kieswaschanlage

ZIELE UND MASSNAHMEN

Es sind alle Möglichkeiten zu nutzen, um Ablagerungen 

von Schlämmen aus der Kieswäsche, die Kiesvorkommen 

plombieren, zu vermeiden. Optimierungen sind sowohl 

im betrieblichen Ablauf als auch im technischen Bereich 

vorzusehen. 

Mit einem Forschungsprojekt zu Waschschlämmen kann 

in einem ersten Schritt die Klärung grundsätzlicher Fra-

gen angestoßen werden. Ein solches Projekt wird vom 

Umweltministerium unterstützt.

M24: OPTIMIERUNG DER ABBAUMETHODEN ZUR VERMEIDUNG DER FE INSEDIMENT-PROBLEMATIK
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Bei unzureichenden Böschungswinkeln ist mit rückschrei-

tender Erosion, Verlagerung der Uferlinie oder nicht stand-

sicheren Überwasserböschungen – mit Gefahr für Leib und 

Leben – zu rechnen. Im Hinblick auf eine zukünftige Frei-

zeitnutzung oder auch unkontrollierte Nutzungen des Sees 

sind sowohl während der aktiven Auskiesung als auch nach 

der Rekultivierung mit Blick auf die Verkehrssicherungs-

pflicht die Böschungen standsicher auszugestalten, insbe-

sondere durch einen ausreichend flachen Böschungswinkel.

 

Das Ziel bei der Planung und Gestaltung eines Kiessees 

muss, neben anderen Anforderungen, die Sicherstellung ei-

ner regelmäßigen vertikalen Vollzirkulation des gesamten 

Wasserkörpers und damit einer ausreichenden Sauerstoff-

versorgung des Tiefenwasserbereichs sein. Deshalb wird 

derzeit die Ausbildung einer Flachwasserzone mit mindes-

tens einem Fünftel der Gesamtuferlänge und einer Breite 

zwischen 10 bis 40 Metern empfohlen. Aus limnologischen 

Gründen sollte die Seesohle möglichst eben ausgebildet 

werden, um ungünstige Auswirkungen eines Trichters auf 

das Durchmischungsverhalten zu vermeiden.

 

Insbesondere bei Kiesseen über 60 Meter Wassertiefe wer-

den durch Flachwasserzonen die erforderlichen Antriebs-

kräfte zur ausreichenden vertikalen Zirkulation verstärkt. 

Die besonderen Konvektionsströmungen von Flachwas-

serzonen vergrößern die Dauer und Intensität der Sauer-

stoffanreicherung im Tiefenwasser und beeinflussen maß-

geblich die limnologische Beschaffenheit zum Erhalt eines 

„gesunden“ Sees. Daneben fördern Flachwasserzonen mit 

ihrem Artenreichtum an Flora und Fauna den Abbau or-

ganischer Stoffe und deren Mineralisierung, die Reduktion 

von Nährstoffen, die Selbstreinigung von Schadstoffen und 

stellen zudem wichtige Laich- und Aufwuchsbereiche für 

Tierarten dar. Daher wird die Forderung nach Flachwas-

serzonen neben der Wasserwirtschaft auch von Seiten des 

Naturschutzes und der Fischereiverwaltung erhoben.

 

Wegen der großen positiven Wirkungen von Flachwasser-

zonen auf den limnologischen und ökologischen Zustand 

von Baggerseen können Aufwendungen für die Anlage von 

Flachwasserzonen im Zuge des Betriebs und der Rekultivie-

rung von Baggerseen als Minimierung des Eingriffs im Rah-

men der Eingriffsregelung des BNatSchG anerkannt werden.

Abbildung 22: Böschungsneigungen für Normalufer (aus Kiesgewinnung und Wasserwirtschaft – Empfehlungen für die Planung und 
Genehmigung des Abbaues von Kies und Sand, Abbildung 15)
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Werden die Flachwasserzonen innerhalb von regionalpla-

nerisch festgelegten oder zum Abbau genehmigten Flächen 

angelegt, entstehen vor allem im Oberrheingraben mitunter 

erhebliche Auskiesungsverluste. Rohstoffhöffige Bereiche 

können nicht für die Rohstoffgewinnung genutzt werden.

Einige Baggerseen werden bisher ohne Flachwasserzone 

betrieben. Bei Erweiterungsanträgen wird – soweit erfor-

derlich – entsprechend der Empfehlung des Leitfadens 

„Kiesgewinnung und Wasserwirtschaft“ nachträglich eine 

Flachwasserzone gefordert.

ZIELE UND MASSNAHMEN

Durch die Anlage von Flachwasserzonen außerhalb von 

Abbau- beziehungsweise Sicherungsgebieten können – 

vor allem wenn es sich dabei um weniger rohstoffhöffige 

Bereiche handelt – Auskiesungsverluste minimiert wer-

den. Dies soll von Betreiberseite und von Seite der Zu-

lassungsbehörden im Antragsverfahren im Blick behalten 

werden. Mehrere Regionalverbände berücksichtigen bei 

der Festlegung von Vorranggebieten bereits Zuschläge für 

Flachwasserzonen.

M25: L AGERSTÄT TENGERECHTE ANL AGE VON FL ACHWASSERZONEN

Das Institut für Seenforschung (ISF) der Landesanstalt für 

Umwelt Baden-Württemberg (LUBW) untersucht mit Hil-

fe hydrodynamischer Modellrechnungen die Wirkungs-

weise der Flachwasserzone auf die vertikalen Austausch-

vorgänge. Hierfür werden Prinzipstudien für schematisiert 

abgebildete Seen mit variierender Flächengröße der Flach-

wasserzone durchgeführt. Mit Hilfe von Messdaten einer 

intensiven Baggerseeuntersuchung des Waidsees werden 

die modelltechnischen Methoden in einer realitätsnahen 

Simulation überprüft und für die Fragestellung des durch 

Flachwasserzonen unterstützten vertikalen Wasseraus-

tauschs angewandt.

M26: PRÜFUNG DES UMFANGS DER BENÖTIGTEN FL ACHWASSERZONEN

4.3 NACHHALTIGE GEWINNUNG UND NATURSCHUTZ 

Die Gewinnung von Rohstoffen greift in die vorhandene 

Natur ein, bietet aber auch Chancen für Artenschutz, Bio-

diversität und bei der Verwirklichung eines landesweiten 

Biotopverbunds.

 

Der Verlust von Tier- und Pflanzenarten bedroht unsere 

Lebensgrundlagen. Die Natur zu schützen ist daher eine 

Aufgabe, die alle angeht. Jede und jeder Einzelne kann 

zum Erhalt der biologischen Vielfalt beitragen. Die Na-

turschutzstrategie des Landes hat deswegen zum Ziel, die 

biologische Vielfalt in Baden-Württemberg zu bewahren, 

also die heimischen Tier- und Pflanzenarten und ihre ge-

netische Vielfalt zu erhalten, ihre Lebensräume zu sichern 

und ihre Überlebenschancen zu verbessern. Auch mit dem 

Sonderprogramm zur Stärkung der biologischen Vielfalt 

unterstützt die Landesregierung den Erhalt der einzigarti-

gen artenreichen Kulturlandschaften Baden-Württembergs.

Nach der Naturschutzstrategie kommt den Abbaustätten 

eine besondere Bedeutung für den Naturschutz zu. Spe-

ziell vor dem Hintergrund des Klimawandels und der da-

mit verbundenen Artenverschiebungen können sie wich-

tige Trittsteine und Ausbreitungsinseln für bestimmte 

Tier- und Pflanzenarten darstellen. In der Naturschutzstrate-

gie wurden deshalb unter anderem folgende Ziele formuliert: 

•	 Abbaustätten sollen in den Biotopverbund einbezogen 

werden.

•	 In jeder Abbaustätte sollen die während des Abbaus 

wie auch danach bestehenden Möglichkeiten zu Schutz 

und Förderung der Biodiversität genutzt und optimiert 

werden. Zeitweise nicht benötigte Areale in Abbaustät-

ten sollen vorübergehend der Natur überlassen werden 

(„Wanderbiotope“). In jeder Abbaustätte sollen Flächen 
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der Sukzession überlassen werden. Rohstoffabbaustätten 

sollen nach Abbauende zur Kompensation der Eingriffe 

in das Schutzgut Boden nicht in jedem Fall vollständig 

verfüllt werden müssen. So sollen die aus Naturschutz-

sicht in der Regel besonders wertvollen Pionierstandorte 

möglichst erhalten und Ziele des Artenschutzes und eines 

dynamischen Naturschutzes stärker als bisher berück-

sichtigt werden. Aus Gründen des Boden- und Grund-

wasserschutzes sollen jedoch grundwasserschützende 

Deckschichten und entsprechende Bodenfunktionen in 

der Regel zumindest durch Teilverfüllung wiederherge-

stellt werden.“ (Naturschutzstrategie Baden-Württem-

berg, Seite 51f).

•	 Probleme, die sich zwischen Artenschutz und laufendem 

Abbaubetrieb ergeben, sollen zwischen Naturschutz, Ab-

bauunternehmen und deren Verbänden offen diskutiert 

werden, um das hohe Potenzial von Abbaustätten für die 

biologische Vielfalt in Kooperation zwischen Wirtschaft 

und Naturschutz zu optimieren. 

•	 Entsprechend der Nationalen Strategie zur Biologischen 

Vielfalt sollen bis 2020 auf 2 Prozent der Landesfläche 

natürliche dynamische Prozesse ablaufen können (Pro-

zessschutz). Daher sollen in geeigneten Fällen als Fol-

genutzung in Rohstoff-Abbauflächen vermehrt Prozess-

schutzflächen in den Rekultivierungsplänen angestrebt 

werden.

 

Beim Ziel die biologische Vielfalt in Baden-Württemberg 

zu bewahren, zu erhalten und zu verbessern, sollten ebenso 

die negativen Effekte der Floren- und Faunenverfälschung 

und die Invasivität der Arten bedacht werden. Planungen 

und Maßnahmen sollten daher stets bedenken, dass eine 

Ansiedlung oder Ausbreitung von Neophyten und Neo-

zoen nicht forciert und wenn möglich verhindert wird.

 

 

4.3 .1 ARTENSCHUTZ

Steinbrüche, Kiesgruben und Baggerseen können – bei 

richtiger Ausgestaltung – in bestimmten Konstellationen 

wertvolle Trittsteinbiotope, Rückzugsräume und Reser-

veflächen für die Biodiversität, insbesondere für viele in 

unserer heutigen Kulturlandschaft selten gewordene Arten 

darstellen.

 

Aufgrund ihrer hohen Strukturvielfalt sind Abbaustätten 

oft sehr artenreich. Durch ein Mosaik an schroffen Fels

abbrüchen, Teil- und Kleinstlebensräumen aus sonnen

exponierten Geröllhalden und Tümpeln wird eine hohe 

Artenvielfalt gefördert und Raum für Pflanzen und Tiere 

mit unterschiedlichsten Bedürfnissen geschaffen. So nut-

zen Gelbbauchunke, Wechselkröte und Kreuzkröte klein-

räumige Wasserflächen in Steinbrüchen als Laichplätze. 

Wärmeliebende Reptilienarten wie Zauneidechsen suchen 

vegetationsfreie Stellen und Steinhaufen als Sonnenplätze 

auf und finden Unterschlupf unter Steinplatten und Fels-

blöcken. Abbaukanten in Steinbrüchen können vom Uhu 

als Brutplatz genutzt werden. In vielen Fällen lassen sich 

die Belange des Artenschutzes mit dem Abbaubetrieb ver-

einbaren, indem durch die Anlage von Wanderbiotopen 

Habitate für sogenannte Pionierarten wie zum Beispiel die 

Gelbbauchunke schon während des Abbaus geschaffen 

werden. Durch eine geeignete Renaturierung kann diese 

Struktur- und Artenvielfalt dann auch längerfristig gesi-

chert werden.

 

4.3 .1.1 NATUR AUF ZE IT

„Natur auf Zeit“ bezeichnet in der Regel eine temporäre 

Entwicklung von Natur auf ungenutzten Flächen, wie etwa 

auf Industrieflächen- und -brachen, baulichen Reserveflä-

chen oder Flächen des rohstoffabbauenden Gewerbes. So 

soll sich auf einer Fläche während der Rohstoffgewinnung 

Natur entwickeln können. Diese Flächen sind wiederkeh-

renden Veränderungen ausgesetzt, können anschließend 

neu entstehen oder an anderen Stellen weiter bestehen 

und/oder neu entstehen. Anschließend kann eine ander-

weitige Nutzung für Eigentümer oder Nutzer möglich sein.

 

Durch die dynamische Veränderung von Flächen entstehen 

auf offenen Bodenflächen horizontale und vertikale, tro-

ckene und feuchte Sonderstandorte (zum Beispiel Trocken-

flächen, Rohböden, kleine Steinhaufen und Flachwasserzo-

nen), die gerade wegen dieser Strukturen vielen besonders 

gefährdeten und streng geschützten Tier- und Pflanzenar-

ten als Lebensraum dienen können.
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In diesen Sekundärstandorten können sich Biotopstruk-

turen entwickeln, die in unserer dicht besiedelten und in-

tensiv genutzten Kulturlandschaft sonst nicht, nicht häufig 

oder nicht mehr vorkommen. Daher kann einer Integration 

von Abbaustätten in naturschutzfachliche Konzeptionen 

unter Umständen eine besondere Bedeutung zukommen.

 

Die Schaffung von Sekundärlebensräumen für bedrohte 

Arten kann durch eine bewusst naturschutzfreundliche 

Gestaltung des laufenden Abbaus und der Bewirtschaftung 

der Flächen erheblich gefördert werden und damit einen 

wichtigen Beitrag zur Sicherung des Erhaltungszustandes 

der betroffenen Arten leisten. Die Entwicklung derartiger 

Lebens- und Ruhestätten kann aber aufgrund der arten-

schutzrechtlichen Zugriffsverbote möglicherweise eine un-

erwünschte rechtliche Einschränkung des weiteren Abbaus 

zur Folge haben und dazu führen, dass sich Betriebe veran-

lasst sehen, durch eine Vermeidungspflege die Entstehung 

naturschutzfachlich wertvoller Biotopstrukturen erst gar 

nicht zuzulassen. Um dies zu vermeiden, ist vor der Zulas-

sung von Rohstoffabbau zu prüfen, ob der Abschluss eines 

öffentlich-rechtlichen Vertrags der zuständigen Behörde 

mit den jeweiligen Betriebsinhabern infrage kommen kann. 

Dieser Vertrag könnte den Erhalt vorhandener oder die 

Entwicklung von Lebens- und Ruhestätten bedrohter Arten 

fördern, indem er regelt, wie Konflikte mit den Verboten 

des Artenschutzrechts vorausschauend zu vermeiden sind 

und gleichzeitig die berechtigten Interessen des Betriebes 

gewahrt werden können. Dies könnte durch entsprechende 

Vermeidungsmaßnahmen im Hinblick auf den Betriebsab-

lauf und die Durchführung funktionserhaltender und suk-

zessiv mit dem fortschreitenden Abbau zu realisierender 

Maßnahmen (CEF-Maßnahmen) erfolgen. Mit den Wander-

biotopen, die den Arten ohne zeitliche Unterbrechung und 

im Einklang mit dem Abbaufortschritt den erforderlichen 

Lebensraum bieten, haben sich zudem rechtskonforme und 

praxisnahe Lösungen entwickelt. Durch entsprechende 

Bewirtschaftung der Abbaufläche kann das Unternehmen 

dafür sorgen, dass die ökologische Funktion der vom Ab-

baufortschritt betroffenen Fortpflanzungsstätten im räum-

lichen Zusammenhang weiterhin erfüllt werden. Um den 

Erfolg der Maßnahmen zu kontrollieren und zu dokumen-

tieren, soll der Vertrag ein geeignetes Monitoring vorsehen. 

Sofern es im Zuge des Rohstoffabbaus angezeigt ist, sind 

Ausnahmegenehmigungen nach § 45 Absatz 7 BNatSchG 

zu prüfen. Für diese Vorgehensweise gibt es bereits etliche 

Beispiele im Land. Erforderlichenfalls könnte auch eine ar-

tenschutzrechtliche Vorab-Ausnahme in Betracht gezogen 

werden, deren rechtliche Voraussetzungen allerdings noch 

nicht abschließend geklärt sind.

Abbildung 23: Viele Abbaustätten sind wichtige Sekundärlebensräume für seltene und geschützte Arten oder für Nahrungsspezialisten wie 
den besonders geschützten Lederlaufkäfer.
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Rheinland-Pfalz

Seit 2009 existiert das Kooperationsprojekt „Abbaubetrie-

be und Amphibienschutz” zwischen dem Industriever-

band Steine und Erden e. V. Neustadt / Weinstraße (VSE), 

der Gesellschaft für Naturschutz und Ornithologie Rhein-

land-Pfalz e. V. (GNOR) sowie der Stiftung Natur und 

Umwelt Rheinland-Pfalz. Im Rahmen einer für fünf Jahre 

geltenden Vereinbarung wird den Betrieben die Rechts-

sicherheit geboten, dass die entstandenen Biotope im 

Rahmen ihrer Abbautätigkeiten wieder beseitigt und da-

für an anderer Stelle neugestaltet werden können. Durch 

ein rotierendes System von geeigneten flachen Klein- und 

Kleinstgewässern sowie Landhabitaten im Abbaugelände 

(naturschonender Betriebsablauf) werden Amphibien

lebensräume so optimiert.

 

Hessen

In Hessen haben der VSE und das Umweltministerium 

im Jahr 2016 eine „Rahmenvereinbarung zur Erhaltung 

und Förderung der biologischen Vielfalt in Abbaustätten“ 

geschlossen. Der VSE und seine Mitgliedsunternehmen 

verpflichten sich zu einer stärkeren Berücksichtigung 

der Belange des Natur- und Artenschutzes beim Roh-

stoffabbau sowie zur Durchführung von Naturschutz-

maßnahmen in enger Abstimmung mit den zuständigen 

Naturschutzbehörden.

Bayern

Um ein „Artenverhinderungsmanagement“ zu vermeiden 

und die Bildung von Ersatzlebensstätten zu fördern, ist in 

Bayern die Idee entstanden, öffentlich-rechtliche Verträ-

ge zum Umgang mit artenschutzrechtlichen Verboten im 

Zusammenhang mit Projektmaßnahmen beim Rohstoff

abbau mit betreffenden Betriebsinhabern zu schließen, 

um den Erhaltungszustand von Populationen verschiede-

ner Arten zu verbessern. § 44 Absatz 5 BNatSchG (Be-

sonderer Artenschutz bei Eingriffen und Vorhaben) wird 

im bayerischen Vorschlag dadurch Rechnung getragen, 

dass der Betriebsinhaber sich verpflichtet, Konflikte mit 

den Verboten des Artenschutzes vorausschauend durch 

entsprechende Vermeidungsmaßnahmen (zum Beispiel 

Gestaltung Betriebsablauf) und die Durchführung funk-

tionserhaltender CEF-Maßnahmen zu vermeiden. Für die 

Fälle, in denen es im Zuge des Rohstoffabbaus angezeigt 

ist, sind Ausnahmegenehmigungen nach § 45 Absatz 7 

Satz 1 Nummer 1, 4 und 5 BNatSchG vorzusehen.

BEST PR ACTICE: BE ISPIELE FÜR „NATUR AUF ZE IT“

Abbildung 24: Besiedlung einer Abbauwand in einer Kiesgrube
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In Abbaustätten eingewanderte Arten spielen auch nach 

Abschluss des Abbaus eine Rolle. Im Regelfall sehen Ent-

scheidungen über die Zulassung von Abbauvorhaben eine 

Pflicht zur vollständigen Rekultivierung vor. Die Frage 

nach einer vollständigen oder teilweisen Verfüllung nach 

Abbauende ist jedoch unter Berücksichtigung der konkre-

ten naturschutzfachlichen Gegebenheiten, beispielsweise 

neu entstandener Sekundärhabitate und den rechtlichen 

Bestimmungen im Einzelfall zu klären. Hierbei werden die 

bestehenden Genehmigungen an veränderte Gegebenhei-

ten wie zum Beispiel das Vorkommen geschützter Arten 

dahingehend angepasst, dass die Rekultivierungsverpflich-

tungen entsprechend den biotop- oder artenschutzrechtli-

chen Erfordernissen reduziert werden.

ZIELE UND MASSNAHMEN

Bei Abbauvorhaben ist grundsätzlich die Ansiedlung ge-

schützter Arten in die neu geschaffenen Lebensräume 

gewünscht. Vor der Zulassung von Rohstoffabbau ist da-

her der Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrags 

der zuständigen Behörde mit den jeweiligen Betriebsin-

habern zum Umgang mit Vorkommen geschützter Arten 

in der Abbaustätte zu prüfen. Sofern es sich im Zug des 

Rohstoffabbaus nicht vermeiden lässt, gegen artenschutz-

rechtliche Verbote zu verstoßen, ist die Möglichkeit einer 

Ausnahmegenehmigung gemäß § 45 Absatz 7 BNatSchG 

unter den dort genannten Voraussetzungen zu prüfen.

M27: PRÜFUNG DER MÖGLICHKEITEN PR AK TIK ABLER UND RECHTSSICHERER LÖSUNGEN 
	 FÜR DIE BETRIEBE ZUR FÖRDERUNG DER B IOLOGISCHEN VIELFALT IN ABBAUSTÄT TEN 

4 .3 . 2 B IOTOPVERBUND

In der Naturschutzstrategie Baden-Württemberg hat sich 

das Land vorgenommen, unter bestimmten Voraussetzun-

gen Abbaustätten als Trittsteine und Ausbreitungsinseln 

für Tier- und Pflanzenarten in den landesweiten Biotopver-

bund einzubeziehen.

 

Abbaustätten können während des Abbaus und nach dem 

Abbau naturschutzfachlich relevante Funktionen über-

nehmen.

 

Für neue Abbaustätten und Abbauerweiterungen soll-

te daher stets geprüft werden, ob und wie diese für den 

Biotopverbund oder die Biotopvernetzung genutzt werden 

können. Dabei können wünschenswerte und naturschutz-

fachlich begrüßenswerte Synergien entstehen. Um langfris-

tig einen funktionalen Biotopverbund zu entwickeln bezie-

hungsweise aufrecht zu erhalten, müssen die Kernflächen 

dauerhaft erhalten werden. Ist dies im Zuge einer Rohstoff-

gewinnung nicht möglich, müssen geeignete Ersatzflächen 

geschaffen werden.

Abbildungen 25 und 26: Entwicklung von Feuchtbiotopen in Steinbrüchen
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Die Vorgaben für die Realisierung des Biotopverbundes 

sind in § 21 Absatz 3 BNatSchG definiert. Diese sind in 

Baden-Württemberg mit dem „Fachplan Landesweiter Bio-

topverbund“ gemeinsam mit dem in der fachlichen Zustän-

digkeit vom Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum 

und Verbraucherschutz Baden-Württemberg und FVA lie-

genden GWP beispielhaft umgesetzt. Diese stellen für die 

verschiedenen Anspruchstypen eine fachlich abgestimmte 

Gebietskulisse in Form von Kernflächen und Suchräumen 

für notwendige Verbundmaßnahmen beziehungsweise 

definierte Wildtierkorridore dar. In § 22 Absatz 2 Satz 1 

NatSchG ist festgeschrieben, dass diese Grundlage für den 

landesweiten Biotopverbund von allen Planungsträgern bei 

ihren Planungen zu berücksichtigen ist. Der Biotopverbund 

ist gemäß § 22 Absatz 4 Satz 1 NatSchG im Rahmen der 

Regionalpläne und der Flächennutzungspläne soweit erfor-

derlich und geeignet jeweils planungsrechtlich zu sichern. 

§ 21 Absatz 4 BNatSchG bleibt unberührt. Die Träger der 

Regionalplanung haben nach § 10 NatSchG im Rahmen 

der Landschaftsplanung den landesweiten Biotopverbund 

weiter auszuformen. 

 

Ziel des „Fachplans Landesweiter Biotopverbund“ ist es 

– neben der nachhaltigen Sicherung heimischer Arten, 

Artengemeinschaften und ihrer Lebensräume – funktions-

fähige, ökologische Wechselbeziehungen in der Landschaft 

zu bewahren, wiederherzustellen und zu entwickeln. Der 

Biotopverbund soll auch zur Verbesserung des Zusam-

menhangs des Netzes „Natura 2000“ beitragen. Er gewähr-

leistet in unseren stark zersiedelten und zerschnittenen 

Landschaften den genetischen Austausch zwischen den 

Populationen und ermöglicht Ausbreitungs- und Wieder-

besiedlungsprozesse.

 

Der „Fachplan Landesweiter Biotopverbund“ bezieht sich 

bislang schwerpunktmäßig auf das Offenland. Fließgewäs-

ser werden voraussichtlich Anfang 2021 ebenfalls einbezo-

gen (Biotopverbund Gewässerlandschaften = Fließgewässer 

und Auen). Für den großräumigen Verbund von Wald

flächen und Wildtieren mit einem Lebensraumschwer-

punkt im Wald wurde die abgeschlossene Fachplanung des 

Generalwildwegeplans Baden-Württemberg in das Konzept 

für den landesweiten Biotopverbund übernommen.

 

Der Biotopverbund besteht somit aus mehreren sich ergän-

zenden Biotopverbundkulissen, um spezifischen Anforde-

rungen der Fauna und Flora an Wanderung und Austausch 

von Populationen gerecht zu werden. Im Offenland, also 

außerhalb von Wald und Siedlung, besteht die Planungs-

grundlage bislang aus den nachstehenden drei verschiede-

nen Anspruchstypen, die 2021 mit dem Modul Gewässer-

landschaften ergänzt werden:

04  NAC HHALT I GE UN D RESSOURCENSC HONEN DE ROHSTOFFGE W INNUNG

Abbildung 27: Beispiel aus dem derzeitigen „Fachplan Landesweiter Biotopverbund“ (Geobasisdaten © LGL, www.lgl-bw.de; Grundlage: 
Daten aus dem Umweltinformationssystem (UIS) der LUBW Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg)
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•	 der trockene Standort steht für Lebensräume wie bei-

spielsweise Magerrasen oder offene Sandbiotope,

•	 der feuchte Standort steht für Lebensräume wie beispiels-

weise Nasswiesen oder Hochstaudenfluren,

•	 der mittlere Standort steht für Lebensräume wie beispiels

weise Mähwiesen oder Streuobst.

 

Der im „Fachplan Landesweiter Biotopverbund“ nachricht-

lich übernommene Generalwildwegeplan zeigt die für die 

Vernetzung der vor allem im Wald lebenden heimischen 

Säugetiere wie beispielsweise Wildkatze oder Rothirsch 

notwendigen Verbindungskorridore an. Damit sind aber 

auch wichtige ökologischen Funktionen wie Vektortrans-

port (Ausbreitung von Pflanzen und Tieren mittels Wildtie-

ren) und Habitatbildung (Öko-Ingenieure) für viele weitere 

anspruchsvollere Arten eng verknüpft, die sich unmittelbar 

auf das gesamte ökologische System und die Biodiversität 

auswirken.

 

Nicht alle Arten sind auf dieselben Maßnahmen im Bio-

topverbund angewiesen. Die Biotopverbundplanung im 

Offenland fokussiert sich auf Arten, die wenig mobil sind 

und nur geringe Entfernungen überwinden können. Das 

sind beispielsweise bestimmte Amphibien und Reptilien, 

Wildbienen und Schmetterlinge. Dagegen werden Vögel im 

„Fachplan Landesweiter Biotopverbund“ nicht berücksich-

tigt. Wildtierkorridore sind notwendig für die großräumige 

Vernetzung der Waldlebensräume.

 

Die unterschiedliche Mobilität von Arten wird durch die 

unterschiedliche Distanz in der Vernetzung von Lebens-

räumen abgebildet. So enthält der Fachplan Kernflächen 

und Kernräume, die das Grundgerüst des Biotopverbunds 

bilden. Die Quellpopulationen von Tieren und Pflanzen 

können sich von hier ausbreiten und austauschen. Der 

Erhalt und die Pflege der Kernflächen und Kernräume ist 

der Ausgangspunkt für die Stärkung des Biotopverbunds. 

Die Suchräume mit den Distanzen 500 Meter und 1.000 

Meter sind für Trittsteine geeignet, welche die Vernetzung 

der Lebensräume verbessern und die Durchgängigkeit der 

Landschaft erhöhen. Durch Trittsteine können viele Arten 

weiter entfernt liegende Lebensräume erreichen. Trittsteine 

sind beispielsweise Säume oder Blühstreifen entlang von 

Wegen, Äckern, Wäldern oder Gewässerrändern aber auch 

Gräben und Steinriegel. Sie müssen an die Bedürfnisse der 

jeweiligen Zielarten und deren Ausbreitungspotenzial an-

gepasst sein.

 

Für die hier beschriebenen Biotopverbundtypen im Offen-

land und den Wildtierkorridor können je nach spezifischer 

Anforderung Siedlung, Wald, Offenland, aber auch große 

Wasserflächen eine Barriere darstellen, die im Zuge der 

Ausbreitung und des genetischen Austausches von Arten 

nicht überwunden werden können. So sind im „Fachplan 

Landesweiter Biotopverbund“ nur die Suchraumverbin-

dungen dargestellt, die keine als Barriere definierte Fläche 

überwinden müssen. Die Verkehrsinfrastruktur stellt als 

potenziell überwindbare Struktur im Sinne des „Fachplans 

Landesweiter Biotopverbund“ keine unüberwindbare Bar-

riere dar. Beim GWP hingegen können die Auswirkungen 

durch verkehrsbedingte Mortalität in den Wildtierkorri-

doren bedeutend sein. In der Folge entstand daher unter 

anderem die Erarbeitung der Landeskonzeption Wieder-

vernetzung der Straßenbauverwaltung mit den landesweit 

wichtigsten Streckenabschnitten zur Wiedervernetzung.

 

Rohstoffabbaustätten können je nach Lage, Größe und 

Funktion im landesweiten Biotopverbund neue wertvolle 

Vernetzungsstrukturen ermöglichen, wichtige Trittsteine 

sein oder auch eine Barrierewirkung entfalten. Die Funkti-

onalität einer Rohstoffabbaustätte im Biotopverbund ist bei 

einer Konkretisierung der Biotopverbundplanung für den 

jeweiligen Anspruchstyp (im Offenland trocken, mittel, 

feucht, Gewässerlandschaften, Wildtierkorridor) zu klären. 

Da der „Fachplan Landesweiter Biotopverbund“ Planungs-

grundlage für den Biotopverbund im Offenland und die 

Wildtierkorridore ist, sind per Definition Rohstoffabbau

stätten, die im Wald liegen, genauso wie Wasserflächen 

größer 1 Hektar eine Barriere, die von wenig mobilen Arten 

nicht überwunden werden können.

 

Rohstoffabbaustätten können neue Lebensräume schaffen, 

sogenannte Sekundärbiotope, wie etwa Baggerseen als Le-

bensraum für Amphibien oder auch Brutplätze in Steilwän-

den für den Uhu. Steinbrüche können mit den vielfältigen 

Rand- und Saumstrukturen geeignete Habitate für bei-

spielsweise die Schmetterlingsart Spanische Flagge bieten 

und für wenig mobile Arten des Offenlands (beispielsweise 
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Der ehemalige Kalksteinbruch „Sauloch“ im Kuppenhei-

mer Wald ist eine bedeutsame Kernfläche trockener Stand-

orte in der Gemeinde Kuppenheim. Die Steilwand mit den 

offenen Felsbildungen ist als geschütztes Biotop erfasst. 

Die Bedeutung als Lebensraum für geschützte Arten, ei-

nige Pflanzenarten stehen auf der Vorwarnliste der Roten 

Liste Baden-Württemberg, wird auch durch das Vorkom-

men der gefährdeten, trockenheits- und wärmeliebenden 

Schlingnatter (Coronella austriaca) hervorgehoben.

 

Im Umfeld seiner bis zu zehn Meter hohen, überwiegend 

nach Westen bis Südwesten exponierten Steilwand ist die 

Fläche des Steinbruchs stark mit Gehölzen bewachsen, 

weist aber auch noch offene Bereiche mit Gesteinsschutt 

auf. Hier sollten die Sukzessionsgehölze entfernt werden, 

um die besonnten Bereiche freizuhalten. Denkbar sind 

auch die Schaffung weiterer offener Felsbiotope durch Ab-

tragung der vorhandenen Bodenschicht oder die punktu-

elle Anlage von Kleingewässern oder Totholzhaufen. Ziel 

aller Einzelmaßnahmen ist die Erhaltung beziehungswei-

se Schaffung offener, möglichst stark besonnter Standorte 

insbesondere im Bereich offener Felsbiotope wie der Steil-

wand oder der Gesteinsschutthalden.

BEST PR ACTICE: EHEMALIGER K ALKSTEINBRUCH

Für den Rohstoffabbau bedeutet dies, dass im Rahmen der 

Antragstellung zunächst zu prüfen ist, ob die für den Abbau 

vorgesehene Fläche die Gebietskulisse des Biotopverbunds 

tangiert oder zumindest nicht mehr als 1.000 Meter – dem 

Höchstabstand der ausgewählten Kernflächen untereinan-

der – von dieser entfernt liegt (sogenannte Suchräume). Da 

sich die Funktionalität des Landesweiten Biotopverbunds 

nur unter Einbeziehung regionaler und lokaler Maßstabs

ebenen funktional entwickeln/erhalten lässt, sind diese in 

einem weiteren Schritt zu prüfen.

 

Neben der Lage ist die Nachfolgenutzung für die Funktion 

von Abbauflächen für den landesweiten Biotopverbund 

entscheidend. Voraussetzung für die besondere planerische 

Berücksichtigung von Abbaustellen bei der Umsetzung des 

Biotopverbundes sind genaue Kenntnisse über Vorkommen 

geschützter Biotope, Lebensraumtypen oder Arten in der 

Abbaustelle. Dabei ist die Einbindung der Biotopverbund-

flächen im lokal angrenzenden Umfeld als auch an die 

überregionalen Biotopverbundachsen zu berücksichtigen.  

Die Anbindung einer Abbaustelle an den Biotopverbund 

erfordert eine den Bedürfnissen des Standortes (Offenland 

trocken, mittel, feucht, Gewässerlandschaften oder Wild-

tierkorridor) oder des Artvorkommens (biotopverbundrele-

vante Arten) angepasste Entwicklung, Renaturierung oder 

Rekultivierung. 
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für ausgewählte Schmetterlings- oder Heuschreckenarten) 

eine Barriere darstellen. Ausgedehnte Nassabbauflächen 

wiederum können für terrestrische Arten insbesondere 

in Folge kumulativer Beeinträchtigungen zum Hindernis 

werden. Besonders stillgelegte, nicht oder nur teilweise ver-

füllte Abbaustätten oder verfüllte Abbaustätten, an deren 

Oberfläche eine naturschutzorientierte Folgenutzung statt-

findet, können oft mit verhältnismäßig geringem Aufwand 

eine wichtige Rolle für den Naturschutz und den Biotop-

verbund übernehmen. Teilweise enthalten bereits auch im 

Betrieb befindliche Steinbrüche geeignete Lebensräume 

oder Brutplätze für bestimmte Arten. Generell ist die Be-

deutung und Funktion einer Rohstoffabbaustätte für den 

Biotopverbund im Einzelfall und konkret vor Ort zu prüfen 

und zu bewerten. Der „Fachplan Landesweiter Biotopver-

bund“ mit dem GWP gibt hierfür als Planungsgrundlage 

einen verbindlichen fachlichen Rahmen vor.
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Im Hinblick auf die mit dem Biotopverbund verfolgten Zie-

le sollten die Potenziale der jeweiligen Abbaustätten sowie 

die Genehmigungsauflagen beziehungsweise entsprechen-

de Maßnahmenkonzeptionen die Verbundfunktion jetzt 

und in Zukunft sicherstellen können, sofern dies natur-

schutzfachlich sinnvoll möglich ist.

 

Die Aspekte des Biotopverbunds sind nach Maßgabe des 

§ 22 Absatz 2 Satz 1 NatSchG bereits bei der Rohstoffvor-

sorge in den Regionalplänen zu berücksichtigen. In der 

Gesetzesbegründung zum NatSchG wird dazu ausgeführt: 

„Der Biotopverbund ist auch von den Trägern der Regio-

nalplanung bei den Regionalplänen (Fortschreibungen, 

Teilfortschreibungen) zu berücksichtigen.“. Prinzipiell kön-

nen Flächen nur dann als Kernflächen im „Fachplan Lan-

desweiter Biotopverbund“ berücksichtigt werden, wenn sie 

den im Arbeitsbericht zum „Fachplan Landesweiter Biotop-

verbund“ benannten Kriterien entsprechen. 

 

Flächen, die nicht den Definitionen des Fachplans entspre-

chen, können aber auch als Trittsteine oder Verbundelemen-

te bei einer Konkretisierung und Umsetzung des „Fachplans 

Landesweiter Biotopverbund“ auf kommunaler Ebene in 

den Biotopverbund integriert werden und eine wichti-

ge Funktion im Verbund übernehmen, wie beispielsweise 

Blühflächen, Blühstreifen oder Waldsäume und Hecken.

ZIELE UND MASSNAHMEN

Die bisher im „Fachplan Landesweiter Biotopverbund“ 

ausgewiesenen Rohstoffabbaustätten mit Barrierendefi-

nition sollen im Zuge der Aktualisierung der Fachplan

kulisse durch die LUBW überprüft und gegebenenfalls 

korrigiert werden, sodass diese Bereiche bei der Umset-

zung des Biotopverbundes berücksichtigt werden können.

M28: ÜBERPRÜFUNG DER BARRIERENDEFINIT ION BEI ROHSTOFFABBAUSTÄT TEN IM B IOTOPVERBUND

4.4 ROHSTOFFABBAU UND NACHNUTZUNG

Die Festlegung wertvoller, ausgleichender und umweltver-

träglicher Nachnutzungen oder der Wiederherstellung des 

Ausgangszustands im Rahmen der Genehmigung eines 

Gewinnungsvorhabens kann sich zum einen positiv auf 

die ökologische Gesamtbilanz von Rohstoffabbaustätten 

auswirken, zum anderen die Akzeptanz für das Gesamtvor-

haben erhöhen.

 

4.4 .1 HANDLUNGSSPIELR ÄUME

Im Regelfall sehen Abbaugenehmigungen eine Pflicht zur 

vollständigen Rekultivierung vor. Über die Art der Wieder-

nutzbarmachung von Flächen nach Abschluss der Rohstoff-

gewinnung wird in der Genehmigung entschieden. Die 

Nachnutzung der Abbaustätten (nach Abschluss von Ab-

bau und Rekultivierung oder Renaturierung) ist dabei nicht 

verbindlich geregelt. Die Rekultivierungsart gibt jedoch in 

der Regel Hinweise auf die mögliche Nachnutzung.

 

 

Unabhängig davon, ob der Abbaubereich teilweise oder 

vollständig verfüllt werden soll, können die Flächen nach 

dem Rohstoffabbau zahlreichen verschiedenen Nutzungen 

zugeführt werden, wie beispielsweise:

•	 Zurückführung zur ursprünglichen Nutzung wie zum 

Beispiel Landwirtschaft und Forstwirtschaft (Rekultivie-

rung)

•	 natürliche Sukzession (Renaturierung), Biotop

•	 weitere gewerbliche Nutzung der Aufbereitungs- und 

Verarbeitungsanlagen

•	 anderweitige Bebauung, zum Beispiel als Wohngebiet, 

Gewerbegebiet, Windenergie- oder Photovoltaikanlage

•	 Landschafts- oder Erholungssee, Badesee, Bootsport

 

Rechtliche Rahmenbedingungen für die Rekultivierung 

werden beispielsweise im Landeswaldgesetz (LWaldG) 

oder bei der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung vorge-

geben, die unter Umständen mit der Durchführung natur-

schutzoptimierter Gestaltungen konkurrieren können.
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Die Festlegungen zur Nachnutzung sollten im Hinblick auf 

die teilweise sehr langen Betriebsphasen von Rohstoffge-

winnungsstellen dynamisch angelegt werden, damit Zulas-

sungsverfahren dadurch nicht länger dauern und flexibel 

auf die Entwicklung reagiert werden kann.

 

Eine Möglichkeit zur Festlegung von Nachfolgenutzungen 

bieten Prozessschutzgebiete. Prozessschutzgebiete sind bei-

spielsweise Kernzonen von bestehenden und geplanten 

Großschutzgebieten. In die Prozesse dieser Ökosysteme 

wird nicht eingegriffen. Rohstoffabbaustätten sind grund-

sätzlich für den Prozessschutz geeignet, sofern sie in Rich-

tung Wald oder offene Wasserflächen entwickelt werden 

sollen und keine anderen Schutzziele und Schutzzwecke 

entgegenstehen. In Baden-Württemberg wurde das Natur-

schutzgebiet „Kohlplattenschlag“ bereits während des Roh-

stoffabbaus ausgewiesen.

Die ehemalige Kiesgrube Graben-Neudorf im Landkreis 

Karlsruhe, in welcher von 1974 bis zum Jahr 1994 Abbau 

stattgefunden hat, wurde bereits im Jahr 1984 als Natur-

schutzgebiet ausgewiesen. Das Gebiet ist ein umzäuntes 

Schutzgebiet, dessen Natur lediglich durch drei Beobach-

tungsstationen entlang eines Rundwegs beobachtet wer-

den kann. Die Fläche wurde der natürlichen Entwicklung 

überlassen. Flachwasserzonen, Kiesinseln, Lagunen et 

cetera wurden während des Abbaus in den einzelnen Ab-

bauabschnitten angelegt. Das Naturschutzgebiet „Kohl-

plattenschlag“ gehört als Teil eines Vogelschutzgebiets 

zum Europäischen Schutzgebietsnetzwerk Natura 2000.

BEST PR ACTICE: NATURSCHUTZGEBIET „KOHLPL AT TENSCHL AG“

ZIELE UND MASSNAHMEN

Die gesetzlichen und untergesetzlichen Rahmenbedin-

gungen sollen geprüft und – falls notwendig – so angepasst 

werden, dass anderweitige Ausgleichsanforderungen (zum 

Beispiel forstrechtlicher Ausgleich nach dem Landeswald-

gesetz et cetera) eine naturschutzoptimierte Gestaltung 

nicht verhindern. Diese Prüfung kann beispielsweise bei 

der Erarbeitung einer Landeskompensationsverordnung 

durch das Umweltministerium erfolgen.

M29: PRÜFUNG VON ÄNDERUNGEN DER VORGABEN IM NATURSCHUTZ- UND FORSTRECHT

Die Festlegungen zur Nachnutzung von Gewinnungsstät-

ten sind Einzelfallentscheidungen. Trotz der teilweise sehr 

langen Betriebsphasen von Rohstoffgewinnungsstellen 

wird den Zulassungsbehörden empfohlen, Festlegungen 

zur Nachnutzung bei der Zulassung des Rohstoffabbaus 

zu berücksichtigen beziehungsweise zu treffen. 

M30: VERBESSERTE BERÜCKSICHTIGUNG DER NACHNUTZUNG IM ZUL ASSUNGSVERFAHREN
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Wenn möglich und naturschutzfachlich sinnvoll soll in 

den Rekultivierungsplänen die Entwicklung von Prozess-

schutzflächen einbezogen werden. Bereits während der 

Abbauphase kann zudem durch gezieltes Management 

der Ablauf von dynamischen Prozessen begünstigt wer-

den. Alle im Prozess Beteiligten sollen in dieser Hinsicht 

verstärkt zusammenarbeiten.

M31: PROZESSSCHUTZGEBIETE WÄHREND UND NACH DEM ROHSTOFFABBAU
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4.4 . 2 (TE IL-)VERFÜLLUNG VON BAGGERSEEN

Die Folgenutzung von Abbauflächen und entstandenen 

Baggerseen ist für die Grundwasserbeschaffenheit sowie 

-hydraulik von großer Bedeutung. Die Verfüllung eines 

Baggersees mit fremdem Material birgt erhebliche Risiken, 

zum Beispiel einer schädlichen stofflichen Veränderung 

des Grundwassers.

 

Die (Teil-)Verfüllung von Baggerseen kann unter geeig-

neten Konstellationen in Einzelfällen in Betracht gezogen 

werden, beispielsweise zur Herstellung von ökologisch 

wertvollen Flachwasserzonen (siehe Kapitel 4.2.4) bezie-

hungsweise zum Zwecke einer anschließenden land- oder 

forstwirtschaftlichen Nutzung (siehe Kapitel 4.4.4).

 

Eine Wiederverfüllung von Kies- oder Baggerseen („Nass-

verfüllung“) ist nicht von vornherein verboten, stellt jedoch 

einen erheblichen Eingriff in ein Gewässer und das Gewäs-

serbett dar. Mit der Verfüllung wird ein bestehendes Ge-

wässer beseitigt, es handelt sich insoweit um einen Gewäs-

serausbau (§ 67 WHG), der einer Planfeststellung bedarf 

(§ 68 WHG).

 

Grundsätzlich gilt nach § 48 Absatz 1 WHG, dass eine Er-

laubnis für das Einbringen und Einleiten von Stoffen in das 

Grundwasser nur erteilt werden darf, wenn eine nachteilige 

Veränderung der Wasserbeschaffenheit nicht zu besorgen ist 

(Besorgnisgrundsatz). Demzufolge ist eine Nassverfüllung 

nur unter äußerst engen Voraussetzungen zulassungsfähig.

 

Das einzubringende Material muss dem entnommenen Ma-

terial in seinen physikalischen und chemischen Eigenschaf-

ten entsprechen. Schädliche Veränderungen der angrenzen-

den Grundwasserkörper müssen ausgeschlossen werden. 

Zur Sicherung dieser Qualitätsanforderungen muss das 

einzubringende Material engmaschigen Eigen- und Fremd-

kontrollen bezüglich seiner physikalischen und chemischen 

Eigenschaften, der Auslaugbarkeit und möglicher Umwand

lungsprozesse unterzogen werden. Es sollte möglichst 

homogen sein und aus nur einer Maßnahme stammen.

 

 

 

Auch wäre nachzuweisen und sicherzustellen, dass es 

durch die Verfüllung eines Kiessees nicht zu einem Auf-

stauen oder Absenken des Grundwasserspiegels oder zu 

einer Veränderung seiner Fließrichtung kommt (Plomben-

wirkung einer Verfüllung), was wiederum zu Vernässungen 

oder Trockenfallen von Bereichen führen kann.

 

Neben den wasserwirtschaftlichen und gewässerökologi-

schen Aspekten müssen Folgeschäden für Wasserversorger, 

Landwirte und Bürger ausgeschlossen werden. Dies gilt 

auch für spätere Zeitpunkte, wenn der Kiesabbau lange 

abgeschlossen ist und die entsprechende Firma eventuell 

nicht mehr existiert. 

 

Laut Leitfaden „Kiesgewinnung und Wasserwirtschaft“ 

kann „eine Verfüllung/Teilverfüllung von Baggerseen (…) 

nur in begründeten Ausnahmefällen bei starkem öffent

lichen Interesse zum Wohle der Allgemeinheit zugelassen 

werden“. In sehr wenigen Einzelfällen wurde in Baden

Württemberg eine Wiederverfüllung von kleineren Auf-

schlüssen mit geringer Fläche und Tiefe realisiert, wobei 

die Auflagen entsprechend hoch waren.
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4.4 .3 FORSTLICHE NACHNUTZUNG 

Rohstoffabbau findet häufig in bewaldeten Gebieten statt. 

Dabei können vielfältige Konflikte, sowohl mit den Interes-

sen der Waldbewirtschaftung, hinsichtlich der Erholungs-

funktion des Waldes sowie weiterer Auswirkungen einer 

möglichen Rohstoffgewinnung auf Flora und Fauna, das 

Landschaftsbild als auch Boden, Klima und Grundwasser 

entstehen. Auch wenn der Eingriff durch Rohstoffabbau 

nur temporär erfolgt, bedarf es für die Zulassung einer Ge-

winnungsstätte auch in bewaldeten Gebieten der Überprü-

fung der Notwendigkeit von Eingriffs- und Ausgleichsmaß-

nahmen.

 

Mit dem Leitfaden für die Eingriffs- und Ausgleichsbewer-

tung bei Abbauvorhaben der LfU im Auftrag des damaligen 

Ministeriums Ländlicher Raum Baden-Württemberg wurde 

im Jahr 1997 erstmals eine einheitliche Methodik zur Be-

wertung von Eingriffen in Natur und Landschaft vorgege-

ben. Der Leitfaden sieht als Ausgleich für Abbauvorhaben 

Möglichkeiten für Ersatzmaßnahmen oder Ausgleichsab

gaben vor.

 

Die Schrift „Forstliche Rekultivierung von Abbaustätten“ 

(Band 3 der Schriftenreihe Umweltberatung im ISTE) er-

läutert unter anderem die rechtlichen und planerischen 

Vorgaben der forstlichen Rekultivierung und bietet eine 

Anleitung zur technischen Rekultivierung. In der dritten 

Auflage von 2011 werden außerdem Erfahrungen in der 

Umsetzung des Leitfadens Forstliche Rekultivierung sowie 

Fallbeispiele aufgeführt.

 

Das LWaldG geht vom Grundsatz der Walderhaltung aus. 

Sobald Waldflächen zum Zwecke des Rohstoffabbaus vor-

übergehend in Anspruch genommen werden sollen (§ 11 

LWaldG), ist dieses Vorhaben immer mit einer vollstän-

digen forstlichen Rekultivierung im Sinne einer uneinge-

schränkten Bestandsrückgewähr verbunden. Innerhalb 

der Rekultivierungsfläche kann ein künftiger Offenland-

Biotopanteil von bis zu 10 Prozent akzeptiert werden.

 

Die befristete Umwandlung von Wald nach § 11 LWaldG, 

zum Beispiel zum Zwecke des Rohstoffabbaus, zieht eine 

vollständige forstliche Rekultivierung nach sich. In der 

„Gesamtkonzeption Waldnaturschutz ForstBW mit den 

Waldnaturschutzzielen 2020“ wird als Ziel unter anderem 

der Erhalt und die Förderung von lichten Waldbiotopen 

(Ziel 3) genannt.

 

Dauerhafte Waldumwandlungen nach § 9 LWaldG können 

erforderlich werden, zum Beispiel bei einem Nassabbau 

und bei nicht forstlicher Folgenutzung wie beispielsweise 

bei der Einrichtung von Gewerbegebieten oder Freizeitein-

richtungen oder wenn Betriebsanlagen über 25 Jahre fort-

bestehen. Soweit die nachteiligen Wirkungen einer Wald-

umwandlung nicht ausgeglichen werden können, ist eine 

Walderhaltungsabgabe zu entrichten.

Baden-Württemberg

Im Jahr 2001 wurde auf der „Kollerinsel“ eine Auskiesung 

und umgehende partielle Wiederverfüllung mit vor Ort 

entnommenem Material und eine Nachnutzung der Flä-

che als Campingplatz genehmigt und in den Folgejahren 

umgesetzt. 

 

Auf Gemarkung Langenau im Donauried im Alb-Do-

nau-Kreis wurde 2015 die Verfüllung eines Baggersees 

vorgenommen. Das Verfüllmaterial stammte aus dem 

Aushubmaterial der Tunnelbauten in den Weißjurakalk-

schichten der DB-Neubaustrecke Wendlingen-Ulm. Das 

Aushubmaterial war unbelastet und wies in Bezug auf 

Chemismus und Durchlässigkeit ähnliche Eigenschaften 

auf wie das entnommene Material. Die Qualität des Mate-

rials wird durch kontinuierliche Kontrollen überprüft. Im 

Grundwasser konnten nach der Verfüllung bisher keine 

negativen Veränderungen festgestellt werden. Die verfüll-

ten und renaturierten Flächen wurden der Landwirtschaft 

zur Verfügung gestellt.

 

Langzeiterfahrungen mit Verfüllungen liegen in Baden

Württemberg nicht vor.

BEISPIELE AUS DER PR A XIS: VERFÜLLUNG VON BAGGERSEEN
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Damit das System der Bevorratung von Flächen für den 

forstrechtlichen Ausgleich auch greift, ist es erforderlich, 

dass geeignete Sukzessionsflächen auch identifiziert und 

erfasst werden. Dafür fehlen jedoch häufig die Ressourcen. 

Aus Sicht des Forstes sind Aufforstungen und nicht die Ein-

nahme von Waldausgleichsabgaben das primäre Ziel. Neue 

Methoden wie beispielsweise die Luftbildauswertung bie-

ten hier einen Lösungsansatz.

 

Im April 2014 hat das damalige Ministerium für Ländlichen 

Raum und Verbraucherschutz Baden-Württemberg für die 

unteren Verwaltungsbehörden eine Handlungsanleitung 

zum Verfahren der Bevorratung von Erstaufforstungsflä-

chen für den forstrechtlichen Ausgleich nach § 9 LWaldG 

herausgegeben. Anlass war der erhöhte Bedarf an bewalde-

ten Flächen für die Stromerzeugung durch Windenergie-

anlagen. Um die Flächen, welche für den forstrechtlichen 

Ausgleich zur Verfügung stehen, besser verwalten zu kön-

nen, wurde deshalb für die Identifikation und Bevorratung 

von ausgleichsfähigen Flächen dieses Verfahren eingeführt. 

Die Aufgaben der Flächenagentur Baden-Württemberg, die 

ursprünglich für die Planung und Koordination der Umset-

zung von Ökokonto-Maßnahmen eingerichtet worden ist, 

wurden entsprechend angepasst. 

ZIELE UND MASSNAHMEN

Es soll von Seiten der Forstverwaltung geprüft werden, 

inwieweit Gewinnungsstätten in Waldgebieten einen 

Beitrag für den Erhalt und die Förderung von lichten 

Waldbiotopen (Ziel 3 der „Gesamtkonzeption Waldna-

turschutz ForstBW mit den Waldnaturschutzzielen 2020“) 

leisten können.

Damit das Ziel, produktive landwirtschaftliche Flächen zu 

schonen, erreicht werden kann, ist es erforderlich, dass der 

forstrechtliche Ausgleich durch die Vorhabenträger gemäß 

der bestehenden Handlungsanleitung innerhalb der Flä-

chenagentur Baden-Württemberg geregelt wird. Für die 

Festsetzung des forstrechtlichen Ausgleichs ist die höhere 

Forstbehörde beim Regierungspräsidium zuständig. 

M33: VERSTÄRK TE NUTZUNG DER FL ÄCHENAGENTUR BADEN-WÜRT TEMBERG FÜR DEN 
	 FORSTRECHTLICHEN AUSGLEICH

M32: MÖGLICHE BE ITR ÄGE VON GEWINNUNGSSTÄT TEN FÜR DEN ERHALT UND DIE FÖRDERUNG 
	 BESTIMMTER WALDFORMEN

4.4 .4 L ANDWIRTSCHAF TLICHE NACHNUTZUNG

Auch landwirtschaftliche Interessen spielen in die Planung 

und Zulassung von Rohstoffabbaustätten hinein. Bei jeder 

oberflächennahen Rohstoffgewinnung müssen zwangsläu-

fig die Böden entfernt werden. Damit verliert ein Standort 

die für ihn charakterisierenden Bodenfunktionen. Der ur-

sprüngliche Zustand ist bis auf Weiteres gestört. Im Falle 

einer Entscheidung für den Rohstoffabbau ist die zentrale 

Forderung des Bodenschutzes deshalb eine optimale Lager-

stättenbewirtschaftung.

 

Leistungsfähige Böden spielen für die landwirtschaftliche 

Nutzung eine große Rolle. Die Flurbilanz bildet in Ba-

den-Württemberg seit mehr als 30 Jahren eine wichtige kar-

tografische Grundlage der Landwirtschaftsverwaltung für 

den Bereich der Agrarstruktur.

 

Die Flurbilanz Baden-Württemberg, bestehend aus Flä-

chenbilanz- und Wirtschaftsfunktionenkarte, wurde seit 

2005 sukzessive aufgebaut und liegt seit 2016 flächende-

ckend für alle Landkreise Baden-Württembergs vor. In der 

Flächenbilanzkarte werden die natürliche Ertragsfähigkeit 

und die Hangneigung der jeweiligen Flächen dargestellt. 

In der Wirtschaftsfunktionenkarte werden größere land-

wirtschaftliche Flächeneinheiten zu Fluren zusammen-

gefasst und nach natürlichen sowie landwirtschaftlichen 
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Gesichtspunkten in ihrer Bedeutung für landwirtschaftli-

che Betriebe, die Agrarstruktur und die Gesellschaft be-

wertet. Dadurch können Vorrangfluren abgegrenzt werden, 

welche langfristig den landwirtschaftlichen Betrieben zur 

Bewirtschaftung vorbehalten bleiben müssen, da diese 

Flächen die ökonomische Grundlage für eine nachhaltige 

Landwirtschaft in Baden-Württemberg darstellen. Die Flur-

bilanz dient damit als Entscheidungsgrundlage für unter-

schiedliche Planungen und Raumordnungsverfahren sowie 

zum nachhaltigen Schutz landwirtschaftlicher Fluren, land-

wirtschaftlicher Betriebe und der Kulturlandschaft.

 

Gegenwärtig verwenden die Träger der Regionalplanung 

die digitale Flurbilanz zur Fortschreibung der Regional

pläne. Zudem findet sie vereinzelt Anwendung bei der 

Fortschreibung von Flächennutzungsplänen. Sie ist darüber 

hinaus eine wichtige Datengrundlage für Raumordnungs-

verfahren und für Stellungnahmen der unteren Landwirt-

schaftsbehörden.

 

Auch nach der Gewinnung der Rohstoffe sind unter ande-

rem die Belange des Bodenschutzes zu beachten. Zweck 

des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) ist es, die 

Funktionen des Bodens zu sichern oder wiederherzustel-

len. Nach dem Rohstoffabbau sollte eine fachgerechte Re-

kultivierung der Eingriffsfläche eine weitgehende Wieder-

herstellung beeinträchtigter Bodenfunktionen ermöglichen 

oder diese sogar verbessern, sodass eine landwirtschaftliche 

Nutzung wieder ermöglicht wird. Entsprechende Festle-

gungen und Maßnahmen sind meist im Rekultivierungs-

plan enthalten.

In der Praxis konkurriert der Gedanke der Erhaltung und 

Wiederherstellung des Bodens nicht nur mit rohstoffwirt-

schaftlichen Anforderungen. Unabhängig von der boden-

kundlichen Situation vor der Rohstoffentnahme werden 

im Sinne des Naturschutzes gezielt Extremstandorte re-

kultiviert, die dann optimale Voraussetzungen für eine 

Biotopentwicklung bieten. Dies entspricht zwar nicht dem 

Erhaltungsziel des BBodSchG, das mit einer Rekultivierung 

im engeren Sinne die Erhaltung der Bodenfunktionen zum 

Ziel hat. Gesamtökologisch können solche abgewogenen 

Maßnahmen aber durchaus sinnvoll und im Interesse des 

Gemeinwohls sein.

 

§ 15 Absatz 3 BNatSchG sieht vor, dass bei der Inanspruch-

nahme von land- oder forstwirtschaftlich genutzten Flä-

chen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen agrarstruktu-

relle Belange zu berücksichtigen sind.

 

Für Ausgleichsmaßnahmen, unabhängig ob forstrechtlich 

oder naturschutzrechtlich, werden häufig landwirtschaft-

liche Flächen herangezogen. Waldflächen nehmen durch 

Ersatzmaßnahmen und natürliche Sukzession gegenüber 

landwirtschaftlich genutzten Flächen kontinuierlich zu. Die 

Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen für den na-

turschutz- und forstrechtlichen Ausgleich ist möglichst zu 

vermeiden oder gering zu halten.

ZIELE UND MASSNAHMEN

Von den jeweils zuständigen Zulassungsbehörden soll 

künftig auch geprüft werden, inwiefern – zur Reduzierung 

der Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen für 

den naturschutz- und forstrechtlichen Ausgleich – über 

einen Flächentausch Rekultivierungsflächen für Aus-

gleichsmaßnahmen herangezogen werden können und in 

welchem Ausmaß hiervon agrarstrukturelle Belange be-

troffen sind.

M34: PRÜFUNG DER MÖGLICHKEITEN ZUM FL ÄCHENTAUSCH
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Abbildung 28: Landwirtschaftliche Nutzung einer aufgefüllten Sandgrube
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In der breiten Öffentlichkeit sind Kenntnisse über die 

Verbreitung und Art der heimischen mineralischen Roh-

stoffvorkommen sowie das Wissen darüber, wofür diese 

Rohstoffe benötigt und wo sie eingesetzt werden, in den 

Hintergrund geraten, obwohl vielfältige Rohstoffinformati-

onen zugänglich sind. Es fehlt vielfach an einem Bewusst-

sein darüber, wie man vom Rohstoff zum fertigen Produkt 

kommt und welche Wertschöpfung damit einhergeht.

 

Während Interessengegensätze früher hauptsächlich zwi-

schen Naturschutzverbänden und den Gewinnungsbe-

trieben bestanden, lässt sich heute eine Verlagerung der 

Gegensätze in Richtung einer generell schwindenden Ak-

zeptanz für die heimische Rohstoffgewinnung beobachten. 

Dies hängt vielfach mit dem damit verbundenen LKW-Ver-

kehr, den einhergehenden Umweltbeeinträchtigungen und 

lang andauernden oder dauerhaften Veränderungen im 

Landschaftsbild zusammen.

 

Sorge vor Wertverlust von Grundstücken, vor Beeinträch-

tigungen der Gesundheit, vor Veränderungen im Land-

schaftsbild aufgrund von historischen Vorbelastungen 

führen zu einer kritischen Haltung gegenüber der Rohstoff-

gewinnung bis zu ihrer vollständigen Ablehnung. Das Nim-

by-Phänomen, das heißt die Haltung, dass Veränderungen 

zwar grundsätzlich zu begrüßen seien, aber nicht im unmit-

telbaren Umfeld der Betroffenen stattzufinden haben („Not 

In My BackYard“), bringt neben fachlichen Argumenten 

zusätzlich emotionale Aspekte ins Verfahren. 

 

Eine Steigerung der Akzeptanz kann nur dann erreicht wer-

den, wenn es gelingt, auch den bestehenden Rohstoffbedarf 

und den Nutzen des Rohstoffabbaus für die Allgemeinheit 

zu vermitteln und die gesetzlich vorgegebenen Beteili-

gungsverfahren nutzt, die Belange von Bürgerinnen und 

Bürgern aufzunehmen und entsprechend der gesetzlichen 

Vorgaben sachgerecht zu berücksichtigen. Hierfür müssen 

geeignete Formen der Informations- und Wissensvermitt-

lung und Einbeziehung und Beteiligung der Bürgerinnen 

und Bürger genutzt werden.

 

Auch durch verbesserte Öffentlichkeitsarbeit der Unterneh-

men, der Wissenschaft und des Landes soll das Wissen und 

die Akzeptanz für Rohstoffgewinnung gesteigert werden. 

 

5.1 ÖFFENTLICHKEITSBETEIL IGUNG

Rohstoffgewinnung trägt dazu bei, den Bedarf an minerali-

schen Rohstoffen zu decken und bringt Wertschöpfung in 

alle Landesteile. Gleichzeitig verändert sie das Landschafts-

bild und hat Auswirkungen auf den Lebensraum. Ziel und 

Aufgabe des Landes Baden-Württemberg ist es, die Roh-

stoffversorgung sicherzustellen. Gleichzeitig melden sich 

Bürgerinnen und Bürger in den Gemeinden zu Wort und 

es treten vermehrt lokale Widerstände bis hin zu gericht-

lichen Verfahren auf. Die Anzahl von Petitionen, die auf 

lokale Bürgerinitiativen zurückgehen und die sich gegen 

Einzelvorhaben zur Rohstoffgewinnung richten, hat in den 

letzten Jahren deutlich zugenommen. Das Interesse der Öf-

fentlichkeit betrifft dabei teilweise bereits die Regionalpla-

nung und nicht mehr nur die Genehmigungsverfahren. Das 

zeigt, dass es den Wunsch nach Transparenz, Information, 

Dialog bis hin zur Konfliktklärung gibt. Diesen aufzugrei-

fen und bereits im Vorfeld konkreter Abbauvorhaben die 

Kommunikation aufzunehmen, eröffnet den Unternehmen 

neue Chancen auf Akzeptanz und frühzeitigen Ausgleich 

der Interessen.

 

Viele Unternehmer kommunizieren bereits heute ihre Tä-

tigkeiten in Rohstoffgewinnung und -verarbeitung sowie 

die Wirkung ihrer Tätigkeit für Wirtschaft, Gesellschaft 

05 Kooperation und Kommunikation

LE ITL INIE:

Akzeptanz setzt Wissen voraus. Nur wenn Bürgerinnen 

und Bürger von Anfang an über Sinn und Zweck der 

Gewinnung heimischer mineralischer Rohstoffe infor-

miert sind, können trotz divergierender Interessen von 

Unternehmen der Rohstoffwirtschaft, Nachbarn und 

Verbänden in konkreten Sachverhalten sachgerechte 

Entscheidungen getroffen werden.
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und Umwelt. Es gibt erfolgreiche Beispiele, bei denen 

durch intensive Kommunikation der rohstoffgewinnenden 

Wirtschaft mit der Öffentlichkeit Konflikte entschärft und 

Kompromisse gefunden werden konnten. Es muss jedoch 

auch festgestellt werden, dass es sich nicht um ein kon-

sensuales Verfahren zur Festlegung und Genehmigung von 

Abbauflächen handelt. Die Unternehmen haben teils An-

spruch auf Genehmigung, wenn die fachlichen Vorausset-

zungen vorliegen oder Anspruch auf fehlerfreie Ermessens

entscheidung durch die jeweilige Genehmigungsbehörde. 

Am Beispiel von KIWI „Kieswirtschaft im Dialog“ in der 

Region am Oberrhein zeigt sich, wie durch offensive Betei-

ligung der Öffentlichkeit die Unternehmer auf ihre positi-

ven Beiträge für die Umwelt in der Umgebung aufmerksam 

machen und durch Dialog Konflikte entschärfen können.

Gleichzeitig werden die Rolle und die Aufgaben der Be-

hörden sowie die Arbeit von Zulassungs- und Fachbehör-

den hinsichtlich des Prüfumfangs und des Ablaufs des 

Verfahrens häufig nicht transparent genug dargestellt. Sie 

sind somit der Öffentlichkeit oft nicht ausreichend bekannt 

und damit nicht nachvollziehbar. Bei der Planung und Zu-

lassung von Rohstoffgewinnungsstellen sollten die Ziel-

konflikte und der Abwägungsprozess von den Behörden 

gegenüber der Öffentlichkeit klar dargestellt werden. Zur 

Aufklärung gerade auch in der Bevölkerung ist es erfor-

derlich, dass mit größtmöglicher Transparenz agiert wird. 

Dabei sind Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der Unter-

nehmen jedoch zu wahren.

Für die damals geplante Erweiterung des Niederrimsinger 

Baggersees wurde im Juni 2017 ein „Runder Tisch“ einge-

richtet mit Repräsentanten der Kies-, Beton- und Asphalt-

wirtschaft sowie Sprechern der Bürgerinitiative Nieder-

rimsingen Lebenswert und anderen Interessenvertretern. 

Der „Runde Tisch“ wurde von zwei erfahrenen Modera-

toren geleitet. Erörtert wurden alle Fragen rund um den 

Baggersee, unter anderem Fragen des Naturschutzes, der 

Bademöglichkeit, der Sicherheit und der ausufernden wil-

den Nutzung des Sees als Partytreffpunkt. Die Ergebnisse 

der „Runden Tische“ wurden bei einer Bürgerversamm-

lung vorgestellt. 

Aus diesem „Runden Tisch“ wurde die Initiative „KIWI – 

Kieswirtschaft im Dialog“ entwickelt, zu der sich über 20 

baustoffproduzierende Unternehmen aus den Bereichen 

Sand und Kies, Betonfertigteile, Transportbeton, Asphalt 

sowie Recycling am Oberrhein zusammengeschlossen 

haben. Die Gründungs- und Auftaktveranstaltung hier-

zu hat am 4. Juni 2018 stattgefunden. Die Initiative sucht 

aktiv das Gespräch mit Bürgern, Behörden und Politik, 

um Informationen zu vermitteln und Verständnis für ihre 

Sparte der Rohstoffindustrie zu wecken. 

Der Arbeitskreis KIWI ist im Ausschuss für Öffentlich-

keitsarbeit des ISTE angesiedelt. 

BEST PR ACTICE: K IWI „K IESWIRTSCHAF T IM DIALOG“ IN DER REGION OBERRHEIN

Die Öffentlichkeitsbeteiligung trägt im Zusammenhang 

mit der Planung und Zulassung von Rohstoffvorhaben we-

sentlich dazu bei, die Transparenz der Verfahren zu ver-

bessern, die Qualität von Entscheidungen zu steigern und 

deren Akzeptanz zu erhöhen – auch wenn Verfahrensak-

zeptanz noch keine Akzeptanz für die Gewinnungsstätte in 

der Nachbarschaft bedeutet.

 

Planfeststellungsverfahren gehören grundsätzlich zu den 

Verfahren mit förmlicher Öffentlichkeitsbeteiligung. Diese 

wird nach der Antragstellung des Vorhabenträgers von der 

Behörde durchgeführt. Daneben gibt es weitere Möglich-

keiten zur Bürgerbeteiligung und zwar mittels einer frühen 

Öffentlichkeitsbeteiligung und einer nicht-förmlichen Öf-

fentlichkeitsbeteiligung.

 

Mit der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung haben die Vorha-

benträger die Möglichkeit, über ihre Vorhaben von überge-

ordneter Bedeutung schon frühzeitig und vor Beginn des 

eigentlichen Verfahrens die Öffentlichkeit zu informieren 

und in die Planung mit einzubeziehen. Die frühe Öffent-

lichkeitsbeteiligung kann freiwillig oder verpflichtend sein. 
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Verpflichtend ist sie bei Vorhaben, für deren Zulassung ein 

Planfeststellungsverfahren und/oder eine Umweltverträg-

lichkeitsprüfung durchzuführen ist (siehe § 2 Umweltver-

waltungsgesetz (UVWG)). Gerade die verpflichtende frühe 

Öffentlichkeitsbeteiligung für besonders umweltrelevante 

Vorhaben ist ein wesentliches Element einer dialogorien-

tierten Projektplanung. Für das Land als Vorhabenträger 

ist die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung bei beteiligungs-

relevanten Vorhaben nach der Verwaltungsvorschrift der 

Landesregierung zur Intensivierung der Öffentlichkeitsbe-

teiligung in Planungs- und Zulassungsverfahren (VwV Öf-

fentlichkeitsbeteiligung) grundsätzlich verbindlich. Ist die 

frühe Öffentlichkeitsbeteiligung nicht verpflichtend, wirkt 

die zuständige Behörde beim Vorhabenträger bei Vorhaben, 

die nicht nur unwesentliche Auswirkungen auf die Belange 

einer größeren Zahl von Dritten haben können, darauf hin, 

eine solche frühe Öffentlichkeitsbeteiligung durchzufüh-

ren (§ 25 Absatz 3 Landesverwaltungsverfahrensgesetz).

 

Die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung soll vor der Antrag-

stellung durchgeführt werden, auch wenn hier konkrete 

Informationen über das jeweilige Projekt oft noch fehlen. 

Der Vorhabenträger sollte möglichst früh den Kontakt zur 

Öffentlichkeit suchen.

 

Die nicht-förmliche Öffentlichkeitsbeteiligung, die durch 

den Vorhabenträger durchgeführt wird, erfolgt nach der 

Antragstellung und nach der frühen Öffentlichkeitsbe-

teiligung, soweit eine solche durchgeführt wurde. Sie ist 

ergänzend zum formellen Verfahren der Öffentlichkeits-

beteiligung in Zulassungsverfahren vorgesehen. Auf die 

nicht-förmliche Öffentlichkeitsbeteiligung kann verzichtet 

werden, wenn die frühe und die förmliche Öffentlichkeits-

beteiligung als ausreichend angesehen werden (siehe hierzu 

VwV Öffentlichkeitsbeteiligung).

 

Wichtig ist in diesem Zusammenhang die Verzahnung der 

frühen und nicht-förmlichen Öffentlichkeitsbeteiligung mit 

dem Verwaltungsverfahren. Die Erkenntnisse der frühen 

und der nicht-förmlichen Öffentlichkeitsbeteiligung sollen 

von den Behörden im Verfahren erfasst, in der Entschei-

dung dargestellt und auch gewürdigt werden.

 

 

Die gesetzlich vorgesehenen Fristen sowie die Möglichkei-

ten zur Terminsetzung seitens der Behörden bieten ausrei-

chend Gestaltungsspielraum für eine erfolgreiche Beteili-

gung. Im Hinblick auf das Bedürfnis der Rohstoffindustrie 

nach einer verlässlichen Planungssicherheit ist eine Verzö-

gerung von Zulassungsverfahren durch zusätzliche Betei-

ligungsfristen nicht zielführend und daher zu vermeiden.

 

Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange, sowie der 

Öffentlichkeit ist in Verfahren zur Aufstellung, Fortschrei-

bung oder Änderung eines Regionalplans in § 9 Absatz 2 

ROG vorgesehen und wird auch so praktiziert. Aufgabe der 

Raumordnung ist die überörtliche und fachübergreifende 

Planung. Unterschiedliche Anforderungen an den Raum 

sind aufeinander abzustimmen und die auf der jeweiligen 

Planungsebene auftretenden Konflikte sind auszugleichen 

sowie Vorsorge für einzelne Nutzungen und Funktionen 

des Raums zu treffen. Bei der Festlegung von Rohstoff

abbau- und -sicherungsgebieten in der Regionalplanung 

sind die Belange der Rohstoffsicherung und Rohstoffver-

sorgung mit anderen raumbedeutsamen Nutzungen und 

Vorhaben sowie vor allem mit der Siedlungsentwicklung, 

den Erfordernissen des Natur- und Umweltschutzes, der 

Landschaftserhaltung, der Land- und Forstwirtschaft, des 

Bodenschutzes, der Wasserwirtschaft, der Erholung und 

sonstiger (auch ökologischer) Belange und mit dem ihnen 

jeweils zukommenden Gewicht abzustimmen und abzuwä-

gen. § 7 Absatz 1 Satz 2 ROG ermöglicht die Festlegung 

von Folge- oder Zwischennutzungen. So können ebenfalls 

akzeptanzsteigernde Lösungen gefunden werden. 

 

Bei umweltbedeutsamen Vorhaben mit großem Kon-

fliktpotenzial, bei denen sich erhebliche Widersprüche aus 

der betroffenen Öffentlichkeit abzeichnen, kann zur Vertie-

fung eine Mediation angeregt werden. Die Durchführung 

einer Umweltmediation kann von der für die Zulassung des 

Vorhabens zuständigen Behörde, bei Planfeststellungsver-

fahren von der Anhörungsbehörde, vorgeschlagen werden 

(§ 4 Absatz 1 UVwG).
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5. 2 ÖFFENTLICHKEITSARBEIT UND BILDUNG, 

ERFAHRUNGSAUSTAUSCH UND WISSENSTR ANSFER

Durch verbesserte Öffentlichkeitsarbeit der Unternehmen, 

der Wissenschaft und der Landesverwaltung soll das Wis-

sen und die Akzeptanz für Rohstoffgewinnung gesteigert 

werden. Ziel ist ein auf Wissen beruhendes gesellschaftli-

ches Rohstoffverständnis.

 

Auch für Planer, Genehmigungsbehörden und Träger der 

Regionalplanung ist ein guter Kenntnisstand über die Ver-

breitung und Qualität der Rohstoffvorkommen sowie über 

den landesweiten Bedarf an diesen Rohstoffen bei ihren 

abwägenden Planungen und Entscheidungen unabdingbar.

 

Daneben ist der Erfahrungsaustausch zwischen Unterneh-

men, der Wissenschaft und der Landesverwaltung ein wich-

tiges Instrument zur Verbesserung des Informationsstandes 

und der Kommunikation. Den Betreibern von Rohstoffge-

winnungsstellen kommt dabei eine besondere Bedeutung 

zu, da sie durch ihre Vorhaben vor Ort mit der betroffenen 

Bevölkerung tagtäglich in Kontakt stehen. Hier empfiehlt 

es sich auch, den Kommunikationsprozess, der mit dem Ar-

beitskreis zur Erstellung dieses Konzepts in Gang gesetzt 

wurde, fortzuführen.

 

Grundlagendaten zur Verbreitung und Verwertung heimi-

scher mineralischer Rohstoffe werden vom LGRB erarbeitet 

und vorgehalten. In mittlerweile vier Landesrohstoffberich-

ten, welche für die Jahre 2002, 2006, 2012/2013 und 2019 er-

schienen sind, und weiteren Publikationen werden grund-

legende und allgemein verständliche Informationen zu den 

in Baden-Württemberg vorkommenden Rohstoffgruppen 

gegeben. Die Landesrohstoffberichte geben außerdem ei-

nen Überblick über die Rohstoffsituation im Land und lie-

fern landesweite Daten als Grundlage für eine nachhaltige 

Rohstoffsicherung.

 

Detailliertere Informationen zu einzelnen Rohstoffvorkom-

men werden vom LGRB erhoben. Die Ergebnisse werden 

in Karten und in dazugehörigen Erläuterungen publiziert. 

Mittlerweile liegen landesweit rohstoffgeologische Über-

sichtskarten vor; die wesentlich detaillierteren Karten der 

mineralischen Rohstoffe im Maßstab 1:50.000 sind für rund 

50 Prozent des Landes erarbeitet. An der landesweiten Ab-

deckung mit der Karte der mineralischen Rohstoffe (KMR 

50) wird gearbeitet. Das LGRB hat rohstoffspezifische 

Lagerstättenpotenzialkategorien entwickelt, mit denen es 

möglich ist, Rohstoffvorkommen im landesweiten Vergleich 

zu bewerten. 

 

Im Juli 2019 wurde das für alle Interessierten verfügbare 

geowissenschaftliche Portal LGRBwissen freigeschaltet. 

Dieses soll sich als Wissensplattform etablieren, auf der 

alle geowissenschaftlichen Informationen des Landes 

ZIELE UND MASSNAHMEN

Es sollen soweit erforderlich Schulungen und Fortbildun-

gen durchgeführt werden, um die Verfahrensbeteiligten 

für den Umgang und die Auseinandersetzung mit den 

Bürgerinnen und Bürgern weiter zu qualifizieren. 

M35: QUALIF IK ATION DER VERFAHRENSBETEIL IGTEN BEI ÖFFENTLICHKEITSBETEIL IGUNG

Es wird empfohlen, bei konfliktträchtigen Vorhaben im 

Einzelfall zu prüfen, ob Mediatoren zur konstruktiven 

Beilegung von Konflikten beitragen können. Zwar kann 

die Durchführung von Mediationsverfahren einen Mehr-

aufwand und zusätzliche Kosten für das Zulassungsver-

fahren mit sich bringen. Es liegen mittlerweile jedoch 

gute Erfahrungen mit Mediationsverfahren vor. Unter-

stützung bietet dabei beispielsweise das Mediationsnetz 

Baden-Württemberg 2017.

M36: EINSATZ VON MEDIATIONSVERFAHREN
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Baden-Württemberg mit fachübergreifenden Karten- und 

Erläuterungswerken zu den Themen Bodenkunde, Geo-

logie, Hydrogeologie, Geothermie, Ingenieurgeologie, 

Rohstoffgeologie und Geotourismus hinterlegt werden. 

Die Darstellung und der Zugang zu diesen umfassenden 

geowissenschaftlichen Rohstoffinformationen sollen weiter 

optimiert werden. 

 

In den Jahren 2001, 2004 und 2007 haben in Baden-Würt-

temberg bereits Rohstofftage stattgefunden. Die Rohstoff-

tage sind von dem damals ressortzuständigen Wirtschafts-

ministerium Baden-Württemberg in Kooperation mit dem 

ISTE veranstaltet worden, um Firmen, Behörden und 

Öffentlichkeit über den Stand der Rohstoffversorgung im 

Land und die neuen Entwicklungen auf den Gebieten der 

Planung, des Rohstoffabbaus und der mittel- bis langfristi-

gen Rohstoffsicherung zu unterrichten.

 

Durch einen regelmäßigen Austausch und die Nutzung 

weiterer Möglichkeiten der Kommunikation zwischen Poli-

tik, Verwaltung, Interessenverbänden und den Wirtschafts-

unternehmen können der Erfahrungsaustausch intensiviert 

und wichtige Themen zeitnah diskutiert werden.

 

Ein guter und gemeinsamer Kenntnisstand über die Ver-

breitung und Qualität der Rohstoffvorkommen sowie über 

den landesweiten Bedarf an diesen Rohstoffen ist die Vor-

aussetzung für abgewogene Planungen und Entscheidun-

gen. Je größer das Wissen über die Rohstoffvorkommen 

und Lagerstätten des Landes ist, desto einfacher, schneller 

und vor allem auch nachhaltiger kann eine langfristige Roh-

stoffsicherung erfolgen. Die Übermittlung dieser Ergebnis-

se und die rohstoffgeologische Beratung der Träger der Re-

gionalplanung durch das LGRB ist gut abgestimmt. Von der 

fortlaufenden Aktualisierung der Rohstofferfassung und 

Rohstoffkartierung profitieren sowohl die genehmigen-

den Behörden als auch die Träger der Regionalplanung bei 

der Erfüllung ihrer Aufgaben. Der gegenseitige Informati-

onsaustausch sollte – wo erforderlich – weiter intensiviert 

werden. Ein Ansatz hierfür ist die Weiterentwicklung der 

gemeinsamen Rohstoffdatenbank (siehe Maßnahme M 13). 

ZIELE UND MASSNAHMEN

Die Veröffentlichung der landesweiten Informationen 

über die Rohstoffsituation im Land soll weiterhin in Form 

eines Rohstoffberichts oder in vergleichbarer Form min-

destens einmal in der Legislaturperiode erfolgen.

M37: ÖFFENTLICHKEITSARBEIT UND WISSENSTR ANSFER – L ANDESROHSTOFFBERICHTE

Ziel ist, das geowissenschaftliche Internet-Informations-

portal LGRBwissen noch weiter fortzuentwickeln und 

einen Rohstoffatlas zur Verfügung zu stellen. Dadurch 

können rohstoffgeologische Themen, Hintergrundinfor-

mationen und Grundlagendaten auf übersichtliche und 

anschauliche Art und Weise der Landesverwaltung, den 

Betreibern von Rohstoffabbaustätten, den Interessen- und 

Umweltverbänden sowie den interessierten Bürgerinnen 

und Bürgern noch besser verständlich und leichter zu-

gänglich gemacht werden. 

 

Dafür sind die notwendigen Arbeiten durch das LGRB 

zu intensivieren, insbesondere ist die Karte der minerali-

schen Rohstoffe (KMR 50) für die gesamte Landesfläche 

zu erstellen.

M38: ÖFFENTLICHKEITSARBEIT UND WISSENSTR ANSFER – ROHSTOFFGEOLOGISCHE 
	 GRUNDL AGENDATEN FÜR DIE ALLGEMEINHEIT: ROHSTOFFATL AS
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Ein „Rohstofftag“ soll in regelmäßigen Abständen von 

circa drei Jahren den interessierten Verbänden in Zusam-

menarbeit mit den Landesministerien und mit Unterstüt-

zung durch das LGRB veranstaltet werden, um Firmen, 

Behörden und Öffentlichkeit über den aktuellen Stand 

und aktuelle Entwicklungen im heimischen Rohstoffbe-

reich zu unterrichten.

M39: ÖFFENTLICHKEITSARBEIT, WISSENSTR ANSFER UND ERFAHRUNGSAUSTAUSCH – 
	 VER ANSTALTUNG VON ROHSTOFF TAGEN

Zur Fortführung des Kommunikationsprozesses, der mit 

dem Arbeitskreis zur Erstellung des Rohstoffkonzepts in 

Gang gesetzt worden ist, sowie zur Behandlung aktueller 

rohstoffgeologischer Fragestellungen sollte einmal jähr-

lich vom Umweltministerium ein „Runder Tisch Heimi-

sche Rohstoffe“ einberufen werden. Teilnehmer könnten 

neben Vertretern der Ministerien, des LGRB, der Träger 

der Regionalplanung und des ISTE auch Vertreter aus 

Umwelt- und Naturschutzverbänden sein.

M40: WISSENSTR ANSFER UND ERFAHRUNGSAUSTAUSCH – RUNDER T ISCH ROHSTOFFE

Das Sommerferienprogramm „Ferien im Jurameer“ ist seit 

2014 ein gemeinsames Projekt der Sparkassenstiftung Um-

welt+Natur und des Werkforums von Holcim Süddeutsch-

land. Mit dem Projekt sollen Erdgeschichte und Rohstoff

abbau verknüpft und kindgerecht veranschaulicht werden. 

Das Projektteam besucht dafür mit seinen Jungforschern 

an drei aufeinanderfolgenden Tagen in den Sommerferien 

verschiedene Biotope im Zollernalbkreis mit abwechs-

lungsreicher Flora, Fauna und Fossilienvorkommen, die 

meist in alten Steinbrüchen in verschiedenen geologi-

schen Schichten des Jura zu finden sind. Im Jahr 2018 

erhielt das Kooperationsprojekt die Projekt-Auszeichnung 

„UN-Dekade Biologische Vielfalt“.

BEST PR ACTICE: FERIEN IM JUR AMEER
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Auch die Unternehmen können die Bevölkerung aktiv so-

wohl über ihre Tätigkeit und ihre Produkte als auch über 

ihre Beiträge für den Umweltschutz, Klimaschutz oder zur 

Nachhaltigkeit informieren. Daneben sollten die Möglich-

keiten für Beiträge zur Umweltbildung durch die Landesre-

gierung geprüft werden.
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ZIELE UND MASSNAHMEN

Bei den Betreibern aus der rohstoffgewinnenden Indus-

trie wird dafür geworben, sich an der WIN!-Charta des 

Landes zu beteiligen. 

M42: TEILNAHME DER ROHSTOFFGEWINNENDEN INDUSTRIE AN DER WIN!- CHARTA

Zur Verbesserung des „Rohstoffverständnisses“ empfiehlt 

es sich, für die Serie „Gut zu wisseN!“ vom Umwelt

ministerium eine Broschüre zum Thema „Nachhaltiger 

Umgang mit heimischen mineralischen Rohstoffen“ zu 

erstellen.

 

Mögliche Inhalte:

•	 Steine und ErdeN!: Infos zur Notwendigkeit der Ver-

sorgung mit heimischen mineralischen Rohstoffen, Ver-

breitung und Einsatzbereiche heimischer mineralischer 

Rohstoffe, „Der Rohstoff kommt aus dem Baumarkt“, 

Rohstoffverständnis, Nimby-Phänomen, Möglichkeiten 

der Beteiligungsverfahren

•	 BaueN!: Möglichkeiten der Substitution durch recycelte 

oder nachwachsende Rohstoffe

•	 GarteN!: Verwendung heimischer mineralischer Roh-

stoffe im Garten- und Landschaftsbau („Faire“ Roh

stoffe)

•	 RecycelN!: Wiederverwertung von Werksteinen, Ent-

sorgung von Abbruchmaterialien 

•	 ErlebeN!: Hinweise auf Geotope und Lehrpfade

M41: 	BROSCHÜRE „NACHHALTIGER UMGANG MIT HEIMISCHEN MINER ALISCHEN ROHSTOFFEN“ 
	 IN DER SERIE „GUT ZU WISSEN!“
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Die WIN!-Charta des Landes Baden-Württemberg ist bislang 

bundesweit das einzige Nachhaltigkeitsmanagementsystem 

speziell für kleine und mittlere Unternehmen. Mit der Un-

terzeichnung der WIN!-Charta dokumentieren Unterneh-

men im Land ihr Engagement für nachhaltiges Wirtschaften 

und geben ein klares Bekenntnis zu ihrer ökonomischen, 

ökologischen und sozialen Verantwortung ab.

Abbildung 29: Auf Veranstaltungen, wie zum Beispiel dem Tag der offenen Tür am Regierungspräsidium Freiburg, informiert das LGRB die 
Bevölkerung auch über seine rohstoffgeologischen Arbeiten und Produkte.
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M 1	 Weitere Steigerung des Einsatzes von Sekundärrohstoffen	 S. 29

M 2	 Vorbildfunktion der öffentlichen Hand beim Einsatz von Sekundärrohstoffen	 S. 30

M 3	 Möglichst hochwertige Sekundärmaterialien	 S. 30

M 4	 Bewertungssystem (Gütesiegel) für die Rückbaubarkeit und die Recyclingfähigkeit von Bauprodukten	 S. 30

M 5	 Märkte für bisher nicht genutzte Materialien schaffen	 S. 31

M 6	 Verwertung von Abraum und Abfall aus Großbaustellen	 S. 31

M 7	 Nutzung von nachwachsenden Baumaterialien unter Berücksichtigung von Ökonomie und Ökologie	 S. 31

M 8	 Innovative Ansätze – Forschung	 S. 31

M 9	 Rohstoffsicherung – Flächeneffizienter Rohstoffabbau und Dezentralität	 S. 35

M 10	 Vorausschauende Planung durch frühzeitige Erkundungsmaßnahmen	 S. 36

M 11	 Verbesserung der Datengrundlage	 S. 39

M 12	 Verbesserung der Datengrundlage zur Abschätzung von Stoffströmen	 S. 39

M 13	 Gemeinsame Rohstoffdatenbank von LGRB, den Trägern der Regionalplanung 

	 und den Unteren Verwaltungsbehörden	 S. 39

M 14	 Verbesserung der Datengrundlage – Berücksichtigung von Substitutionsmöglichkeiten 

	 und Technologiewandel	 S. 39

M 15	 Verbesserung der Datengrundlage – Frühzeitige Information über betriebliche Bedarfsänderungen	 S. 39

M 16	 Reduzierung von Planungsunsicherheiten durch frühzeitige Übermittlung 

	 und Nutzung vorhandener Daten	 S. 42

M 17	 Beibehaltung der Anwendung von Zuschlägen	 S. 42

M 18	 Ermittlung und gesonderte Betrachtung von seltenen oder besonders wertvollen 

	 Rohstoffen mit absehbarer Verknappung 	 S. 43

M 19	 Rohstoffsicherung mittels Vorranggebieten	 S. 43

M 20	 Zeitlich gestaffelte Nutzung von Flächen	 S. 45

M 21	 Stärkung des Vollzugs	 S. 56

M 22	 Möglichst ähnliche Standards für Nassabbau	 S. 58

M 23	 Ausschöpfung der Potenziale von Lagerstätten im Nassabbau	 S. 58

M 24	 Optimierung der Abbaumethoden zur Vermeidung der Feinsediment-Problematik	 S. 60

M 25	 Lagerstättengerechte Anlage von Flachwasserzonen	 S. 62

M 26	 Prüfung des Umfangs der benötigten Flachwasserzonen	 S. 62

M 27	 Prüfung der Möglichkeiten praktikabler und rechtssicherer Lösungen 

	 für die Betriebe zur Förderung der biologischen Vielfalt in Abbaustätten	 S. 66

M 28	 Überprüfung der Barrierendefinition bei Rohstoffabbaustätten im Biotopverbund 	 S. 70

M 29	 Prüfung von Änderungen der Vorgaben im Naturschutz- und Forstrecht	 S. 71

M 30	 Verbesserte Berücksichtigung der Nachnutzung im Zulassungsverfahren	 S. 71

M 31	 Prozessschutzgebiete während und nach dem Rohstoffabbau	 S. 71

M 32	 Mögliche Beiträge von Gewinnungsstätten für den Erhalt und die Förderung bestimmter Waldformen	 S. 74

M 33	 Verstärkte Nutzung der Flächenagentur Baden-Württemberg für den forstrechtlichen Ausgleich	 S. 74

06 Überblick über die Maßnahmen
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M 34	 Prüfung der Möglichkeiten zum Flächentausch	 S. 75

M 35	 Qualifikation der Verfahrensbeteiligten bei Öffentlichkeitsbeteiligung	 S. 80

M 36	 Einsatz von Mediationsverfahren	 S. 80

M 37	 Öffentlichkeitsarbeit und Wissenstransfer – Landesrohstoffberichte	 S. 81

M 38	 Öffentlichkeitsarbeit und Wissenstransfer – Rohstoffgeologische Grundlagendaten 

	 für die Allgemeinheit: Rohstoffatlas	 S. 81

M 39	 Öffentlichkeitsarbeit, Wissenstransfer und Erfahrungsaustausch – Veranstaltung von Rohstofftagen	 S. 82

M 40	 Wissenstransfer und Erfahrungsaustausch – Runder Tisch Rohstoffe	 S. 82

M 41	 Broschüre „Nachhaltiger Umgang mit heimischen mineralischen Rohstoffen“ 

	 in der Serie „Gut zu WisseN!“ 	 S. 83

M 42	 Teilnahme der rohstoffgewinnenden Industrie an der WIN!-Charta	 S. 83
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7.1 ABKÜRZUNGEN 

4. BImSchV	 Vierte Verordnung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes

 

BauGB	 Baugesetzbuch

BBergG	 Bundesberggesetz

BBodSchG	 Bundesbodenschutzgesetz

BBodSchV	 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung

BImSchG	 Bundes-Immissionsschutzgesetz

BMBF	 Bundesministerium für Bildung und Forschung

BNatSchG	 Bundesnaturschutzgesetz

 

CEF	 Measures that ensure the continued ecological functionality

	 Funktionserhaltende und sukzessiv mit dem fortschreitenden Abbau zu realisierende 

	 Maßnahmen

 

DAfStB	 Deutscher Ausschuss für Stahlbeton

DB	 Deutsche Bahn

 

ErsatzbaustoffV	 Ersatzbaustoffverordnung

EU-BauPVO	 Verordnung Nummer 305/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2011 

	 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen für die Vermarktung von Bauprodukten und zur 

	 Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates

EU-WRRL	 EU-Wasserrahmenrichtlinie

 

FFH	 Fauna-Flora-Habitat

FVA	 Forstliche Versuchs- und Forschungsanstalt Baden-Württemberg

 

GNOR	 Gesellschaft für Naturschutz und Ornithologie Rheinland-Pfalz e. V.

GWP	 Generalwildwegeplan

 

IEKK	 Integriertes Energie- und Klimaschutzkonzept Baden-Württemberg

ImSchZuVO	 Immissionsschutz-Zuständigkeitsverordnung 

ISF	 Institut für Seenforschung

ISTE	 Industrieverband Steine und Erden Baden-Württemberg e. V.

 

JWMG	 Jagd- und Wildtiermanagementgesetz

 

KaBa	 Pilotprojekt „Konfliktarme Baggerseen“

KIWI	 Kieswirtschaft im Dialog

07 Anlagen
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KrWG	 Kreislaufwirtschaftsgesetz

 

LfU	 Landesanstalt für Umweltschutz Baden-Württemberg

LGRB	 Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau Baden-Württemberg

LKreiWiG	 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz

LPlG	 Landesplanungsgesetz

LUBW	 Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg

LWaldG	 Landeswaldgesetz

 

Mio.	 Million

 

NatSchG	 Naturschutzgesetz Baden-Württemberg

NBBW	 Programmsystem NBBW – Nachhaltiges Bauen in Baden-Württemberg (www.nbbw.de)

 

R-Beton/RC-Material	 Ressourcenschonender Beton / Recycling-Material

REA-Gips	 Gips aus Rauchgasentschwefelungsanlagen

ROG	 Raumordnungsgesetz

RSK 2	 Rohstoffsicherungskonzept des Landes Baden-Württemberg Stufe 2

 

TA Luft / TA Lärm	 Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft / Technische Anleitung zum Schutz 

	 gegen Lärm

 

Umweltministerium	 Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg

UVP	 Umweltverträglichkeitsprüfung

UVwG	 Umweltverwaltungsgesetz

 

VSE	 Industrieverband Steine und Erden e. V. Neustadt / Weinstraße

VwV	 Verwaltungsvorschrift

 

WG	 Wassergesetz für Baden-Württemberg

WHG	 Wasserhaushaltsgesetz
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BEGR IFF DEF IN IT ION

Abbauwürdigkeit Mit wirtschaftlichem Erfolg gewinnbare Lagerstätte; abhängig von ökonomischen 

Faktoren wie zum Beispiel Preisniveau, Stand der Fördertechnik, Größe und 

Verkehrsanbindung der Lagerstätte als auch ökologischen Faktoren.

Abraum Gestein, das keine nutzbaren Rohstoffe enthält und vor (zum Beispiel Deck-

schichten im Tagebau) oder während der Rohstoffgewinnung abgeräumt werden 

muss; früher meist auf einer Halde abgelagert, heute häufig zur Verfüllung alter 

Abbaue genutzt (Renaturierung).

Asphaltgranulat Ausgebauter Asphalt, der durch Fräsen oder Aufbrechen mit anschließender 

Zerkleinerung als Granulat vorliegt.

Biotopverbund Auf der Fachkulisse des Fachplans Landesweiter Biotopverbund aufzubauendes 

Netzwerk der Natur; vernetzt Lebensräume mit dem Ziel, den Austausch für 

wenig mobile Arten der dort vorkommenden Lebensgemeinschaften und die 

Besiedelung neuer Biotope zu ermöglichen und den Arterhalt zu fördern; die 

Fachkulisse besteht aus Kernflächen, Kernräumen und Verbindungs- und Ver-

netzungselementen wie Trittsteinbiotope und enthält Suchräume zur Umsetzung 

von Maßnahmen; Errichtung vorgeschrieben im Bundes- und im Landesnatur-

schutzgesetz.

Biotopvernetzung Basiert auf kommunalen oder landwirtschaftlichen Biotopvernetzungskonzep-

tionen und bezieht sich im rechtlichen und planerischen Sinn auf die vorrangig 

von Landwirtschaft geprägten Flächen auch außerhalb der Kulisse des Fachplans 

Landesweiter Biotopverbund; lineare und punktförmige Elemente wie Hecken, 

Feldraine und Krautsäume oder Trittsteinbiotope sind zu erhalten oder gegebe-

nenfalls zu schaffen; Bewirtschaftungs-Extensivierung von Äckern kann auch 

Bestandteil einer Biotopvernetzungsmaßnahme sein.

CEF-Maßnahmen Measures that ensure the continued ecological functionality. 

Zeitlich vorgezogene Ausgleichsmaßnahme, die eine ökologisch-funktionale 

Kontinuität gewährleistet.

Deponie Beseitigungsanlage zur dauerhaften Ablagerung von Abfällen oberhalb oder 

unterhalb der Erdoberfläche.

Erosion Abtrag und Abtransport von Boden- und Gesteinsmaterial durch Kräfte des Was-

sers, des Eises, des Windes sowie der Schwerkraft.

Festgestein Mechanisch widerstandsfähige Gesteine, deren Struktur und Verformbarkeit der 

von Festkörpern entspricht; Beispiele: Kalkstein, Sandstein, Basalt, Gneis, Granit.

Flurbilanz Bewertung landwirtschaftlicher Flächen nach natürlichen und landwirtschaft

lichen Gesichtspunkten.

Internationale Bodenseekonferenz Kooperativer Zusammenschluss der an den Bodensee angrenzenden und mit ihm 

verbundenen Länder und Kantone.
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BEGR IFF DEF IN IT ION

Industriemineral(e) Natürlich gebildete Minerale und Mineralgemenge, die in industriellen Prozessen 

überwiegend unter Nutzung ihrer chemischen Eigenschaften, jedoch nicht zur 

Gewinnung von Metallen und Energie, eingesetzt werden; Beispiele: Anhydrit, 

Gips, Steinsalz.

Kluft- und Karstgrundwasserleiter Grundwasserleiter im Festgestein: Im Kluftgrundwasserleiter fließt das Wasser 

durch Klüfte, Spalten und Fugen, im Karstgrundwasserleiter zusätzlich entlang 

lösungserweiterter Hohlräume (Verkarstungen).

Konvektionsströmung Hier: Wasserströmung in Oberflächengewässern, die sich auf Dichteunterschie-

de aufgrund unterschiedlicher Wassertemperaturen innerhalb des Gewässers 

zurückführen lässt.

Konzentrationswirkung Erteilte Genehmigung schließt andere Genehmigung(en) mit ein.

Lagerstätte Abbauwürdiges Vorkommen mineralischer Rohstoffe, das nach Art und Inhalt für 

eine wirtschaftliche Nutzung in Betracht kommt; was als Lagerstätte angesehen 

wird, ist abhängig von den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und damit 

zeitlich veränderlich.

Lockergestein Nicht verfestigtes Gesteinshaufwerk, dessen Gemengeteile keinen festen Zusam-

menhalt, also wenig Kornbindung, aufweisen; Beispiele: Kies, Sand, Schluff, Ton.

Mächtigkeit (wahre) Dicke / Stärke einer Schicht oder eines schichtigen Gesteinskörpers, gemessen 

senkrecht zu den Schichtflächen.

Massenrohstoff In großen Mengen vorkommende, zumeist mineralische Rohstoffe; werden vor 

allem im Bauwesen eingesetzt.

Maximalrecycling Herstellung der Asphalttrag- und Asphaltbinderschicht mit einem Asphaltgranu-

latanteil von 60 bis 75 Massenprozent und der Zugabe von weichem Bindemittel.

Mineralische Rohstoffe Materialien, die sich in der Erdkruste durch geologische Prozesse bildeten, 

werden unterteilt in: Steine und Erden-Rohstoffe, Industrieminerale, Salzgesteine, 

Energierohstoffe und Metallrohstoffe.

Nassabbau Gewinnung von Rohstoffen, bei der die Grundwasserüberdeckung entfernt und 

das Grundwasser freigelegt wird.

Natura 2000 Schutzgebietssystem der Europäischen Union, das die Gebiete nach der Fauna-

Flora-Habitat-Richtlinie (Richtlinie 92/43/EWG, kurz FFH-Richtlinie) und der 

Vogelschutzrichtlinie (Richtlinie 79/409/EWG) umfasst.

Ökobilanzierung Verfahren, um umweltrelevante Vorgänge über einen Lebenszyklus – von der 

Herstellung bis zur Wieder- oder Weiterverwendung – zu erfassen und zu bewer-

ten; ursprünglich vor allem zur Bewertung von Produkten entwickelt, Anwen-

dung heute auch bei Verfahren, Dienstleistungen und Verhaltensweisen.

Primärrohstoffe Unbearbeitete Rohstoffe, die aus natürlichen Ressourcen gewonnen werden.
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BEGR IFF DEF IN IT ION

Prozessschutzgebiet Gebiete, in denen eine vom Menschen nicht beeinflusste Entwicklung der Natur 

den Vorrang haben soll (Natur soll sich selbst entwickeln, kein Eingriff in die 

stattfindende Entwicklung).

REA-Gips Gips aus Rauchgasentschwefelungsanlagen.

Rekultivierung Wiederherstellung der Nutzbarkeit von ehemaligen Rohstoffgewinnungsflächen, 

Deponien oder einst bebauten Gebieten für Land- und Forstwirtschaft, Wasser-

wirtschaft oder zur Schaffung von naturnahen Lebensräumen für Pflanzen und 

Tiere.

Renaturierung Wiederherstellung von naturnahen Lebensräumen für Pflanzen und Tiere in 

Arealen, die zwischenzeitlich zum Beispiel landwirtschaftlich, baulich oder für 

die Rohstoffgewinnung genutzt wurden.

Sekundärrohstoffe Rohstoffe die durch Aufarbeitung (Recycling) aus Abfällen gewonnen werden 

und als Ausgangsstoffe für neue Produkte dienen.

Steine-Erden-Rohstoffe Bilden mit den Industriemineralen die Gruppe der nichtmetallischen Mineral-

rohstoffe; werden als Massenrohstoffe vornehmlich in der Bauindustrie genutzt.

Sukzession Natürliche zeitliche Abfolge von Lebensgemeinschaften innerhalb eines Lebens-

raums, also die Rückkehr der für einen Standort typischen Pflanzen-, Tier- und 

Pilzgesellschaften, die sich nach einer Störung (zum Beispiel Sturmwurf) auf-

grund der vorherrschenden Umweltfaktoren (wie Klima und Bodenart) natürli-

cherweise dort wieder einstellen.

Trockenabbau Rohstoffabbau, ohne dass in das Grundwasser eingegriffen oder dieses freigelegt 

wird.

Waschschlamm Schlamm, der bei der Aufbereitung von mineralischen Rohstoffen durch „Wa-

schen“ anfällt und aus abgeschlämmten Feinstteilen (in der Regel Ton, Schluff, 

Feinsand) besteht.
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7.3 QUELLEN SOWIE WEITERFÜHRENDE L ITER ATUR UND L INKS

QUELLE L ITE R ATUR

Landesamt für Geologie, Rohstoffe und 

Bergbau Baden-Württemberg

Rohstoffbericht Baden-Württemberg 2002 – Gewinnung, Verbrauch und 

Sicherung von mineralischen Rohstoffen, Themenschwerpunkt: Steine und 

Erden, Freiburg i. Br., 2002

Landesamt für Geologie, Rohstoffe und 

Bergbau Baden-Württemberg

Rohstoffbericht Baden-Württemberg 2006 – Gewinnung, Verbrauch und 

Sicherung von mineralischen Rohstoffen, Freiburg i. Br., 2006

Landesamt für Geologie, Rohstoffe und 

Bergbau Baden-Württemberg

Rohstoffbericht Baden-Württemberg 2012/2013, Bedarf, Gewinnung und 

Sicherung von mineralischen Rohstoffen – Dritter Landesrohstoffbericht, 

Freiburg i. Br., 2013

Landesamt für Geologie, Rohstoffe und 

Bergbau Baden-Württemberg

Rohstoffbericht Baden-Württemberg 2019, Gewinnung und Sicherung von 

mineralischen Rohstoffen – Vierter Landesrohstoffbericht, Freiburg i. Br., 

2020

Landesanstalt für Umwelt, Messungen 

und Naturschutz Baden-Württemberg

Fachplan Landesweiter Biotopverbund – Arbeitshilfe, Naturschutz-Praxis, 

Landschaftsplanung 3, Karlsruhe, 2014

Landesanstalt für Umweltschutz 

Baden-Württemberg

Kiesgewinnung und Wasserwirtschaft – Empfehlungen für die Planung und 

Genehmigung des Abbaus von Kies und Sand, Oberirdische Gewässer, 

Gewässerökologie 88, Karlsruhe, 2004

Landesanstalt für Umweltschutz 

Baden-Württemberg, 

Fachdienst Naturschutz

Leitfaden für die Eingriffs- und Ausgleichsbewertung bei Abbauvorhaben, 

Karlsruhe, 1997

Landesarbeitskreis 

Forstliche Rekultivierung 

von Abbaustätten

Forstliche Rekultivierung – Planung, Rohstoffgewinnung, Rekultivierung, 

Wiederbewaldung, Schriftenreihe Umweltberatung im ISTE, Band 3, Stutt-

gart, 2011

Landesbetrieb ForstBW Die Gesamtkonzeption Waldnaturschutz ForstBW mit den Waldnatur-

schutzzielen 2020, Stuttgart, 2015

Ministerium für Ländlichen Raum und 

Verbraucherschutz Baden-Württemberg

Naturschutzstrategie Baden-Württemberg – Biologische Vielfalt und natur-

verträgliches Wirtschaften – für die Zukunft unseres Landes, Stuttgart, 2014

Ministerium für Ländlichen Raum und 

Verbraucherschutz Baden-Württemberg

Wildtierbericht für Baden-Württemberg 2018, Stuttgart, 2019

Ministerium für Umwelt, Klima und 

Energiewirtschaft Baden-Württemberg, 

Ministerium für Finanzen und Wirtschaft 

Baden-Württemberg, 

Ministerium für Wissenschaft, Forschung 

und Kunst Baden-Württemberg

Landesstrategie Ressourceneffizienz, Stuttgart, 2016

Ministerium für Umwelt, Klima und 

Energiewirtschaft

Monitoringbericht zur Landesstrategie Ressourceneffizienz Baden-Württem-

berg, Stuttgart, 2019
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QUELLE L ITE R ATUR

Ministerium für Umwelt, Klima und 

Energiewirtschaft Baden-Württemberg

Integriertes Energie- und Klimaschutzkonzept Baden-Württemberg (IEKK), 

Stuttgart, 2014

Ministerium für Umwelt, Klima und 

Energiewirtschaft Baden-Württemberg

Leitfaden zum Einsatz von R-Beton, Stuttgart, 2017

Ministerium für Umwelt, Klima und 

Energiewirtschaft Baden-Württemberg

Genehmigungs- und Anzeigeverfahren nach dem Bundes-Immissions-

schutzgesetz – Leitfaden, Stuttgart, 2018

Staatsministerium Baden-Württemberg Leitfaden für eine neue Planungskultur, Stuttgart, 2014
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7.4 VERZEICHNIS DER ARBEITSKREISMITGLIEDER

 

Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft

Ministerium für Finanzen

Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus

Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen

Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz

Ministerium für Verkehr

Regierungspräsidium Freiburg

Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau im Regierungspräsidium Freiburg

Regierungspräsidium Karlsruhe

Regierungspräsidium Tübingen

Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg

Gemeindetag Baden-Württemberg

Städtetag Baden-Württemberg

Regionalverband Nordschwarzwald

Regionalverband Südlicher Oberrhein

Industrie- und Handelskammer Bodensee-Oberschwaben 

Industrie- und Handelskammer Südlicher Oberrhein

Industrieverband Steine und Erden Baden-Württemberg e. V.

Bundesverband Mineralische Rohstoffe e. V.

Vereinigung Rohstoffe und Bergbau e. V.

Landesverband der Baden-Württembergischen Industrie e. V.

Verband der chemischen Industrie e. V.

Baden-Württembergischer Handwerkstag e. V.

Bauwirtschaft Baden-Württemberg e. V.

Verein Deutscher Zementwerke e. V. 

Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg e. V. 

Naturschutzbund Deutschland (NABU) Landesverband Baden-Württemberg e. V.

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) Landesverband Baden-Württemberg e. V.
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7.5 B ILDQUELLEN

ABBILDUNG TITEL QUELLE / B ILDREC HTE

Titelbild Rohstoffe Kies, Sand, Splitt mahey / 

stock.adobe.com

Abbildung 1 Gewinnung heimischer mineralischer Rohstoffe in 

Baden-Württemberg

LGRB

Abbildung 2 Auftaktveranstaltung Umweltministerium

Abbildung 3 Karte Kiese und Sande (Abbaustätten und Vorkommen) LGRB

Abbildung 4 In Bauschuttrecycling- und Asphaltmischanlagen eingesetzte 

Bauabfälle in Baden-Württemberg 1996 bis 2018

Statistisches Landesamt 

Baden-Württemberg

Abbildung 5 Aufbereitung von Bauabfällen in Bauschuttrecyclinganlagen in 

Baden-Württemberg in 2016 und 2018

Statistisches Landesamt 

Baden-Württemberg

Abbildung 6 Recycling – Output-Material: sortenreines Splitt-, Kies-, 

Schottermaterial

Heinrich Feeß GmbH 

& Co. KG, Kirchheim 

unter Teck

Abbildungen 7, 8 Verfüllung von Steinbrüchen LGRB

Abbildung 9 Ausschnitt Regionalplan Verband Region Stutt-

gart; Geobasisdaten 

LGL

Abbildung 10 Kalksteinbruch im Unteren Massenkalk mit großer nutzbarer 

Mächtigkeit

LGRB

Abbildung 11 Kalksteinbruch im Unteren Muschelkalk mit geringer nutzbarer 

Mächtigkeit

LGRB

Abbildung 12 Lagerstättengeologisch begründete Zuschläge zur Festlegung von 

Vorranggebieten für den Abbau und zur Sicherung von Rohstoffen 

bei der Erstellung von Regionalplänen

Umweltministerium

Abbildung 13 Gipsbruch LGRB

Abbildung 14 Genehmigungs- und Fachrecht (Verfahren nach Baurecht nur im 

Innenbereich) Bergbau-Symbol

Umweltministerium 

kamasigns/Fotolia.com

Abbildung 15 Rechtliche Stellung der Bodenschätze in Deutschland Umweltministerium

Abbildung 16 Zulassungsverfahren für Abgrabungen Umweltministerium

Abbildung 17 Generalwildwegeplan – Grünbrücken vernetzen Wildtierlebensräume 

und ermöglichen Wanderungen von Wildtieren

FVA

Abbildung 18 Baggersee bei Singen LGRB

Abbildung 19 Stillgelegter Baggersee bei Schwackenreute LGRB

Abbildung 20 Kiesbaggerung LGRB

Abbildung 21 Kieswaschanlage LGRB
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ABBILDUNG TITEL QUELLE / B ILDREC HTE

Abbildung 22 Böschungsneigungen für Normalufer (aus Kiesgewinnung und 

Wasserwirtschaft – Empfehlungen für die Planung und Genehmigung 

des Abbaues von Kies und Sand, Abbildung 15)

LUBW (vormals LfU)

Abbildung 23 Viele Abbaustätten sind wichtige Sekundärlebensräume für 

seltene und geschützte Arten oder für Nahrungsspezialisten 

wie den besonders geschützten Lederlaufkäfer

Bodo Krauß, 

Umweltministerium

Abbildung 24 Besiedlung einer Abbauwand in einer Kiesgrube LGRB

Abbildungen 25, 26 Entwicklung von Feuchtbiotopen in Steinbrüchen LGRB

Abbildung 27 Beispiel aus dem derzeitigen „Fachplan Landesweiter Biotopverbund“ LUBW 

Geobasisdaten LGL

Abbildung 28 Landwirtschaftliche Nutzung einer aufgefüllten Sandgrube LGRB

Abbildung 29 Auf Veranstaltungen, wie zum Beispiel dem Tag der offenen Tür 

am Regierungspräsidium Freiburg, informiert das LGRB die Bevölke-

rung auch über seine rohstoffgeologischen Arbeiten und Produkte

LGRB

07  ANL AGEN



HER AUSGEBER

Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg

Kernerplatz 9

70182 Stuttgart

Telefon:	 +49 (0) 711 126-0

Telefax:	 +49 (0) 711 126-2881

Internet:	 um.baden-wuerttemberg.de

E-Mail:	 poststelle@um.bwl.de

 

GESTALTUNG

Layoutlounge – Büro für Gestaltung, Brandmair und Bausch GbR

www.layoutlounge.de

 

Stand: September 2021

Copyright: © 2021, Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg

Impressum

http://um.baden-wuerttemberg.de
mailto:poststelle%40um.bwl.de?subject=
http://www.layoutlounge.de

	Nachhaltige Nutzung mineralischer Rohstoffe in Baden-Württemberg
	Vorwort
	WARUM MACHEN WIR EIN ROHSTOFFKONZEPT?

	Inhaltsverzeichnis
	01 Einleitung und Exposé
	1.1 AUFTRAG UND VERANLASSUNG
	1.2 LEITLINIEN DES KONZEPTS
	1.3 AUSGANGSSITUATION – ÜBERBLICK ÜBER DIE DERZEITIGE ROHSTOFFGEWINNUNG IN BADEN-WÜRTTEMBERG
	1.4 BETEILIGUNGSPROZESS
	1.5 WESENTLICHE AUSSAGEN DER KAPITEL 2 BIS 5

	02 Ressourceneffizienz, Recycling und Substitution
	2.1 MINERALISCHE BAUABFÄLLE
	2.2 RECYCLINGBAUSTOFFE UND -MATERIALIEN – QUALITÄT DES RECYCLINGMATERIALS
	2.3 STEIGERUNG VON ANGEBOT UND NACHFRAGE NACH RECYCLINGBAUSTOFFEN UND -MATERIALIEN
	2.4 RECYCLINGFÄHIGKEIT VON VERBUNDSTOFFEN UND NEUEN MATERIALIEN
	2.5 MINIMIERUNG DES NICHT GENUTZTEN MATERIALS, ABRAUMS UND BODENAUSHUBS SOWIE VERFÜLLUNG ALS VERWERTUNG
	2.6 SUBSTITUTION

	03 Nachhaltige Sicherung der Rohstoffversorgung auch für zukünftige Generationen
	3.1 AUFGABE DER RAUMORDNUNG
	3.2 AUFGABE DER BAULEITPLANUNG
	3.3 ROHSTOFFSICHERUNG – FLÄCHENEFFIZIENTER ROHSTOFFABBAU UND DEZENTRALITÄT
	3.4 BEDARF AN HEIMISCHEN MINERALISCHEN ROHSTOFFEN
	3.5 ROHSTOFFSICHERUNG – (FRÜHZEITIGE) BERÜCKSICHTIGUNG VON NUTZUNGSKONKURRENZEN UND AUSSCHLUSSGRÜNDEN
	3.6 FESTLEGUNG VON ZWISCHEN- UND NACHNUTZUNGEN IN DER REGIONALPLANUNG

	04 Nachhaltige und ressourcenschonende Rohstoffgewinnung
	4.1 RECHTLICHE RAHMENBEDINGUNGEN UND VORGABEN
	4.2 FLÄCHENEFFIZIENTER ROHSTOFFABBAU UND WASSER-SCHUTZ
	4.3 NACHHALTIGE GEWINNUNG UND NATURSCHUTZ 
	4.4 ROHSTOFFABBAU UND NACHNUTZUNG

	05 Kooperation und Kommunikation
	5.1 ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG
	5.2 ÖFFENTLICHKEITSARBEIT UND BILDUNG, ERFAHRUNGSAUSTAUSCH UND WISSENSTRANSFER

	06 Überblick über die Maßnahmen
	07 Anlagen
	7.1 ABKÜRZUNGEN 
	7.2 GLOSSAR
	7.3 QUELLEN SOWIE WEITERFÜHRENDE LITERATUR UND LINKS
	7.4 VERZEICHNIS DER ARBEITSKREISMITGLIEDER
	7.5 BILDQUELLEN

	Impressum




